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194 
Landkreis Jerichower Land 
- Der Landrat – 
 
 
4. Nachtrag zur Mittelfristigen Schulentwicklungsplanung des Landkreises Jerichower Land 
für den Zeitraum der Schuljahre 2004/05 bis 2008/09  
 
Mit Bescheid des Landesverwaltungsamtes vom 31.05.2006 wurde der 4. Nachtrag zur Fortschreibung des 
Mittelfristigen Schulentwicklungsplanes genehmigt. 
 
Die Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes erfolgte auf der Grundlage der Aufhebung der Grund-
schulstandorte Parchau und Leitzkau zum 31.07.2006. Danach war der Schulbezirk der weiterführenden 
Sekundarschule „Diesterweg“ Burg diesen Veränderungen anzupassen. 
  
Der 4. Nachtrag und der Genehmigungsbescheid liegen in der Zeit vom 3. bis 21. Juli 2006 während der 
Öffnungszeiten 
 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,  12. Jahrgang, Nr. : 10    vom   30.6.2006                                        Seite  
 

294

dienstags 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
   13:00 Uhr bis 16:00 Uhr  
donnerstags 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
   13:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
freitags  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 

zur Einsichtnahme in der Kreisverwaltung des Landkreises Jerichower Land, In der Alten Kaserne 4 in Burg, 
Zimmer 311 aus. 
 
Genthin, den 20. Juni 2006     
 
 
 
gez. Lothar Finzelberg 
______________________________________________________________________________________ 

195 
 
Landkreis Jerichower Land 
Der Landrat 
 
 

Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung eines Antrages auf Erteilung einer Lei-
tungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 

 
 
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. S. 2192) 
in Verbindung mit § 6 der Verordnung zur Durchführung des Sachenrechts (Sachenrechts-
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) hat der nachfolgend genannte 
Antragsteller beim Landkreis Jerichower Land als untere Wasserbehörde für folgende Anlage die Erteilung 
einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beantragt. 
 
Bezeichnung der Anlage: 

 
Trinkwasserleitung Ortsnetz Karith 

Antragsteller: WBW mbH Wassergesellschaft Börde-Westfläming mbH, PF 14 30, 39004 
Magdeburg 

 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfolgend genannten 
Grundstücke zu Gunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eigener Verantwortung und auf eige-
nes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und Erneuerung der Anlage zu 
nutzen, Wasser in einer Leitung über das Grundstück zu führen sowie die Grundstücke zu betreten. 
 
Die Bescheinigung erstreckt sich auf folgende Flurstücke: 
 
Gemarkung: 
 

Flur: 
 

Flurstück(e): 

Karith 
 

1 
 
 
 
2 
 
5 

86/14, 10/2, 185/31, 46, 130/51, 10005, 87/14, 16/1, 10/3, 
18, 33, 34, 31/1, 41, 45, 47, 48, 195/49, 197/52, 10007, 
57, 161/62, 212/62, 165/62, 170/62, 200/72 
 
10027, 106/9, 97/34, 112/35, 37, 20 
 
3/3, 10045 
 

 
Gemäß § 7 der SachenR-DV werden die Antragsunterlagen in der Zeit vom 3. Juli 2006 bis 31. Juli 2006 
beim Landkreis Jerichower Land, untere Wasserbehörde, Brandenburger Straße 100, 39307 Genthin wäh-
rend der Dienstzeiten und bei der Stadt Gommern, Liegenschaftsamt, Walter-Rathenau-Straße 4, 39245 
Gommern, dienstags von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr sowie donnerstags von 9.00 bis 12.00 
Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr  öffentlich ausgelegt. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig wäh-
rend dieser Frist, wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweis zur Einlegung von Widersprüchen 
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Die Dienstbarkeit ist per Gesetz entstanden. Ein Widerspruch des Grundstückseigentümers kann nicht damit 
begründet werden, dass kein Einverständnis mit der Belastung des Grundstückes besteht. Ein zulässiger 
Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die von dem Antrag stellenden Versorgungsunternehmen 
dargestellte Leitungsführung nicht richtig ist, das Grundstück gar nicht von der Leitung betroffen ist oder in 
anderer Weise als vom Antragsteller dargelegt. 
 
Burg, 16. Juni 2006  
 
Im Auftrag  
     
 
 
gez. Girke 
______________________________________________________________________________ 
B. Verwaltungsgemeinschaften, Städte und Gemeinden 
1.  Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 

 

196 

Gemeinde Demsin 
 

2. Änderung der Friedhofssatzung und der Gebührenordnung der Gemeinde Demsin 
 

 
Aufgrund der §§ 6 und 33 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 
(GVBl. LSA S. 568) in der derzeit geltenden Fassung wird folgende  
2. Änderung der Friedhofssatzung und der Gebührenordnung  der Gemeinde Demsin erlassen: 
  
Der Gemeinderat der Gemeinde Demsin beschloss auf seiner Sitzung am 11.05.2006 die  
2. Änderung der Friedhofssatzung und der Gebührenordnung der Gemeinde Demsin vom 12.11.1997, zu-
letzt geändert am 22.11.2001 (Artikel 4): 
 
Im § 10 Punkt 2.5 der Friedhofssatzung sind die Gemeinschaftsgrabstätten aufgeführt. Dazu wird auf dem  
Friedhofsgrundstück im OT Kleinwusterwitz, (Flur 22, Flurstück 21/2 – Eigentümerin die Gemeinde Demsin) 
ein Grabfeld für die anonymen Bestattungen „Grüne Wiese“ angelegt. 
Die Gebührenordnung gemäß § 6 wird durch den Punkt 4 ergänzt. 
Für die Überlassung einer Urnengrabstätte in der Gemeinschaftsanlage „Grüne Wiese“ werden für 20 Jahre 
Ruhezeit Gebühren in Höhe von 51,00 € erhoben. 
 
Die 2. Änderung der Friedhofssatzung und der Gebührenordnung der Gemeinde Demsin tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Staschull 
Bürgermeister                                                             (Siegel) 
______________________________________________________________________________________ 

197 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Lostau            

 
Friedhofsnutzungsentgelt und -gebührensatzung 

der Gemeinde Lostau 
 

Aufgrund der §§ 6 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA 
S. 568) in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der Gemeinde Lostau in seiner Sitzung am 
23.05.2006 folgende Satzung  beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand und Höhe der Entgelte und Gebühren 
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Für die Benutzung des Friedhofs der Gemeinde Lostau, die für die Beisetzung vorgesehene Einrichtung 
sowie für sonstige Leistungen werden  Entgelte und Gebühren nach der Friedhofsnutzungsentgelt und -
gebührensatzung des als Anlage beigefügten Gebührentarifs erhoben. 
                 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenpflichtig ist der Nutzungsberechtigte einer Grabstelle. Mehrere Nutzungsberechtigte haften als 
Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Fälligkeit 

 
Die Gebührenhöhe regelt der Gebührentarif. Die Entgelte und Gebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 

§ 4 
Stundung und Erlass 

 
Im Einzelfall können Gebühren, deren Einziehung eine unbillige Härte wäre, gestundet, ganz oder teilweise 
erlassen werden. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  
Die Friedhofsgebührensatzung einschließlich Gebührentarif vom 26.06.2001 tritt somit außer Kraft. 
 
Lostau, den 30.05.2006 
 
 
gez.: Kreye          Anlage 
Bürgermeister          Gebührentarif 
 
     ________________________ 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Lostau 
 
 

Gebührentarif 
Friedhofsnutzungsentgelt 

und –gebührensatzung der Gemeinde Lostau 
 

 
I.  Nutzungsentgelte an Grabstätten        
                                                                                                                                 
1. Reihengräber 

a) Gräber für Personen unter 5 Jahre                                      110,00 Euro 
b) Gräber für Personen über 5 Jahre                                       200,00 Euro 
c) Doppelgrabstätte       350,00 Euro       
                                          

     
2. Urnengräber 
            a) für die Gestattung der Beisetzung einer Urne 
                auf einem schon belegten Erdgrab                                     80,00 Euro   
 b) für eine Urnenreihenstelle                                              140,00 Euro   
 c) für die Gestattung der Beisetzung einer 
                 2., 3. und 4. Urne auf einer Urnenreihenstelle                         50,00 Euro  
 d) Urnenhain        180,00 Euro  
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Bei Verlängerung des Nutzungsrechts wird die Zeit der Nutzung vereinbart und die Gebühr nach den Jah-
resansätzen ermittelt. 
 
 
II.  Zusatzgebühren  
 

a) Benutzung der Kapelle                  80,00 Euro      
 
III. Einebnungsgebühr von Grabstellen 
 
a) Gräber von Personen unter 5 Jahre                                            105,00 Euro  
b) Gräber von Personen über 5 Jahre                                            130,00 Euro  
c) Wahlgräber (Doppelgrabstellen)                                                260,00 Euro  
d) Urnengrabstellen                                                                       80,00 Euro  
 
 
 
Lostau, den 30.05.2006 
 
 
gez.: Kreye           
Bürgermeister  
______________________________________________________________________________________

198 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Möser 
 

 
Nachtragshaushaltssatzung und Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung 2006 

der Gemeinde Möser 
 
 
1. Nachtragshaushaltssatzung 
 
Auf der Grundlage des § 95 der GO LSA vom 05.10.93 in der derzeit gültigen Fassung hat der Gemeinderat 
der Gemeinde Möser in der Sitzung am 03.05.2006 folgende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2006 beschlossen: 
 
 § 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
                                              erhöht um      vermindert um und somit der Gesamtbetrag 
   des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
  gegenüber bisher      nunmehr  
   festgesetzt auf 
 € €                               €                         € 
 
a) im Verwaltungshaushalt 

- die Einnahmen    -        26.400 2.738.300 2.711.900 
- die Ausgaben - - 2.878.900 2.878.900 
 

b)  im Vermögenshaushalt 
- die Einnahmen  170.700  - 1.268.600 1.439.300 
- die Ausgaben  170.700  - 1.268.600 1.439.300 
 
   § 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
   § 3 
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Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
   § 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber dem  bisherigen  
Höchstbetrag nicht verändert. 
 
   § 5  
 
Die Steuerhebesätze werden nicht geändert. 
 
Möser, 03.05.2006 
 
 
gez.: Bremer 
Bürgermeister 
 
 
2. Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung 
 
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 94 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen – Anhalt vom  
 

04.07.2006 – 19.07.2006 
 

zur Einsichtnahme in der VGem Biederitz – Möser, im Fachbereich 1, Zimmer 10, der Außenstelle Hey-
rothsberge, Berliner Straße 25 in 39175 Biederitz OT Heyrothsberge, während der Dienstzeiten oder nach 
Vereinbarung für jedermann zur Einsichtnahme aus. 
 
Möser, 21.06.2006    
 
i.A. 
 
gez.: Jantz 
Fachbereichsleiterin 
______________________________________________________________________________________ 

199 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Königsborn                     
 

 
Dritte Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung der Gemeinde Königsborn 

für Räume im Eigentum der Gemeinde Königsborn durch Dritte 
 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Königsborn hat in seiner Sitzung am 19.04.2006 durch den Beschluss – 
Nr.: 11/04/2006 die folgende Dritte Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung der Gemeinde Königs-
born für Räume im Eigentum der Gemeinde Königsborn durch Dritte beschlossen. 
Die Änderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 

1. Allgemeines 
 

Der Nutzer der Räumlichkeiten erkennt die Benutzungs- und Entgeltordnung als für ihn verbindlich an. 
Die Gemeinde Königsborn als Träger der Einrichtung behält sich erforderlichenfalls die Änderung und Er-
gänzung dieser Ordnung vor. 
 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,  12. Jahrgang, Nr. : 10    vom   30.6.2006                                        Seite  
 

299

2. Nutzungsrecht 
 

Für die Nutzung der Mehrzweckhalle durch sonstige Nutzer wird eine Gebühr in Höhe von 20,00 Euro für 
Betriebskosten im öffentlichen Interesse erhoben. 
 

3. Versicherung/Haftung 
 
Die Gemeinde Königsborn überlässt dem Nutzer die Räumlichkeiten und sanitären Einrichtungen in dem 
vorhandenen Zustand. 
Die Gemeinde Königsborn übernimmt keine Haftung für abhanden gekommene Gegenstände und keinen 
Versicherungsschutz für Personen- und Sachschäden. 
Der Abschluss von Unfall- und Haftpflichtversicherungen für Veranstaltungen obliegt dem Nutzer. 
Die Gemeinde übernimmt bei Unfällen und anderen Ereignissen höherer Gewalt, die im Zusammenhang mit 
der Veranstaltung stehen, keine Versicherungsleistungen. 
Der Nutzer übernimmt die alleinige Verantwortung für den ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung. 
Inbegriffen sind die jeweiligen Genehmigungsverfahren, welche bei Veranstaltungsbeginn vorzuhalten sind. 
Der Nutzer ist der Gemeinde für Schäden, einschließlich der durch Verletzung der ihm und seinen Teilneh-
mern obliegenden Sorgfaltspflicht schuldhaft verursachten Schäden, zum Schadensersatz verpflichtet. Der 
Nutzer stellt die Gemeinde von allen Schadensersatzansprüchen frei und verzichtet für den Fall der Inan-
spruchnahme darauf, die Gemeinde, dessen Bedienstete oder Beauftragte, in Regress zu nehmen. Wäh-
rend des Aufenthalts auftretende Schäden und Unfälle sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Die 
Gemeinde ist jederzeit berechtigt Kontrollen durchzuführen oder durchführen zu lassen. 
 

4. Verhalten in den zur Verfügung gestellten Räumen 
 
Die Einhaltung von Ordnung und Sauberkeit in der Einrichtung sowie der pflegliche Umgang mit dem Mobili-
ar und den Gebrauchsgegenständen, einschließlich der sanitären Einrichtung, sind durch den Nutzer zu 
gewährleisten. Nach Mietende sind die Räumlichkeiten, bis spätestens 12.00 Uhr des darauf liegenden Ta-
ges, wieder in einem ordnungsgemäßen Zustand zu übergeben. Anderenfalls kann die Gemeinde die Reini-
gung der Räumlichkeiten zu Lasten des Nutzers veranlassen und den Nutzer von einer weiteren Nutzung 
der Räume der Gemeinde ausschließen.  
Schäden am Mobiliar und Verlust von Gebrauchsgegenständen (z.B. Geschirr) sind lt. Anlage sofort zu er-
setzen. Der Träger kann aufgrund von Notwendigkeiten den Zeitpunkt der Übergabe verändern und als Auf-
lage erteilen. 
Für die Abfallentsorgung ist der Nutzer zuständig. 
Vor Verlassen der Räume hat der Nutzer diese auf Ordnung und Sicherheit (Elektro, Brandschutz, Ver-
schließbarkeit u.s.w.) zu prüfen. 
Im Zuge der Gefahrenabwehr sind bei Notwendigkeit durch den Nutzer entweder Polizei, FFW, Dienstha-
bende der Verwaltungsgemeinschaft oder Rettungsleitstelle des Landkreises selbstständig zu informieren. 
Der Veranstalter hat die gesetzlichen Vorschriften insbesondere die Bestimmungen des Gesetzes zum 
Schutz der Sonn- und Feiertage, das Gesetz zum Schutz der Jugend und die Bestimmungen der Gefahren-
abwehrverordnung der Verwaltungsgemeinschaft Biederitz einzuhalten.  
Ausnahmegenehmigungen sind bei der Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – 
Möser schriftlich zu beantragen.   
Innerhalb der Ruhezeiten dürfen Lautsprecher, Tonwiedergabegeräte und Musikinstrumente nur in solcher 
Lautstärke betrieben oder gespielt werden, dass unbeteiligte Personen nicht gestört werden. 
 

5. Anmeldung 
 
Die Anmeldung hat generell in schriftlichter Form beim Bürgermeister zu erfolgen. Zwischen der Gemeinde 
und dem Nutzer ist ein schriftlicher Nutzungsvertrag abzuschließen. Nur dieser Vertrag berechtigt zur Nut-
zung. 
 

6. Entgeltpflicht 
 
Zur Deckung des Aufwandes durch Nutzung von Dritte erhebt die Gemeinde Königsborn ein privatrechtli-
ches Entgelt. 

7. Entgeltschuldner 
 
Schuldner der Entgelte ist die Privatperson, der Gewerbetreibende oder Verein, der die Räume der Gemein-
de nutzt. Weiter ist Entgeltschuldner, wer sich zur Übernahme der Entgelte verpflichtet. 
 

8. Entgelte 
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Die Entgelte werden pro Veranstaltung und Tag berechnet: 
 
 Nutzung Bürgerhaus  im Sommer:      60,00 Euro  
                                                                im Winter:        80,00 Euro 
 Nutzung Mehrzweckhalle im Sommer:   100,00 Euro 
                                                                Im Winter:      130,00 Euro 
 
Sommerzeit und Winterzeit beginnen  bzw. enden mit Umstellung der Uhr. 
 
 Nutzung Sporthalle für 
             private Veranstaltungen                         10,00 Euro/Stunde 
 
Für die Nutzung der Sporthalle durch Vereine gelten die jeweiligen Nutzungsverträge lt. Anlage. 
 
Es obliegt der Gemeinde, bei Veranstaltungen von öffentlichem Interesse das Entgelt zu erlassen. 
 

9. Fälligkeit der Entgelte 
 
Die Entgelte sind auf das Konto der Gemeinde einzuzahlen. 
Sollte vor Nutzungsbeginn das Entgelt nicht gezahlt sein, verliert der abgeschlossene Nutzungsvertrag seine 
Gültigkeit.                

10. Belehrung 
 
Die Nutzer der Räumlichkeiten sind über die bestehende Ordnung aktenkundig zu belehren. 
 

11. Inkrafttreten 
 

Die Benutzungs- und Entgeltordnung tritt mit Wirkung vom 01.05.2006 in Kraft. 
 
Königsborn, d. 19.04.2006 
 
 
gez.: Paschke         
Bürgermeister  
______________________________________________________________________________________ 
2.  Amtliche Bekanntmachungen 
 

200 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz-Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Lostau        
 
 

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes „ Grabenbruch“ , Lostau 

 
 
Aufgrund des § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Lostau am 
20.06.2006 den Bebauungsplan „Grabenbruch“, bestehend aus der Planzeichnung und dem Textteil als 
Satzung beschlossen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung  tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan „Grabenbruch“ kann  im Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Biederitz-Möser, Brun-
nenbreite 7/8,  täglich ab 9.00 Uhr während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und  2 BauGB bezeichneten  Verfahrens- und  Formvor-
schriften  ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. 
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Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von sieben Jahren  seit dieser Bekannt-
machung  schriftlich  gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden  sind. Dabei ist der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mängel begründen soll, darzulegen. ( § 215 Abs. 1 BauGB ) 
Auf die Vorschriften  des § 44 Abs.3 Satz 1, 2 und 4 BauGB wird hingewiesen. 
 
Möser, den 21.06.2006 
 
i.A. 
 
 
gez. Jantz 
Fachbereichsleiterin 
______________________________________________________________________________________ 

201 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Möser 

 
Bekanntmachung der Gemeinde Möser,  

Teileinziehung der Straße „Akazienallee“, „Rotfedernweg“, „Weidenweg“ 
 
Laut Beschluss des Gemeinderates Möser vom 14.06.2006 (Beschluss-Nr. 21/2006) beabsichtigt die Ge-
meinde Möser, für die Akazienallee, den Rotfedernweg und den Weidenweg gemäß § 8 StrG LSA eine Teil-
einziehung vorzunehmen. 
 
Mit der Teileinziehung soll der Fahrverkehr auf einen Richtungsverkehr eingeschränkt werden (Einbahnstra-
ße). Radfahrverkehr ist jedoch auch entgegen der Fahrtrichtung zulässig. 
 
Auf den Straßen findet hauptsächlich Anliegerverkehr statt. 
Aufgrund dessen sollen die Akazienallee, der Rotfedernweg und der Weidenweg eine der Belastung ent-
sprechenden Befestigung erhalten. Ein uneingeschränkter Verkehr würde zu außerordentlichen Schäden an 
der Straße führen. 
 
Die eingeschränkte Nutzung dient zum Schutz der Anlieger vor Lärm und Abgasen. 
 
Für den Zeitraum von drei Monaten (nach der öffentlichen Bekanntmachung) wird die Gelegenheit gegeben, 
Einwendungen vorzubringen. 
 
Der Lageplan ist in der Verwaltungsgemeinschaft Biederitz-Möser, Fachbereich 3 - Bauamt, Brunnenbreite 
7/8, 39291 Möser, im Zimmer 47 einzusehen. 
 
Die Einwendungen können schriftlich an das Verwaltungsamt Biederitz-Möser, Brunnenbreite 7/8, 39291 
Möser gegeben werden. 
 
 
Möser, den 15.06.2006 
 
i.A. 
 
gez. Jantz 
Fachbereichsleiterin 
______________________________________________________________________________ 

202 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Körbelitz 

 
Zweckvereinbarung 

zur dezentralen Abwasserbeseitigung 
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zwischen  
- der Landeshauptstadt Magdeburg - 

 
nachfolgend „Stadt Magdeburg“ genannt, 
vertreten durch den Oberbürgermeister,  
Herrn Dr. L. Trümper, 39104 Magdeburg, 

Alter Markt 
und 

der Gemeinde Körbelitz 
 

nachfolgend „Gemeinde“ genannt, 
vertreten durch den Bürgermeister, Herrn E. Brandt 

 
wird folgende Zweckvereinbarung geschlossen. 

Präambel 
 
Die Stadt Magdeburg übernimmt von der Gemeinde die hoheitliche Teilaufgabe Einleitung und Behandlung 
der dezentral anfallenden Abwässer in das Klärwerk Gerwisch auf der Grundlage von    § 3 Abs. 1 Satz 1des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit für das Land Sachsen-Anhalt (GKG-LSA) vom 26.02.1998 
(GVBl. S. 81) und § 151 Abs. 1 Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG-LSA) vom 21.04.1998 
(GVBl. S. 186) in der derzeit gültigen Fassung. Weitere hoheitliche Aufgaben werden nicht übertragen.  
 
Die Stadt Magdeburg beabsichtigt, sich zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigungs-
pflicht zukünftig eines Konzessionärs zu bedienen. Der Konzessionär wird die ihm übertragenen Aufgaben 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage privatrechtlicher Entgelte nach näherer 
Maßgabe der Abwasserentsorgungssatzung sowie der allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt 
Magdeburg durchführen. 
 
Der Konzessionsvertrag soll beginnend ab 01.01.2006 eine Laufzeit von 20 Jahren mit Verlängerungsoption 
für 2 x 5 Jahre haben und im Wege eines europaweit angezeigten strukturierten Bieterverfahrens vergeben 
werden. 
 
Von Seiten der Gemeinde Körbelitz besteht grundsätzliches Interesse daran, dass zukünftig die Erfüllung 
der Abwasserbeseitigungspflicht vom Konzessionär auch für das Gemeindegebiet Körbelitz erfolgt. Entspre-
chende Verhandlungen sollen nach der Privatisierung des Städtischen Abwasserbetriebes Magdeburg auf-
genommen werden.  
 
Vorstehendes vorausgeschickt, treffen die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Körbelitz folgende Vereinba-
rungen: 

 
§ 1 

Beteiligte und Aufgabe 
 
(1) Beteiligte dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind die Stadt Magdeburg und die Gemeinde. 
 
(2) Die Stadt Magdeburg übernimmt von der Gemeinde die hoheitliche Teilaufgabe der Abwasserbeseiti-

gung für das in abflusslosen Gruben gesammelte Abwasser sowie den in Kleinkläranlagen anfallen-
den Fäkalschlamm und gestattet die Anlieferung in das Klärwerk Gerwisch, welches eine Kläranlage 
der Stadt Magdeburg auf dem Gebiet der Gemeinde Gerwisch ist. 

 
(3) Das aus den dezentralen Anlagen der Gemeinde gesammelte Abwasser sowie der Fäkalschlamm 

werden zur Fäkalannahmestation des Klärwerkes Gerwisch gefahren und dort der Stadt Magdeburg 
übergeben. Sollte eine betriebsbedingte Annahme auf dem Klärwerk Gerwisch nicht möglich sein, hat 
die Anlieferung an der Fäkalannahmestation im Pumpwerk Cracauer Anger in Magdeburg zu erfolgen. 

 
§ 2 

Ermittlung der Annahmemengen und Kosten 
 
(1) Die Mengen der von der Gemeinde angelieferten Abwässer aus abflusslosen Gruben und der in 

Kleinkläranlagen anfallenden Fäkalschlämme werden über ein geeichtes Mengenmessgerät im Klär-
werk Gerwisch oder Pumpwerk Cracauer Anger ermittelt. 
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(2) Für die Einleitung von Fäkalschlämmen und von Abwässern aus dezentralen Abwasser-anlagen gel-
ten hinsichtlich der Einleitungswerte die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Magde-
burg in Verbindung mit den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg (AEB) in der 
jeweils gültigen Fassung. 

 
Die Höhe des Einleitungsentgeltes für die direkte Einleitung der Abwässer in das Klärwerk Gerwisch 
richtet sich nach den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg und nach dem 
Preisblatt des Konzessionärs in der jeweils gültigen Fassung. 

 
Bei Änderungen der Entwässerungssatzung, der AEB und des Preisblattes setzt die Stadt Magdeburg 
die Gemeinde rechtzeitig in Kenntnis. 
 
Das sich aus der Menge und den AEB sowie dem Preisblatt ergebende Entgelt wird monatlich oder 
quartalsweise zur Begleichung übersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei Wochen als vereinbart. 
Auf eine spätere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet. 

 
§ 3 

Haftung 
 
(1) Die Stadt Magdeburg wird den von ihr beauftragten Konzessionär verpflichten, eine Betriebs- 

haftpflichtversicherung mit den höchstmöglichen Deckungssummen entsprechend dem Kommunalen 
Schadenausgleich (KSA) abzuschließen. Soweit ein Schaden nicht durch die Versicherung gedeckt 
ist, haftet die Stadt Magdeburg für eigenes Verschulden gegenüber der Gemeinde aus allen Rechts-
gründen, insbesondere hinsichtlich der Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung nur für grobe Fahr-
lässigkeit und Vorsatz. Die Haftung der Stadt Magdeburg für Schäden, die nicht durch die Betriebs-
haftpflichtversicherung abgedeckt werden, beschränkt sich für die Vertragslaufzeit auf 25 Mio. Euro 
und pro Schadensfall auf 2,5 Mio. Euro. 

 
(2) Die Gemeinde stellt die Stadt Magdeburg für Schäden frei, die ihre Ursache in der in ihrem 

Zuständigkeitsbereich liegenden Entsorgung haben. 
 

§ 4 
Laufzeit und Kündigung 

 
(1) Die Zweckvereinbarung läuft bis zum 31.12.2035. 
 

Die Laufzeit der Vereinbarung verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht durch 
einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf der Laufzeit gekündigt wird. 

 
(2) Haben sich die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Vereinbarungsinhaltes maßgebend gewesen 

sind, seit Abschluss der Vereinbarung so wesentlich geändert, dass einer der Beteiligten das Festhal-
ten an der ursprünglich vereinbarten Regelung nicht zuzumuten ist, so kann die benachteiligte Ver-
tragspartei eine Anpassung des Vereinbarungsinhaltes an die geänderten Verhältnisse verlangen. Die 
Beteiligten können die Vereinbarung kündigen, um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu verhü-
ten oder zu beseitigen. 

 
(3) Die Kündigung kann nur bis zum 30. Juni für das Ende des laufenden Kalenderjahres ausgesprochen 

werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform und ist zu begründen. 
 
(4) Im Falle der Kündigung der Vereinbarung, insbesondere durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit, re-

geln die Beteiligten die Abwicklung durch Vertrag. Kommt ein Vertrag innerhalb angemessener Frist 
nicht zustande, so trifft die Rechtsaufsichtsbehörde die erforderlichen Bestimmungen für die Auflö-
sung. 

 
§ 5 

Loyalitätsklausel 
 
Beim Abschluss dieser Vereinbarung können nicht alle Möglichkeiten, die sich aus der künftigen technischen 
oder wirtschaftlichen Entwicklung oder aus Änderungen von gesetzlichen Bestimmungen oder sonstigen für 
das Vereinbarungsverhältnis wesentlichen Umständen ergeben können, vorausgesehen und erschöpfend 
geregelt werden. Die Beteiligten sind sich darüber einig, dass für ihre Zusammenarbeit die Grundsätze ge-
genseitiger Loyalität zu gelten haben. Sie sichern sich gegenseitig zu, die Vereinbarung in diesem Sinne zu 
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erfüllen und gegebenenfalls künftigen Änderungen der Verhältnisse unter Heranziehung der allgemeinen 
Grundsätze von Treu und Glauben Rechnung zu tragen. 
 

§ 6 
Salvatorische Klausel 

 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser Verein-
barung nicht. Die Beteiligten verpflichten sich, unwirksame Bestimmung durch solche zu ersetzen, die dem 
Sinn und Zweck der Vereinbarung rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 
 

§ 7 
Wirksamkeit und Bekanntmachung 

 
Die Vereinbarung wird wirksam mit der Zustimmung beider Gemeindevertretungen, der Unter-schriftsleistung 
der Vertreter der Stadt Magdeburg und der Gemeinde sowie nachfolgender Genehmigung des Landesver-
waltungsamtes gemäß § 3 Abs. 2 GKG-LSA, soweit die Bestimmungen über die öffentliche Bekanntma-
chung der Zweckvereinbarung gemäß § 3 Abs. 4 GKG-LSA erfüllt sind. 
 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

 
Die Zweckvereinbarung tritt mit dem Tage nach ihrer ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Magdeburg, den 15.12.2005 
 
 
 
gez. Dr. Trümper     gez.: Brandt 
Oberbürgermeister     Bürgermeister 
______________________________________________________________________________________ 

203 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Körbelitz 

 
Änderungsvereinbarung 

 
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg, nachfolgend „Stadt Magdeburg“ genannt, vertreten durch den Ober-
bürgermeister, Herrn Dr. L. Trümper, Alter Markt, 39104 Magdeburg 
 
und 
 
die Gemeinde Körbelitz, nachfolgend „Gemeinde Körbelitz“ genannt, vertreten durch den Bürgermeister, 
Herrn E. Brandt, Breite Str. 15, 39175 Körbelitz  
 
schließen folgende 

Änderungsvereinbarung: 
Präambel 

 
 
Die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Körbelitz haben am 19.09.2001 einen Einleitungsvertrag zur Mitbe-
nutzung der öffentlichen Entwässerungsanlagen der Stadt durch die Gemeinde Körbelitz und die Behand-
lung der eingeleiteten Abwässer auf der Kläranlage Gerwisch sowie am 26.01.2004 eine Nebenvereinbarung 
zum Einleitungsvertrag geschlossen. 
 
Die Stadt Magdeburg beabsichtigt, sich zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigungs-
pflicht zukünftig eines Konzessionärs zu bedienen. Der Konzessionär wird die ihm übertragenen Aufgaben 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage privatrechtlicher Entgelte nach näherer 
Maßgabe der Abwasserentsorgungssatzung sowie der allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt 
Magdeburg durchführen.  
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Der Konzessionsvertrag soll beginnend ab 01.01.2006 eine Laufzeit von 20 Jahren mit Verlängerungsoption 
für 2 x 5 Jahre haben und im Wege eines europaweit angezeigten strukturierten Bieterverfahrens vergeben 
werden. 
 
Von Seiten der Gemeinde Körbelitz besteht grundsätzliches Interesse daran, dass zukünftig  die Erfüllung 
der Abwasserentsorgungspflicht vom Konzessionär auch für das Gemeindegebiet Körbelitz erfolgt. Entspre-
chende Verhandlungen sollen nach der Privatisierung des Städtischen Abwasserbetriebes Magdeburg auf-
genommen werden. 
 
Vorstehendes vorausgeschickt, treffen die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Körbelitz folgende Vereinba-
rungen: 
 

Artikel 1 
 
Die zwischen der Stadt Magdeburg und der Gemeinde Körbelitz bestehende Einleitungsvertrag vom 
19.09.2001 in der Fassung der Nebenvereinbarung vom 26.01.2004 wird hinsichtlich folgender Regelungen 
geändert und wie folgt neu gefasst: 
 
1. § 1 Abs. 2: 

 
Die Stadt überträgt ihre Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Ableitung und Behandlung des von der 
Gemeinde Körbelitz eingeleiteten Abwassers auf den Konzessionär. 
 

2. § 1 Abs. 4: 
          

Für die Einleitung gelten hinsichtlich der Einleitungswerte die Bestimmungen der Ent-
wässerungssatzung der Stadt Magdeburg in Verbindung mit den allgemeinen Entsorgungsbedingungen 
der Stadt Magdeburg (AEB) der jeweils gültigen Fassung. 

 
3.   § 3 Abs. 1 Satz 2: 
 
      Die Ableseergebnisse sind der Stadt jeweils am Monatsbeginn (5.Kalendertag) als Gundlage der Be-

rechnung zu übermitteln. 
 
4.    § 5 Abs. 1b): 
 
      Die Höhe des Behandlungsentgeltes richtet sich nach den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der 

Stadt Magdeburg (AEB) und nach dem Preisblatt des Konzessionärs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
5.    § 5 Abs. 2, 3: 
 
       Das sich aus der Menge und den AEB sowie dem Preisblatt ergebende Entgelt wird monatlich oder 

quartalsweise zur Begleichung übersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei Wochen als vereinbart. Auf 
eine spätere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet. 
 
 

6.    § 7 Abs. 1: 
 
Die Laufzeit des Einleitungsvertrages wird verlängert bis zum 31.12.2035. Die Vereinbarung verlängert 
sich um jeweils ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht durch einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf 
der Laufzeit gekündigt wird. 
 

Artikel 2 
 
Die übrigen Regelungen, die von den in Artikel 1 vereinbarten Änderungen nicht betroffen sind, bleiben un-
verändert bestehen. 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungsvereinbarung tritt ab 01.01.2006 in Kraft. 
 
Sofern bis zum 01.01.2006 der von der Stadt Magdeburg beabsichtigte Konzessionsvertrag noch nicht in 
Kraft getreten ist, findet der bisherige Einleitungsvertrag bis zu dessen Inkrafttreten weiter Anwendung. 
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Magdeburg, den15.12.2005     Körbelitz, den 
 
 
gez.: Dr.L.Trümper     gez.: Brandt 
Oberbürgermeister     Bürgermeister 
______________________________________________________________________________________

204 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für die Gemeinde Möser 
 

 
Änderungsvereinbarung 

 
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg, nachfolgend „Stadt Magdeburg“ genannt, vertreten durch den Ober-
bürgermeister, Herrn Dr. L. Trümper, Alter Markt, 39104 Magdeburg 
 
und 
 
die Gemeinde Möser, nachfolgend „Gemeinde Möser“ genannt, vertreten durch den Bürgermeister, Herrn 
M. Bremer, Birkenweg 4, 39291 Möser,  
 
schließen folgende 

Änderungsvereinbarung: 
Präambel 

 
 
Die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Möser haben am 11.06.2002 eine Zweckvereinbarung zur zentra-
len Abwasserbeseitigung für das Gebiet der Gemeinde Möser abgeschlossen. 
 
Die Stadt Magdeburg beabsichtigt, sich zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigungs-
pflicht zukünftig eines Konzessionärs zu bedienen. Der Konzessionär wird die ihm übertragenen Aufgaben 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage privatrechtlicher Entgelte nach näherer 
Maßgabe der Abwasserentsorgungssatzung sowie der allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt 
Magdeburg durchführen. 
 
Der Konzessionsvertrag soll beginnend ab 01.01.2006 eine Laufzeit von 20 Jahren mit Verlängerungsoption 
für 2 x 5 Jahre haben und im Wege eines europaweit angezeigten strukturierten Bieterverfahrens vergeben 
werden. 
 
Von Seiten der Gemeinde Möser besteht grundsätzliches Interesse daran, dass zukünftig die Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht vom Konzessionär auch für das Gemeindegebiet Möser erfolgt. Entsprechende 
Verhandlungen sollen nach der Privatisierung des Städtischen Abwasserbetriebes Magdeburg aufgenom-
men werden.  
 
Vorstehendes vorausgeschickt, treffen die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Möser folgende Vereinba-
rungen: 
 

Artikel 1 
 
Die zwischen der Stadt Magdeburg und der Gemeinde Möser bestehende Zweckvereinbarung vom 
11.06.2002 betreffend die zentrale Abwasserbeseitigung wird hinsichtlich folgender Regelungen geändert 
und wie folgt neu gefasst: 
 
 
1. § 2 Abs. 2: 
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Für die Einleitung von zentral gesammelten Abwässern in das Klärwerk Gerwisch  gelten hinsichtlich der 
Einleitungswerte die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Magdeburg in Verbindung mit 
den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg (AEB) in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Die Höhe des Einleitungsentgeltes für die direkte Einleitung der Abwässer in das Klärwerk Gerwisch 
richtet sich nach den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg und nach dem Preis-
blatt des Konzessionärs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Bei Änderungen der Entwässerungssatzung und der AEB setzt die Stadt Magdeburg die Gemeinde Mö-
ser rechtzeitig in Kenntnis. 
 
Das sich aus der Menge und den AEB sowie dem Preisblatt ergebende Entgelt wird monatlich oder 
quartalsweise zur Begleichung übersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei Wochen als vereinbart. Auf 
eine spätere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet. 
 

2 § 3 Abs. 1: 
 
Die Stadt Magdeburg wird den von ihr beauftragten Konzessionär verpflichten, eine Betriebshaftpflicht-
versicherung mit den höchstmöglichen Deckungssummen entsprechend dem Kommunalen Schaden-
ausgleich (KSA) abzuschließen. Soweit ein Schaden nicht durch die Versicherung gedeckt ist, haftet die 
Stadt Magdeburg für eigenes Verschulden gegenüber der Gemeinde Möser aus allen Rechtsgründen, 
insbesondere hinsichtlich der Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung nur für grobe Fahrlässigkeit und 
Vorsatz. Die Haftung der Stadt Magdeburg für Schäden, die nicht durch die Betriebshaftpflichtversiche-
rung abgedeckt werden, beschränkt sich für die Vertragslaufzeit auf 25 Mio. Euro und pro Schadensfall 
auf 2,5 Mio. Euro. 
 

3.  Abs. 1: 
 
Die Laufzeit der Zweckvereinbarung wird verlängert bis zum 31.12.2035. Die Vereinbarung verlängert 
sich um jeweils ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht durch einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf 
der Laufzeit gekündigt wird. 

 
Artikel 2 

 
Die übrigen Regelungen, die von den in Artikel 1 vereinbarten Änderungen nicht betroffen sind, bleiben un-
verändert bestehen. 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungsvereinbarung tritt ab 01.01.2006 in Kraft. 
 
Sofern bis zum 01.01.2006 der von der Stadt Magdeburg beabsichtigte Konzessionsvertrag noch nicht in 
Kraft getreten ist, findet die bisherige Zweckvereinbarung bis zu dessen Inkrafttreten weiter Anwendung. 
 
 
 
Magdeburg, den 15.12.2005  Möser, den 16.01.2006 
  
  
gez.: Dr. L. Trümper gez.: Bremer 
Oberbürgermeister Bürgermeister 
  
______________________________________________________________________________________ 

205 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Möser 
 

Änderungsvereinbarung 
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Die Landeshauptstadt Magdeburg, nachfolgend „Stadt Magdeburg“ genannt, vertreten durch den Ober-
bürgermeister, Herrn Dr. L. Trümper, Alter Markt, 39104 Magdeburg 
 
und 
 
die Gemeinde Möser, nachfolgend „Gemeinde Möser“ genannt, vertreten durch den Bürgermeister, Herrn 
M. Bremer, Birkenweg 4, 39291 Möser,  
 
schließen folgende 

Änderungsvereinbarung: 
Präambel 

 
 
Die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Möser haben am 11.06.2002 eine Zweckvereinbarung zur dezen-
tralen Abwasserbeseitigung für das Gebiet der Gemeinde Möser abgeschlossen. 
 
Die Stadt Magdeburg beabsichtigt, sich zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigungs-
pflicht zukünftig eines Konzessionärs zu bedienen. Der Konzessionär wird die ihm übertragenen Aufgaben 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage privatrechtlicher Entgelte nach näherer 
Maßgabe der Abwasserentsorgungssatzung sowie der allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt 
Magdeburg durchführen. 
 
Der Konzessionsvertrag soll beginnend ab 01.01.2006 eine Laufzeit von 20 Jahren mit Verlängerungsoption 
für 2 x 5 Jahre haben und im Wege eines europaweit angezeigten strukturierten Bieterverfahrens vergeben 
werden. 
 
Von Seiten der Gemeinde Möser besteht grundsätzliches Interesse daran, dass zukünftig die Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht vom Konzessionär auch für das Gemeindegebiet Möser erfolgt. Entsprechende 
Verhandlungen sollen nach der Privatisierung des Städtischen Abwasserbetriebes Magdeburg aufgenom-
men werden.  
 
Vorstehendes vorausgeschickt, treffen die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Möser folgende Vereinba-
rungen: 
 

Artikel 1 
 
Die zwischen der Stadt Magdeburg und der Gemeinde Möser bestehende Zweckvereinbarung vom 
11.06.2002 betreffend die dezentrale Abwasserbeseitigung wird hinsichtlich folgender Regelungen geändert 
und wie folgt neu gefasst: 
 
 
1 § 2 Abs. 2: 

 
Für die Einleitung von Fäkalschlämmen und von Abwässern aus dezentralen Abwasseranlagen gelten 
hinsichtlich der Einleitungswerte die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Magdeburg in 
Verbindung mit den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg (AEB) in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 
Die Höhe des Einleitungsentgeltes für die direkte Einleitung der Abwässer in das Klärwerk Gerwisch 
richtet sich nach den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg und nach dem Preis-
blatt des Konzessionärs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Bei Änderungen der Entwässerungssatzung, der AEB und des Preisblattes setzt die Stadt Magdeburg 
die Gemeinde Möser rechtzeitig in Kenntnis. 
 
Das sich aus der Menge und den AEB sowie dem Preisblatt ergebende Entgelt wird monatlich oder 
quartalsweise zur Begleichung übersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei Wochen als vereinbart. Auf 
eine spätere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet. 
 

2. § 3 Abs. 1: 
 
Die Stadt Magdeburg wird den von ihr beauftragten Konzessionär verpflichten, eine Betriebshaftpflicht-
versicherung mit den höchstmöglichen Deckungssummen entsprechend dem Kommunalen Schaden-
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ausgleich (KSA) abzuschließen. Soweit ein Schaden nicht durch die Versicherung gedeckt ist, haftet die 
Stadt Magdeburg für eigenes Verschulden gegenüber der Gemeinde Möser aus allen Rechtsgründen, 
insbesondere hinsichtlich der Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung nur für grobe Fahrlässigkeit und 
Vorsatz. Die Haftung der Stadt Magdeburg für Schäden, die nicht durch die Betriebshaftpflichtversiche-
rung abgedeckt werden, beschränkt sich für die Vertragslaufzeit auf 25 Mio. Euro und pro Schadensfall 
auf 2,5 Mio. Euro. 
 

3. § 4 Abs. 1: 
 
Die Laufzeit der Zweckvereinbarung wird verlängert bis zum 31.12.2035. Die Vereinbarung verlängert 
sich um jeweils ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht durch einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf 
der Laufzeit gekündigt wird. 

 
 

Artikel 2 
 
Die übrigen Regelungen, die von den in Artikel 1 vereinbarten Änderungen nicht betroffen sind, bleiben un-
verändert bestehen. 
 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungsvereinbarung tritt ab 01.01.2006 in Kraft. 
 
Sofern bis zum 01.01.2006 der von der Stadt Magdeburg beabsichtigte Konzessionsvertrag noch nicht in 
Kraft getreten ist, findet die bisherige Zweckvereinbarung bis zu dessen Inkrafttreten weiter Anwendung. 
 
 
Magdeburg, den 15.12.2005 Möser, den 16.01.2006 
  
gez.: Dr. L. Trümper gez.: Bremer 
Oberbürgermeister Bürgermeister 
  
  
________________________________________________________________________________________________ 

206 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Lostau 

 
 

Änderungsvereinbarung 
 
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg, nachfolgend „Stadt Magdeburg“ genannt, vertreten durch den Ober-
bürgermeister, Herrn Dr. L. Trümper, Alter Markt, 39104 Magdeburg 
 
und 
 
die Gemeinde Lostau, nachfolgend „Gemeinde Lostau“ genannt, vertreten durch den Bürgermeister, Herrn 
M. Kreye, Möserstr. 19, 39291 Lostau 
 
schließen folgende 

Änderungsvereinbarung: 
Präambel 

 
 

Die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Lostau haben am 11.06.2002 eine Zweckvereinbarung zur zentra-
len Abwasserbeseitigung für das Gebiet der Gemeinde Lostau abgeschlossen. 
 
Die Stadt Magdeburg beabsichtigt, sich zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigungs-
pflicht zukünftig eines Konzessionärs zu bedienen. Der Konzessionär wird die ihm übertragenen Aufgaben 
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im eigenen Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage privatrechtlicher Entgelte nach näherer 
Maßgabe der Abwasserentsorgungssatzung sowie der allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt 
Magdeburg durchführen. 
 
Der Konzessionsvertrag soll beginnend ab 01.01.2006 eine Laufzeit von 20 Jahren mit Verlängerungsoption 
für 2 x 5 Jahre haben und im Wege eines europaweit angezeigten strukturierten Bieterverfahrens vergeben 
werden. 
 
Von Seiten der Gemeinde Lostau besteht grundsätzliches Interesse daran, dass zukünftig die Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht vom Konzessionär auch für das Gemeindegebiet Lostau erfolgt. Entsprechende 
Verhandlungen sollen nach der Privatisierung des Städtischen Abwasserbetriebes Magdeburg aufgenom-
men werden.  
 
Vorstehendes vorausgeschickt, treffen die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Lostau folgende Vereinba-
rungen: 
 

Artikel 1 
 

Die zwischen der Stadt Magdeburg und der Gemeinde Lostau bestehende Zweckvereinbarung vom 
11.06.2002 betreffend die zentrale Abwasserbeseitigung wird hinsichtlich folgender Regelungen geändert 
und wie folgt neu gefasst: 
 
 
1. § 2 Abs. 2: 

 
Für die Einleitung von zentral gesammelten Abwässern in das Klärwerk Gerwisch gelten hinsichtlich der 
Einleitungswerte die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Magdeburg in Verbindung mit 
den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg (AEB) in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Die Höhe des Einleitungsentgeltes für die direkte Einleitung der Abwässer in das Klärwerk Gerwisch 
richtet sich nach den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg und nach dem Preis-
blatt des Konzessionärs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Bei Änderungen der Entwässerungssatzung und der AEB setzt die Stadt Magdeburg die Gemeinde 
Lostau rechtzeitig in Kenntnis. 
 
Das sich aus der Menge und den AEB sowie dem Preisblatt ergebende Entgelt wird monatlich oder 
quartalsweise zur Begleichung übersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei Wochen als vereinbart. Auf 
eine spätere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet. 
 

2. § 3 Abs. 1: 
 
Die Stadt Magdeburg wird den von ihr beauftragten Konzessionär verpflichten, eine Betriebshaftpflicht-
versicherung mit den höchstmöglichen Deckungssummen entsprechend dem Kommunalen Schaden-
ausgleich (KSA) abzuschließen. Soweit ein Schaden nicht durch die Versicherung gedeckt ist, haftet die 
Stadt Magdeburg für eigenes Verschulden gegenüber der Gemeinde Lostau aus allen Rechtsgründen, 
insbesondere hinsichtlich der Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung nur für grobe Fahrlässigkeit und 
Vorsatz. Die Haftung der Stadt Magdeburg für Schäden, die nicht durch die Betriebshaftpflichtversiche-
rung abgedeckt werden, beschränkt sich für die Vertragslaufzeit auf 25 Mio. Euro und pro Schadensfall 
auf 2,5 Mio. Euro. 
 

3. § 4 Abs. 1: 
 
Die Laufzeit der Zweckvereinbarung wird verlängert bis zum 31.12.2035. Die Vereinbarung verlängert 
sich um jeweils ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht durch einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf 
der Laufzeit gekündigt wird. 

 
Artikel 2 

 
Die übrigen Regelungen, die von den in Artikel 1 vereinbarten Änderungen nicht betroffen sind, bleiben un-
verändert bestehen. 

Artikel 3 
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Diese Änderungsvereinbarung tritt ab 01.01.2006 in Kraft. 
 
Sofern bis zum 01.01.2006 der von der Stadt Magdeburg beabsichtigte Konzessionsvertrag noch nicht in 
Kraft getreten ist, findet die bisherige Zweckvereinbarung bis zu dessen Inkrafttreten weiter Anwendung. 
 
 
Magdeburg, den 15.12.2005 Lostau, den 24.01.2006 
  
gez.: Dr. L. Trümper gez.: Kreye 
Oberbürgermeister Bürgermeister 
  
  
________________________________________________________________________________________________ 

207 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Lostau 
 
 

Änderungsvereinbarung 
 
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg, nachfolgend „Stadt Magdeburg“ genannt, vertreten durch den Ober-
bürgermeister, Herrn Dr. L. Trümper, Alter Markt, 39104 Magdeburg 
 
und 
 
die Gemeinde Lostau, nachfolgend „Gemeinde Lostau“ genannt, vertreten durch den Bürgermeister, Herrn 
M. Kreye, Möserstr. 19, 39291 Lostau 
 
schließen folgende 

Änderungsvereinbarung: 
Präambel 

 
 
Die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Lostau haben am 11.06.2002 eine Zweckvereinbarung zur dezen-
tralen Abwasserbeseitigung für das Gebiet der Gemeinde Lostau abgeschlossen. 
 
Die Stadt Magdeburg beabsichtigt, sich zur Erfüllung der öffentlichen Aufgabe der Abwasserbeseitigungs-
pflicht zukünftig eines Konzessionärs zu bedienen. Der Konzessionär wird die ihm übertragenen Aufgaben 
im eigenen Namen und auf eigene Rechnung auf der Grundlage privatrechtlicher Entgelte nach näherer 
Maßgabe der Abwasserentsorgungssatzung sowie der allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt 
Magdeburg durchführen. 
 
Der Konzessionsvertrag soll beginnend ab 01.01.2006 eine Laufzeit von 20 Jahren mit Verlängerungsoption 
für 2 x 5 Jahre haben und im Wege eines europaweit angezeigten strukturierten Bieterverfahrens vergeben 
werden. 
 
Von Seiten der Gemeinde Lostau besteht grundsätzliches Interesse daran, dass zukünftig die Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht vom Konzessionär auch für das Gemeindegebiet Lostau erfolgt. Entsprechende 
Verhandlungen sollen nach der Privatisierung des Städtischen Abwasserbetriebes Magdeburg aufgenom-
men werden.  
 
Vorstehendes vorausgeschickt, treffen die Stadt Magdeburg und die Gemeinde Lostau folgende Vereinba-
rungen: 
 

Artikel 1 
 
Die zwischen der Stadt Magdeburg und der Gemeinde Lostau bestehende Zweckvereinbarung vom 
11.06.2002 betreffend die dezentrale Abwasserbeseitigung wird hinsichtlich folgender Regelungen geändert 
und wie folgt neu gefasst: 
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1. § 2 Abs. 2: 

 
Für die Einleitung von Fäkalschlämmen und von Abwässern aus dezentralen Abwasseranlagen gelten 
hinsichtlich der Einleitungswerte die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Magdeburg in 
Verbindung mit den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg (AEB) in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 
Die Höhe des Einleitungsentgeltes für die direkte Einleitung der Abwässer in das Klärwerk Gerwisch 
richtet sich nach den allgemeinen Entsorgungsbedingungen der Stadt Magdeburg und nach dem Preis-
blatt des Konzessionärs in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Bei Änderungen der Entwässerungssatzung, der AEB und des Preisblattes setzt die Stadt Magdeburg 
die Gemeinde Lostau rechtzeitig in Kenntnis. 
 
Das sich aus der Menge und den AEB sowie dem Preisblatt ergebende Entgelt wird monatlich oder 
quartalsweise zur Begleichung übersandt. Es gilt ein Zahlungsziel von zwei Wochen als vereinbart. Auf 
eine spätere Zahlung wird der gesetzliche Zinssatz berechnet. 
 

2. § 3 Abs. 1: 
 
Die Stadt Magdeburg wird den von ihr beauftragten Konzessionär verpflichten, eine Betriebshaftpflicht-
versicherung mit den höchstmöglichen Deckungssummen entsprechend dem Kommunalen Schaden-
ausgleich (KSA) abzuschließen. Soweit ein Schaden nicht durch die Versicherung gedeckt ist, haftet die 
Stadt Magdeburg für eigenes Verschulden gegenüber der Gemeinde Lostau aus allen Rechtsgründen, 
insbesondere hinsichtlich der Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung nur für grobe Fahrlässigkeit und 
Vorsatz. Die Haftung der Stadt Magdeburg für Schäden, die nicht durch die Betriebshaftpflichtversiche-
rung abgedeckt werden, beschränkt sich für die Vertragslaufzeit auf 25 Mio. Euro und pro Schadensfall 
auf 2,5 Mio. Euro. 
 

3. § 4 Abs. 1: 
 
Die Laufzeit der Zweckvereinbarung wird verlängert bis zum 31.12.2035. Die Vereinbarung verlängert 
sich um jeweils ein Jahr, wenn die Vereinbarung nicht durch einen der Beteiligten 6 Monate vor Ablauf 
der Laufzeit gekündigt wird. 

 
Artikel 2 

 
Die übrigen Regelungen, die von den in Artikel 1 vereinbarten Änderungen nicht betroffen sind, bleiben un-
verändert bestehen. 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungsvereinbarung tritt ab 01.01.2006 in Kraft. 
 
Sofern bis zum 01.01.2006 der von der Stadt Magdeburg beabsichtigte Konzessionsvertrag noch nicht in 
Kraft getreten ist, findet die bisherige Zweckvereinbarung bis zu dessen Inkrafttreten weiter Anwendung. 
 
 
Magdeburg, den 15.12.2005 Lostau, den 24.01.2006 
  
gez.: Dr. L. Trümper gez.: Kreye 
Oberbürgermeister Bürgermeister 
  
  
 
______________________________________________________________________________________ 

208 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz - Möser 
Fachbereich 1 
für Gemeinde Biederitz 
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Bekanntmachung  

des Beschlusses Nr. 127- 004-2006 
zur Aufhebung folgender Beschlüsse 

 
1. Aufhebung Aufstellungsbeschluss des V+E Planes  10/93 Nr. 181 – 001 - 1993 
2. Aufhebung Auslegungsbeschluss des V+E Planes   10/93 Nr. 185 – 001 - 1993.  

 

„ Die vordersten Berge  - Akazienhein“ 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Biederitz hat in seiner Sitzung am 27.04.2006 die Aufhebung der o. g. Be-
schlüsse gefasst. 
 
Der Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Möser, den 21.06.2006 
 
i.A. 
 
 
gez. Jantz 
Fachbereichsleiterin 
______________________________________________________________________________________ 

209 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz –Möser  
Fachbereich 1 
für Gemeinde Gerwisch 
 
 

Bekanntmachung Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 5 „Ahornweg” Gemeinde Ger-
wisch „ Allgemeines Wohngebiet“ gemäß § 4 Bau NVO  

Beschluss Nr. 6 / III / 2002 
 
Der Gemeinderat Gerwisch hat in seiner Sitzung am 07.03.2002 den Beschluss über die Satzung des Be-
bauungsplanes Nr. 5. „ Ahornweg“  beschlossen. 
Die Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt  in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan kann im Fachbereich 3 der Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser, Brunnenbreite 
7/8, 39291 Möser, täglich ab 9.00 Uhr während der Dienstzeiten oder nach Vereinbarung eingesehen wer-
den. 
 
Unbeachtlich werden eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften und nach § 214 Abs.3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit der Bekanntmachung gegenüber 
der Gemeinde unter des begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.( gem. § 215 BauGB 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften) 
 
 
Möser, den 21.06.2006 
 
gez. Jantz 
Fachbereichsleiterin 
______________________________________________________________________________________ 

210 
 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz –Möser  
Fachbereich 1 
für Gemeinde Biederitz 
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Bekanntmachung Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 14/97  

„Zieglerpark” Gemeinde Biederitz Mischgebiet 
 
Der Gemeinderat Biederitz hat in seiner Sitzung am 14.03.2000 den Beschluss über die Satzung des Be-
bauungsplanes „Zieglerpark“  beschlossen. 
Die Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt  in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan kann im Fachbereich 3 der Verwaltungsgemeinschaft Biederitz – Möser, Brunnenbreite 
7/8, 39291 Möser, täglich ab 9.00 Uhr während der Dienstzeiten oder nach Vereinbarung eingesehen wer-
den. 
 
Unbeachtlich werden eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften und nach § 214 Abs.3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit der Bekanntmachung gegenüber 
der Gemeinde unter des begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.( gem. § 215 BauGB 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften) 
 
Möser, den 21.06.2006 
 
i.A. 
 
gez.: Jantz 
Fachbereichsleiterin 
______________________________________________________________________________________ 

211 
Verwaltungsgemeinschaft Biederitz –Möser  
Fachbereich 1 
für Gemeinde Gerwisch 
 
 

Bekanntmachung 
Über die Widmung der Entlastungsstraße Lostauer Straße  bis Kreisstraße K1215 

In der Gemeinde Gerwisch  
Beschluss Nr. 25 / IV / 2004 
Beschluss Nr. 18 / IV / 2005 

 
Laut Gemeinderatsbeschluss der Gemeinde Gerwisch vom 15.12.2004 und 14.07.2005 gilt die oben ge-
nannte Straße 
„ Entlastungsstraße“  mit sofortiger Wirkung gemäß § 6 StrG LSA als gewidmet. 
Die Einteilung der Straße erfolgt als Gemeindestraße gemäß § 3 Abs.1 Nr.3 StrG LSA. der Gemeinde Ger-
wisch. 
 
Der gewidmete Weg betrifft folgend Flurstücke : 
Gemarkung Gerwisch 
Flur 1, Flurstück 10 000.10 002, 10 004, 10 006,10 008,10 010,10 012, 10 067,10 072, 10 078,  
10 081, 10.082,10 083,10 084, 10 086,10 087,10 088,10 089 
 
Gemarkung Körbelitz 
Flur 1 Flurstück 10 003, 10 006, 10 009 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der VGem Biederitz – Möser, Fachbereich 3, Brunnen-
breite 7/8, 39291 Möser, einzureichen. 
 
Der Lageplan kann im Fachbereich 3 während der Dienstzeiten nach Vereinbarung eingesehen werden. 
   
Möser, den 21.06.2006 
i.A. 
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gez.: Jantz 
Fachbereichsleiterin  
______________________________________________________________________________________ 

212 
 

Bekanntmachung der Gemeinde Elbe-Parey 
zur Aufhebung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Am Kanal“ 

im OT Parey 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Elbe-Parey hat auf seiner Sitzung am 23.05.2006 den Entwurfs- u. Ausle-
gungsbeschluss Nr. 2006/040 für die Planunterlagen der Rückabwicklung des Bebauungsplanes „Gewerbe-
gebiet am Kanal“ im OT Parey beschlossen. 
 
Die Unterlagen der Rückabwicklung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet am Kanal“ liegen gem. § 3 Abs. 
2 BauGB für die Dauer von einem Monat aus. Gleichzeitig mit dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgt 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Die Unterlagen (Plan und Begründung) liegen in der Zeit vom 10.07.2006 bis 11.07.2006in der Gemeinde 
Elbe-Parey, OT Parey Bürger-Info-Center Ernst-Thälmann-Straße 15 39317 Elbe-Parey während der 
Sprechzeiten 
 
 Montag  07:00 – 13:00 Uhr 
 Dienstag 08:00 – 18:00 Uhr 
 Donnerstag 08:00 – 17:00 Uhr 
 Freitag  08:00 – 12:00 Uhr 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Jeder, dessen Belange durch die Aufhebung des Bebauungsplanes berührt werden, kann bis spätestens 
eine Woche nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis 18.07.2006 bei der o.g. Behörde Einwendungen 
gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
bleiben bei der Beschlussfassung über die Aufhebung des Bebauungsplanes unberücksichtigt. 
 
Elbe-Parey,  21.06.2006 
 
 
 
gez.Mannewitz 
Bürgermeisterin 
______________________________________________________________________________________ 
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Einheitsgemeinde Stadt Gommern 
Mit den Ortsteilen: Leitzkau/Hohenlochau, Wahlitz, Nedlitz, Dannigkow/Kressow, Menz, Vehlitz, Ka-
rith/Pöthen, Ladeburg, Dornburg, Vogelsang 
 
 

Bekanntmachung 
Betr.: Bebauungsplan „Am Pflaumenknick“ Nr. 3-2005 mit örtlicher Bauvorschrift 

        für das in der Anlage dargestellte Gebiet 
 
Der Stadtrat der Stadt Gommern hat in seiner Sitzung am 28. Juni 2006 die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes mit Begründung beschlossen. 
 
Dem Beschluss des Stadtrates der Stadt Gommern zufolge liegt der Bebauungsplan „Am Pflaumenknick“ mit 
örtlicher Bauvorschrift Nr. 3-2005 mit der Begründung gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) in der Zeit 
 

vom 10. Juli 2006 bis 10. August 2005 
 

in der Stadtverwaltung der Einheitsgemeinde Stadt Gommern, Platz des Friedens 10, Bauamt, Zimmer 4, 
während der Dienststunden 
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montags, mittwochs und  9.00 – 12.00 und 13.00 – 16.00 Uhr 
donnerstags 
dienstags    9.00 – 12.00 und 13.00 – 17.00 Uhr 
freitags     9.00 – 12.00 Uhr 
öffentlich aus. 
 
Anregungen zum Bebauungsplan können während der Auslegungsfrist bei der Einheitsgemeinde Stadt 
Gommern geltend gemacht werden. 
 
 gez. Rauls                         -Siegel- 
 Bürgermeister 

 
______________________________________________________________________________________ 
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214 
 
Einheitsgemeinde Stadt Gommern 
Mit den Ortsteilen: Leitzkau/Hohenlochau, Wahlitz, Nedlitz, Dannigkow/Kressow, Menz, Vehlitz, Ka-
rith/Pöthen, Ladeburg, Dornburg, Vogelsang 
 
 

Bekanntmachung 
Betr.: Bebauungsplan „Am Kiefernhang“ Nr. 1-2004 

        für das in der Anlage dargestellte Gebiet 
 
Der Stadtrat der Stadt Gommern hat in seiner Sitzung am 28. Juni 2006 die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes mit Begründung beschlossen. 
 
Dem Beschluss des Stadtrates der Stadt Gommern zufolge liegt der Bebauungsplan „Am Kiefernhang“ Nr. 
1-2004 mit der Begründung gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) in der Zeit 
 

vom 10. Juli 2006 bis 10. August 2005 
 

in der Stadtverwaltung der Einheitsgemeinde Stadt Gommern, Platz des Friedens 10, Bauamt, Zimmer 4, 
während der Dienststunden 
montags, mittwochs und  9.00 – 12.00 und 13.00 – 16.00 Uhr 
donnerstags 
dienstags    9.00 – 12.00 und 13.00 – 17.00 Uhr 
freitags     9.00 – 12.00 Uhr 
öffentlich aus. 
 
Anregungen zum Bebauungsplan können während der Auslegungsfrist bei der Einheitsgemeinde Stadt 
Gommern geltend gemacht werden. 
 
 gez. Rauls                         -Siegel- 
 Bürgermeister 
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______________________________________________________________________________________ 
C. Kommunale Zweckverbände 
1. Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 

 
215 

Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin 
 

Satzung zur Änderung der  
Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen 

des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin  
(TAV Genthin) 

 
- Abwasserbeitragssatzung- 

  
 

Präambel 
 
Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. S. 698), des 
Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert 
am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) sowie des § 19 der Abwasserbeseitigungssatzung (zAWBes) des TAV 
Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 21.06.2006 fol-
gende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen des Trink-
wasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeitragssatzung – in der Fassung vom 
30.03.2004 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert:  

 
1.  Präambel 

 
Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. S. 698), des 
Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert 
am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) sowie des § 19 der Abwasserbeseitigungssatzung (zAWBes) des TAV 
Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 16.02.1999 
(Amtsblatt Nr. 3 vom 22.02.1999), einschließlich Satzungsänderung vom 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 
09.11.2001, Euro-Anpassungssatzung), 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004) und 21.06.2006 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 
 
2.  § 2 

Grundsatz 
 
Der Verband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die erforderliche Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung und Erneuerung seiner öffentlichen zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen von den 
Beitragspflichtigen im Sinne des KAG-LSA, denen durch die Inanspruchnahme oder die Möglichkeit der In-
anspruchnahme dieser Leistungen ein Vorteil entsteht, Beiträge, soweit der Aufwand nicht durch Gebühren 
oder auf andere Weise gedeckt ist. 
Die Satzung unterscheidet in Herstellungsbeitrag I für Grundstücke, die nach dem 15.06.1991 an die 
öffentliche zentrale Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen wurden oder werden sowie in den 
Herstellungsbeitrag II (Besonderer Herstellungsbeitrag) für die Grundstücke, die vor dem 15.06.1991 
an die öffentliche zentrale Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen waren.  
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Der Herstellungsbeitrag I schließt die Kosten für die Grundstücksanschlüsse (Anschlussleitung vom 
Hauptsammler bis zur Grundstücksgrenze einschließlich Revisionsöffnung, nicht jedoch die Kosten der 
Grundstücksentwässerungsanlage auf dem Grundstück einschließlich der Kontrollschächte) mit ein.  
Der Herstellungsbeitrag II schließt die Kosten für die Grundstücksanschlüsse (Anschlussleitung vom 
Hauptsammler bis zur Grundstücksgrenze ohne Revisionsöffnung, nicht jedoch die Kosten der 
Grundstücksentwässerungsanlage auf dem Grundstück einschließlich der Kontrollschächte) mit ein.  
 
 

4. § 4 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenmaßstab berechnet. 

Bei dessen Ermittlung wird die anrechenbare Grundstücksfläche entsprechend der Ausnutzbarkeit mit 
einem Faktor vervielfältigt, der im einzelnen beträgt: 
a) bei eingeschossiger                 Bebauung bzw. Bebaubarkeit     1,0 
b) bei zweigeschossiger                Bebauung bzw. Bebaubarkeit     1,6 
c) bei dreigeschossiger                Bebauung bzw. Bebaubarkeit     2,2 
d) bei vier- oder höher geschossiger   Bebauung bzw. Bebaubarkeit     

je weiteres Geschoss            weitere          0,6 
 

(2) Geschosse im Sinne dieser Satzung sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr 
als 1,60 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. Zwischendecken oder Zwi-
schenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, bleiben bei der 
Anwendung des Satzes 1 unberücksichtigt.  
Das erste Geschoss (Erdgeschoss) in Gebäuden, die vor Inkrafttreten der BauO LSA entsprechend 
den Anforderungen früheren Rechts errichtet wurden, ist auch dann ein Geschoss, wenn es die 
Mindesthöhen nach Satz 1 nicht erreicht.  

 
Als Zahl der Geschosse gilt: 
a) Soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Geschosse. 
b) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Geschosse die Höhe der bauli-

chen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne von § 11 Abs. 
(3) BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,3 geteilte höchstzuläs-
sige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen aufgerundet.  

c) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Geschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet. 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 
einem Geschoss je Nutzungsebene. 

e) Die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung ergebenen Geschosse, wenn aufgrund 
vorhandener Bebauung oder aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Geschos-
se nach Buchst. a), die Gebäudehöhe nach Buchst. b) oder die Baumassenzahl nach Buchst. c) 
überschritten werden. 

f) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, werden so 
behandelt wie Grundstücke mit eingeschossiger Bebaubarkeit. 

g) Soweit kein Bebauungsplan besteht und die Grundstücke innerhalb des im Zusammenhang be-
bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, 
- bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 
- bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-

denen Geschosse. 
- wenn es in der näheren Umgebung an einer Bebauung fehlt, anhand derer die überwiegende 

Zahl der Geschosse ermittelt werden kann, die Zahl der Geschosse, die nach Bebauungs-
planrecht auf dem jeweiligen Grundstück zulässig wäre. 

- bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, die Zahl von einem Ge-
schoss. 

h) Bei Grundstücken, die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Zahl der tatsächlich vorhande-
nen Geschosse der angeschlossenen Baulichkeiten. 
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i) Soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Geschosse noch die Gebäudehöhe bzw. die 

Baumassenzahl bestimmt ist,  
- für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, 

die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 
- für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, die 

Zahl von einem Geschoss. 
- die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung überwiegend festgesetzte 

und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach Buchst. a) bis Buchst. 
c). 

i) bei Grundstücken, für die im Bebauungsgebiet eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unterge-
ordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Sport-, Fest- und Campingplätze, 
Schwimmbäder, Friedhöfe), oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so ge-
nutzt werden die Zahl von einem Geschoss. 

j) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungsbeschluss oder 
diesem ähnlichen Verwaltungsakt eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen 
ist die Zahl von einem Geschoss. 

 
 
4.  § 5 

Beitragssatz 
 

(1) Der Beitragssatz für den Herstellungsbeitrag I beträgt 2,05 Euro je Quadratmeter Beitragsfläche.  
 

(2) Der Beitragssatz für den Herstellungsbeitrag II beträgt 0,40 Euro je Quadratmeter Beitragsfläche. 
 

 
5. § 7 

Entstehung der Beitragspflicht 
 

(1) Die Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag I entsteht mit der Herstellung der betriebsfertigen öf-
fentlichen zentralen Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück, einschließlich des Grund-
stücksanschlusses (Anschlussleitung vom Hauptsammler bis zur Grundstücksgrenze einschließlich 
Revisionsöffnung), frühestens jedoch mit Inkrafttreten der Satzung. 
Der Grundstücksanschluss auf dem Grundstück einschließlich Kontrollschächte ist nicht Bestandteil 
der öffentlichen zentralen Abwasserbeseitigungsanlage. 

 
(2) Im Falle des § 3 Abs. (2) entsteht die Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag I mit dem tatsäch-

lichen Anschluss.  
 
(3) Die Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II entsteht mit Inkrafttreten der Satzung zur Än-

derung der Abwasserbeitragssatzung vom 21.06.2006.  
 

 
6. § 11 
 Billigkeitsregelungen 
 

(1) bis (3) unverändert  
 

(4) Werden Grundstücke landwirtschaftlich im Sinne des § 201 des Baugesetzbuches oder als Wald ge-
nutzt, ist der Beitrag so lange zinslos zu stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung der Wirtschaft-
lichkeit des landwirtschaftlichen Betriebes genutzt werden muss. Satz 1 gilt auch für die Fälle der 
Nutzungsüberlassung und Betriebsübergabe an Familienangehörige im Sinne des § 15 der Abga-
benordnung. Bei bebauten und tatsächlich angeschlossenen Grundstücken und Teilflächen eines 
Grundstücks im Sinne von Satz 1 gilt dies nur wenn 
a) die Bebauung ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung dient und 
b) die öffentliche Einrichtung nicht in Anspruch genommen wird. 

 
(5) unverändert  

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 
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Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die zentralen Abwasserbeseiti-
gungsanlagen des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeitragssat-
zung –  tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 

 
Artikel 3 

Neubekanntmachung 
 

Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeitragssatzung – neu bekannt zu 
machen. 
 
 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
gez. Kremkau 
Verbandsgeschäftsführer                         Siegel 
______________________________________________________________________________________ 
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Trinkwasser- und  
Abwasserverband Genthin 
 
 

Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) 

– Aufwandsentschädigungssatzung – 
 

 
Präambel 

 
Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-
Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geän-
dert am 20.12.2005 (GVBl. LSA S. 808), des § 33 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-
LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 20.12.2005 (GVBl. LSA S. 808) und des § 28 
der Zweckverbandssatzung des TAV Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversamm-
lung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in ihrer Sitzung am 21.06.2006 folgende Ände-
rungssatzung beschlossen: 

 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserverbandes 
Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung – in der Fassung vom 16.10.2001 wird durch 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert: 
 
 
1.  Präambel 

 
Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-
Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geän-
dert am 20.12.2005 (GVBl. LSA S. 808), des § 33 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-
LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 20.12.2005 (GVBl. LSA S. 808) und des § 28 
der Zweckverbandssatzung des TAV Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversamm-
lung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in ihrer Sitzung am 22.05.2001 (Amtsblatt Nr. 10 
vom 08.06.2001), einschließlich Satzungsänderung vom 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001, Eu-
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ro-Anpassungssatzung) und 21.06.2006 folgende Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit 
– Aufwandsentschädigungssatzung – beschlossen: 
 

 
2.  § 1 

Entschädigung des Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
 
(1) unverändert  
 
(2) Mit dieser Aufwandsentschädigung sind auch Tagegelder für Reisen innerhalb des Verbandsgebietes 

und die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung, des Beirates sowie die Fahrkosten abge-
golten.  

 
(3) unverändert 
 
(4) Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden der Verbandsversammlung für einen zusammenhängenden 

Zeitraum von mehr als drei Monaten wird dem Stellvertreter ab diesem Zeitpunkt die Aufwandsentschä-
digung nach Abs. (1) gewährt.  

 
 
3.  § 2 

Entschädigung der Vertreter in der Verbandsversammlung und im Beirat 
 
(1) Die Vertreter der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung und im Beirat erhalten für die Teil-

nahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung und des Beirates ein Sitzungsgeld. Das Sitzungs-
geld beträgt für jede Sitzung 20,00 Euro.  
Der Stellvertreter des Vorsitzenden der Verbandsversammlung erhält ein Sitzungsgeld in Höhe von 
25,00 Euro.  

 
(2) unverändert 

 
(3) unverändert   
 
(4) Für die Zahlung des Sitzungsgeldes sowie der Reisekostenvergütung wird die Anwesenheitsliste der 

Sitzungen der Verbandsversammlung bzw. des Beirates zugrunde gelegt. 
 
(5) Für das Sitzungsgeld und die Reisekostenvergütung für Sitzungen der Verbandsversammlung sind an-

spruchsberechtigt die von der jeweiligen Gemeinde gewählten Vertreter. Ist der gewählte Vertreter ver-
hindert, so ist der von der Gemeinde zu bestimmende Stellvertreter anspruchsberechtigt, wenn dieser an 
den Sitzungen teilnimmt.  

 
 
4.  § 3 

Verdienstausfall 
 
(1) Die Vertreter der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung und im Beirat haben Anspruch auf 

Zahlung einer Verdienstausfallentschädigung durch Teilnahme an abrechnungsfähigen Sitzungen der 
Verbandsversammlung und des Beirates. Zur Verdienstausfallentschädigung gehört entgangener Ar-
beitsverdienst bei unselbständigen Arbeitnehmern und Einnahmeausfall bei selbständiger Tätigkeit.  

 
(2) Vertretern der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung und im Beirat, die als unselbständige 

Arbeitsnehmer einen Anspruch auf Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung des Arbeitsverdienstes 
gegenüber ihrem Arbeitsgeber aufgrund tarifrechtlicher oder sonstiger arbeitsrechtlichen Vorschriften 
haben, wird eine Verdienstausfallentschädigung nicht gezahlt.  

 
(3) unverändert  
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 
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Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- 
und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  tritt Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

Artikel 3 
Neubekanntmachung 

 
Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserver-
bandes Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  neu bekannt zu machen. 
 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
gez. Kremkau      Siegel 
Verbandsgeschäftsführer 
 
 
Anlage 1 zur 
 
Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserverbandes 
Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  
 
 
 Mitgliedsgemeinde Fahrkilometer

Hin- und Rückfahrt 
[km] gerundet

1 Brettin 8

2 Demsin 20

3 Dörnitz 60

4 Drewitz 54

5 Elbe - Parey 28

6 Genthin 6

7 Gladau 30

8 Jerichow 28

9 Kade 18

10 Karow 23

11 Klitsche 26

12 Magdeburgerforth 52

13 Nielebock 15

14 Paplitz 40

15 Reesdorf 44

16 Redekin 18

17 Roßdorf 11

18 Schlagenthin 26

19 Schopsdorf 56

20 Tucheim 31

21 Wüstenjerichow 60

22 Wulkow 20

23 Zabakuck 20
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217 

 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin  
 
 

Satzung zur Änderung der 
Satzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin über die Erhebung von Verwal-

tungsgebühren im eigenen Wirkungskreis 
 

(Verwaltungsgebührensatzung) 
 

 
Präambel 

 
Aufgrund des § 6 des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. S. 128), des § 8 
der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) und des § 4 des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), hat die Verbandsver-
sammlung in der Sitzung am 21.06.2006 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin über die Erhebung von Verwaltungskosten 
im eigenen Wirkungskreis – Verwaltungskostensatzung – in der Fassung vom 30.03.2004 wird durch Be-
schluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert:  
 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund des § 6 des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. S. 128), des § 8 
der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) und des § 4 des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), hat die Verbandsver-
sammlung in der Sitzung am 31.01.1995, einschließlich Satzungsänderungen vom 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 
21 vom 09.11.2001, Euro-Anpassungssatzung), 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004) und 
21.06.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
2.  Gebührentarif zur Verwaltungsgebührensatzung des Trinkwasser- und  
  Abwasserverbandes Genthin – Anlage 1 zu § 2 
 
Anlage 1 zu § 2 

 
 
lfd.  Gegenstand                                  Gebühr 
Nr.                                                Pauschbetrag [Euro] 
                                                         
1 bis 12 unverändert 
  
13       Genehmigungen / Erlaubnisse auf Grund der geltenden Abwasserbeseitigungssatzung des 

TAV Genthin 
 
13.1     Sonstige  Prüfungsmaßnahmen je angefangene halbe Arbeitsstunde     21,75 
13.2 Entwässerungsgenehmigungsverfahren 21,75 
13.3     Befreiung vom Anschluss- und  Benutzungszwang, auch befristet      21,75 
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13.4 unverändert 
13.5     unverändert 
 
 
14 Genehmigungen / Erlaubnisse auf Grund der geltenden  
 Wasserversorgungssatzung des TAV Genthin                                   
 
14.1     Sonstige Prüfungsmaßnahme je angefangene halbe Arbeitsstunde     21,75 
14.2 Wasserversorgungsgenehmigungsverfahren 21,75 
14.3     Befreiung vom Anschluss- und  Benutzungszwang, auch befristet                21,75 
 
 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur Änderung der Satzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin über die Erhe-
bung von Verwaltungsgebühren im eigenen Wirkungskreis – Verwaltungsgebührensatzung – tritt am Tage 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 
Artikel 3 

Neubekanntmachung 
 

Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin über die Erhebung von Verwal-
tungsgebühren im eigenen Wirkungskreis – Verwaltungsgebührensatzung – neu bekannt zu machen. 
 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
gez. Kremkau 
Verbandsgeschäftsführer                         Siegel 
______________________________________________________________________________________ 

218 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin  

 
 

Satzung zur Änderung der  
Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und 

Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) 
- Abwasserbeseitigungssatzung (dezAWBes) - 

 
 

Präambel 
 

Aufgrund der §§ 8 ff. des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2003 (GVBl. LSA S. 128), 
des § 8 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 
(GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der §§ 4 und 5 des Kommunalab-
gabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), des § 9 des Abwas-
serabgabengesetzes (AbwAG) vom 03.11.1994 (BGBl. I S. 3370), zuletzt geändert am 18.01.2005 (BGBl. I 
S. 114), des § 7 des Ausführungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt zum Abwasserabgabengesetz (AG 
AbwAG) in der Fassung vom 25.06.1992 (GVBl. LSA S. 580), zuletzt geändert am 20.12.2005 (GVBl. LSA 
S. 769) und des § 3 der Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der 
Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin 
in der Sitzung am 21.06.2006 folgende Änderungssatzung beschlossen. 
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Artikel 1 

 
Die Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Abwasser-
verbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (dezAWBes) in der Fassung vom 
11.10.2005 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert: 
 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund der §§ 8 ff. des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2003 (GVBl. LSA S. 128), 
des § 8 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 
(GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der §§ 4 und 5 des Kommunalab-
gabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), des § 9 des Abwas-
serabgabengesetzes (AbwAG) vom 03.11.1994 (BGBl. I S. 3370), zuletzt geändert am 18.01.2005 (BGBl. I 
S. 114), des § 7 des Ausführungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt zum Abwasserabgabengesetz (AG 
AbwAG) in der Fassung vom 25.06.1992 (GVBl. LSA S. 580), zuletzt geändert am 20.12.2005 (GVBl. LSA 
S. 769) und des § 3 der Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der 
Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin 
in der Sitzung am 17.12.1997 (Amtsblatt Nr. 14 vom 22.12.1997), einschließlich Satzungsänderungen vom 
12.04.2000 (Amtsblatt Nr. 8 vom 27.04.2000), 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001; Euro-
Anpassungssatzung), 22.01.2002 (Amtsblatt Nr. 3 vom 01.02.2002), 17.12.2002 (Amtsblatt Nr. 32 vom 
19.12.2002), 16.12.2003 (Amtsblatt Nr. 28 vom 22.12.2003), 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004), 
11.10.2005 (Amtsblatt Nr. 21 vom 28.10.2005) und 21.06.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 

 
2.  § 16 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne § 6 Abs. (7) der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der je-
weils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 
1. und 2. unverändert 
 
3. wird neu eingefügt: 

entgegen § 4 (7) nicht alles anfallende Abwasser sowie den Klärschlamm – sofern 
nicht eine Benutzungsbeschränkung nach § 6 gilt – der öffentlichen dezentralen An-
lage zuführt 
 
→ die nachfolgenden Punkte bleiben inhaltlich gleich → es verändert sich lediglich 
die Nummerierung  
 

(2) unverändert 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Abwasser-
verbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (dezAWBes) – tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft. 
 

 
Artikel 3 

Neubekanntmachung 
 

Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Ab-
wasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (dezAWBes) neu bekannt zu 
machen. 
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Genthin, den 21.06.2006 
 
 
 
gez. Kremkau  
Verbandsgeschäftsführer                         Siegel 
______________________________________________________________________________________ 

219 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin  

 
 

Satzung zur Änderung der Satzung für die zentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsge-
biet des TAV Genthin  

- Abwasserbeseitigungssatzung (zAWBes) -   
  
 

Aufgrund des § 8 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), 
des § 8 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) vom 5.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), 
zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128)  und des § 3 der Zweckverbandssatzung des Trinkwas-
ser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sitzung am 21.06.2006 folgende Änderungssatzung 
beschlossen:  

 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung für die zentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Abwasserver-
bandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (zAWBes) in der Fassung vom 
11.10.2005 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert: 
 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund des § 8 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), 
des § 8 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) vom 5.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), 
zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128)  und des § 3 der Zweckverbandssatzung des Trinkwas-
ser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sitzung am 12.12.1991, einschließlich Satzungsände-
rungen vom 06.10.1994 und 17.12.1997 (Amtsblatt Nr. 14 vom 22.12.1997) (Veröffentlichung Gesamttext: 
Amtsblatt Nr. 1 vom 22.01.1998), 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001, Euro-Anpassungssatzung) 
und 26.11.2002 (Amtsblatt Nr. 32 vom 19.12.2002), 11.10.2005 (Amtsblatt Nr. 21 vom 28.10.2005) und 
21.06.2006 folgende Satzung beschlossen:  
 
 
2. § 15 

Altanlagen 
 

(1) unverändert  
 
(2) Ist von einem Grundstück kein Schmutzwasser mehr zu entsorgen, schließt der Verband nach 

Anhörung des Grundstückseigentümers den Anschluss. Die Kosten trägt der Grundstückseigen-
tümer in der tatsächlich entstandenen Höhe. 

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,  12. Jahrgang, Nr. : 10    vom   30.6.2006                                        Seite  
 

329

Die Satzung für die zentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Abwasserver-
bandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (zAWBes) – tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

 
Artikel 3 

Neubekanntmachung 
 

Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung für die zentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Ab-
wasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (zAWBes) neu bekannt zu ma-
chen. 
 
 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
 
gez. Kremkau  
Verbandsgeschäftsführer                         Siegel 
______________________________________________________________________________________ 

220 
 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin  

 

Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentralen Ab-

wasserentsorgungsanlagen des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV 
Genthin) 

- Abwassergebührensatzung (zAWG)- 
 
 

Präambel 
 

Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), 
des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 (GVBl. S. 568), zuletzt geändert am 
22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) sowie des § 19 der Abwasserbeseitigungssatzung (zAWBes) des TAV 
Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 21.06.2006 fol-
gende Änderungssatzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentralen Abwasserentsorgungsanlagen des Trink-
wasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwassergebührensatzung – in der Fassung 
vom 22.12.2005 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert: 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), 
des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 (GVBl. S. 568), zuletzt geändert am 
22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) sowie des § 19 der Abwasserbeseitigungssatzung (zAWBes) des TAV 
Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 08.12.1993 
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(Volksstimme vom 20.12.1993; Generalanzeiger vom 22.12.1993), einschließlich Satzungsänderungen vom 
09.03.1994, 27.09.1995 (Amtsblatt Nr. 9 vom 16.10.1995: Gesamttext), 28.02.1996 (Amtsblatt Nr. 4 vom 
04.04.1996), 23.10.1996 (Amtsblatt Nr. 12 vom 19.11.1996), 17.12.1997 (Amtsblatt Nr. 14 vom 22.12.1997; 
Amtsblatt Nr. 1 vom 22.01.1998: Gesamttext), 12.04.2000 (Amtsblatt Nr. 8 vom 27.04.2000), 16.10.2001 
(Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001), 22.01.2002 (Amtsblatt Nr. 3 vom 01.02.2002), 17.12.2002 (Amtsblatt Nr. 
32 vom 19.12.2002), 24.06.2003 (Amtsblatt Nr. 16 vom 11.07.2003 / Nr. 17 vom 28.07.2003), 16.12.2003 
(Amtsblatt Nr. 28 vom 22.12.2003) und 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004), 22.12.2005 (Amtsblatt 
Nr. 25 vom 30.12.2005) und 21.06.2006 folgende Satzung beschlossen: 

 
 
2.  § 3 

Gebührenmaßstab 
 
Die Gebühr wird für die Beseitigung von Abwasser berechnet, getrennt nach Grundgebühr und Mengenge-
bühr.  
 
(1) bis (7) unverändert  
 
(8) Die Grundgebühr wird für die Inanspruchnahme der Vorhalteleistung erhoben, soweit die Kosten 

nicht durch Abwasserbeiträge oder auf andere Weise gedeckt werden 
 
(9) unverändert 
 
(B) entfällt 
 
 
3. § 6 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist der Grundstückseigentümer. Wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen 

Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebührenschuldner sind außerdem 
Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Mehrere Gebühren-
schuldner sind Gesamtschuldner.  

 
(2) entfällt 
 
(3) wird (2): Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenschuld mit Beginn des auf den 

Übergang des folgenden Kalendertages auf den neuen Gebührenschuldner über. 
 

 
4. § 7 

Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Herstellung der betriebsfertigen öffentlichen zentralen Abwas-

serbeseitigungsanlage vor dem Grundstück, einschließlich des Grundstücksanschlusses und sobald 
das Grundstück an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist, spätestens jedoch 
nach Ablauf der Anschlussfrist gemäß § 3 (4) Abwasserbeseitigungsanlage (zAWBes). 

 
(2) Die Gebührenschuld endet mit dem Wegfall des Grundstücksanschlusses.  
 

 
5.  § 9 

Festsetzung und Fälligkeit 
 

(1) Die Gebühren werden vom Verband durch Gebührenbescheide festgesetzt. Die Gebühr ist 2 Wo-
chen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Abweichend von Satz 2 kann in be-
gründeten Fällen die Fälligkeit auf einen späteren Zeitpunkt festgesetzt werden.  

 
(2) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig festzusetzende Gebühr sind im voraus vier-

teljährlich Abschlagszahlungen zu leisten. Die Abschlagszahlungen sind am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. des laufenden Jahres (Erhebungszeitraum) fällig. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird 
vom Verband im Gebührenbescheid für den zurückliegenden Erhebungszeitraum nach der im 
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zurückliegenden Erhebungszeitraum entsorgten Abwassermenge festgesetzt. Auf begründeten 
Antrag des Gebührenschuldners kann der Verband die Höhe der Abschlagszahlungen den ge-
änderten Verbrauchsbedingungen anpassen und in einem gesonderten Bescheid festsetzen. 
Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben gefordert werden. 

 
(3) Entsteht die Gebührenschuld erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird die Höhe der Ab-

schlagszahlung nach der Einwohnerzahl, dem durchschnittlichen Wasserverbrauch 
(=Abwassermenge) von 30 m³/EW*a und den verbleibenden Kalendertagen ermittelt und auf die 
im Abs. (2) festgelegten Fälligkeitstermine gleichmäßig verteilt und in einem gesonderten Be-
scheid festgesetzt.  

 
 
6.  § 10 

Auskunftspflicht 
 
(1) Die Gebührenschuldner und ihre Vertreter haben dem Verband jede Auskunft zu erteilen, die für die 

Festsetzung und Erhebung der Gebühren erforderlich ist. 
 
(2) und (3) unverändert  
 
 
7.  § 11 

Anzeigepflicht 
 
(1) unverändert   
 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Gebühren beeinflussen, so hat 

der Gebührenschuldner dies unverzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflich-
tung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
(3) Ist zu  erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 50 v.H. der 

Abwassermenge des Vorjahrs erhöhen oder ermäßigen wird,  so hat der Gebührenschuldner hiervon 
dem Verband unverzüglich Mitteilung zu machen. 

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentralen Abwasserentsor-
gungsanlagen des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwassergebührensat-
zung (zAWG) – tritt rückwirkend zum 01.01.2006 in Kraft. 

 
 

Artikel 3 
Neubekanntmachung 

 
Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentralen Abwasserentsorgungsanlagen des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) - Abwassergebührensatzung (zAWG) - neu 
bekannt zu machen. 

 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
 
gez. Kremkau  
Verbandsgeschäftsführer                        Siegel 
______________________________________________________________________________________ 

221 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin 
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Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die öffentliche Wasserver-

sorgung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV) 
-Wassergebührensatzung- 

 
 

Präambel 
 

Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), 
des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert 
am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) sowie des § 28 der Wasserversorgungssatzung des TAV Genthin in der 
Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 21.06.2006 folgende Ände-
rungssatzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die öffentliche Wasserversorgung des Trinkwasser- und 
Abwasserverbandes Genthin (TAV) -Wassergebührensatzung- in der Fassung vom 22.12.2005 wird durch 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 wie folgt geändert: 
 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698), 
des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Gemeindeordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert 
am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) sowie des § 28 der Wasserversorgungssatzung des TAV Genthin in der 
Fassung vom 11.10.2005 hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 08.12.1993 (Volksstimme vom 
16.12.1993; Generalanzeiger vom 22.12.1993), einschließlich Satzungsänderungen vom 06.10.1994 (Volks-
stimme vom 18.10.1994), 27.09.1995 (Amtsblatt Nr. 9 vom 16.10.1995, Gesamttext), 28.02.1996 (Amtsblatt 
Nr. 4 vom 04.04.1996), 23.10.1996 (Amtsblatt Nr. 12 vom 19.11.1996), 25.11.1997 (Amtsblatt Nr. 14 vom 
22.12.1997), 17.12.1997 (Amtsblatt Nr. 14 vom 22.12.1997; Amtsblatt Nr. 1 vom 22.01.1998: Gesamttext), 
12.04.2000 (Amtsblatt Nr. 8 vom 27.04.2000), 19.06.2001 (Amtsblatt Nr. 12 vom 05.07.2001), 16.10.2001 
(Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001, Euro-Anpassungssatzung), 22.01.2002 (Amtsblatt Nr. 3 vom 01.02.2002), 
17.12.2002 (Amtsblatt Nr. 32 vom 19.12.2002), 24.06.2003 (Amtsblatt Nr. 16 vom 11.07.2003) und 
16.12.2003 (Amtsblatt Nr. 28 vom 22.12.2003), 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004), 14.12.2004 
(Amtsblatt Nr. 23 vom 30.12.2004), 22.12.2005 (Amtsblatt Nr. 25 vom 30.12.2005) und 21.06.2006 folgende 
Satzung beschlossen. 
 
 
2.  § 1 
  Allgemeines 
 
(2) und (2) unverändert 
 
(3) Die Wassergebühr wird als Grundgebühr und als Verbrauchsgebühr (Mengengebühr) erhoben. 
 
 
3. § 2 
 Mengengebühr 

 
(2) (2) unverändert  
 
(3) Satz 2 erhält folgenden Fassung: Dabei gilt 1 EGW als 30 m3 gelieferte Wassermenge. 
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(4) unverändert 
 
 
4.  § 3 
 Grundgebühr 
 
(1) Die Grundgebühr wird für die Inanspruchnahme der Vorhalteleistungen berechnet. Berechnungs-

grundlage für die Grundgebühr ist die Grundeinheit (GE). 
 
(2) unverändert 

 
(3) Die Grundgebühr richtet sich nach den ermittelten Grundeinheiten und beträgt  

monatlich  5,85 €/GE (Netto) 
     6,26 €/GE (incl. 7 % Mwst.) 

 
 
4.  § 4 
 Messgebühr 
 → der § wird ersatzlos gestrichen 
 
→ Die Nummerierung der folgenden §§ verändert sich entsprechend. 
 
 
5. § 4 
 Kostenerstattung 

 
(1) Für eine vom Kunden veranlasste befristete Sperrung des Wasseranschlusses, bis zu einer Dauer 

von maximal einem Jahr, oder für einen anderen durch ihn zu vertretenden Aus- und Einbau des 
Wasserzählers werden folgende Pauschalsätze berechnet: 
 [Netto] [incl. 16% Mwst.] 
a) für jeden Ausbau     34,50 Euro 40,02 Euro 
b) für jeden Einbau    34,50 Euro 40,02 Euro 
c) für gleichzeitigen Aus- und Einbau         40,60 Euro 47,10 Euro 
d) für jede Sperrung des Anschlusses  

einschl. Zählerausbau 70,80 Euro 82,13 Euro  
e) für jede Inbetriebnahme des Anschlusses  

einschl. Zählereinbau                       70,80 Euro     82,13 Euro             
f) für die Prüfung des Wasserzählers            46,35 Euro 53,76 Euro 
g) entfällt 

 
Überschreitet die befristete Sperrung die Zeitdauer von einem Jahr gilt Abs. (2).  

 
(2) unverändert 

 
(3) Für die vorübergehende Wasserentnahme aus Hydranten und sonstiger öffentlicher Entnahmestellen 

werden berechnet: 
a) Mengengebühr nach § 2 Abs. (4) 
b) Miete für Hydrantenstandrohre mit Wasserzähler 1,53 Euro / d [Netto]  

                  1,64 Euro / d [incl. 7 % Mwst.] 
c) Vor Empfang des Hydrantenstandrohres ist ein Sicherheitsbetrag  

in Höhe von 350,00 Euro je Standrohr zu hinterlegen.  
 

Der Sicherheitsbetrag wird nach Ende der Mietzeit mit dem Mengenpreis bzw. bei Beschädigung oder 
Verlust mit den Instandsetzungskosten bzw. Wiederbeschaffungskosten verrechnet. Der Sicherheitsbe-
trag wird nicht verzinst. 

 
 
6. § 5 
 Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist der Grundstückseigentümer. Wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen 

Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebührenschuldner sind außerdem 
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Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Mehrere Gebühren-
schuldner sind Gesamtschuldner.  

 
(2) entfällt 
 
(3) wird (2): Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenschuld mit Beginn des auf den 

Übergang des folgenden Kalendertages auf den neuen Gebührenschuldner über.  
 
 
7. § 6 
 Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage (Verbindung an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes bis zur Hauptab-
sperrvorrichtung hinter der Wasseruhr). 

 
(2) Die Gebührenschuld endet, sobald der Hausanschluss beseitigt worden ist. 
 
 
8. § 8 
 Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühren werden vom Verband durch Gebührenbescheide festgesetzt. Die Gebühr ist 2 Wo-

chen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Abweichend von Satz 2 kann in be-
gründeten Fällen die Fälligkeit auf einen späteren Zeitpunkt festgelegt werden.  

 
(2) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig festzusetzende Gebühr sind im voraus vier-

teljährlich Abschlagszahlungen zu leisten. Die Abschlagszahlungen sind am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. des laufenden Jahres (Erhebungszeitraum) fällig. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird 
vom Verband im Gebührenbescheid für den zurückliegenden Erhebungszeitraum nach der im 
zurückliegenden Erhebungszeitraum bezogenen Wassermenge festgesetzt. Auf begründeten 
Antrag des Gebührenschuldners kann der Verband die Höhe der Abschlagszahlungen den ge-
änderten Verbrauchsbedingungen anpassen und in einem gesonderten Bescheid festsetzen. 
Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 

 
(3) Entsteht die Gebührenschuld erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird die Höhe der Ab-

schlagzahlungen nach der Einwohnerzahl, dem durchschnittlichen Wasserverbrauch von 30 
m³/EW*a und den verbleibenden Kalendertagen ermittelt und auf die im Abs. (2) festgelegten 
Fälligkeitstermine gleichmäßig verteilt und in einem gesonderten Bescheid festgesetzt.  

 
 

9. § 10 
Auskunftspflicht 

 
(1) Die Gebührenschuldner und ihre Vertreter haben dem Verband sowie dessen Beauftragten jede 

Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 
 
(2) unverändert 

 
 
10. § 11 

Anzeigepflicht 
 
(1) unverändert. 
 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Gebühren beeinflussen, so hat 

der Gebührenschuldner dies unverzüglich dem Verband schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflich-
tung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Wassermenge um mehr als 50 v. H. der 

Wassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der Gebührenschuldner hiervon 
dem Verband unverzüglich Mitteilung zu machen. 
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(4) unverändert   
 
 
11. § 12 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt han-

delt  
- wer entgegen § 10 dieser Satzung dem Verband sowie dessen Beauftragten Auskünfte nicht erteilt 
- wer entgegen § 11 dieser Satzung der Anzeigepflicht nicht nachkommt. 

 
(2) unverändert 

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die öffentliche Wasserversor-
gung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV) – Wassergebührensatzung – tritt rückwir-
kend zum 01.01.2006 in Kraft. 
 

 
Artikel 3 

Neubekanntmachung 
 

Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die öffentliche Wasserversorgung des Trinkwas-
ser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV) – Wassergebührensatzung – neu bekannt zu machen. 
 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
gez. Kremkau  
Verbandsgeschäftsführer                        Siegel 
______________________________________________________________________________________ 

222 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin 
 

 
Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
an die öffentliche Trinkwasserversorgung 

 
 

Präambel 
 

Aufgrund der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. 
LSA S. 698), des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Ge-
meindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) und des § 20 der 
Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 
hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sitzung am 
21.06.2006 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
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Die Satzung über die Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse an die öffentliche Trinkwasserver-
sorgung in der Fassung vom 30.03.2004 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 21.06.2006 
wie folgt geändert: 
 
 
1. Präambel 
 
Aufgrund der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 18.11.2005 (GVBl. 
LSA S. 698), des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128), der Ge-
meindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert am 22.03.2006 (GVBl. LSA S. 128) und des § 20 der 
Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 11.10.2005 
hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sitzung am 
31.01.1995 (Amtsblatt Nr. 2 vom 07.02.1995), einschließlich Satzungsänderungen vom 04.09.1996 (Amts-
blatt Nr. 10 vom 16.09.1996), 19.06.2001 (Amtsblatt Nr. 12 vom 05.07.2001, 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 
vom 09.11.2001, Euro-Anpassungssatzung), 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004) und 21.06.2006 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 
2.  § 1 

 
(1) Der TAV Genthin erhebt für die Kosten der Herstellung oder für die Kosten der vom Grundstückseigen-

tümer veranlassten oder verursachten Erneuerung, Veränderung und Beseitigung von Trinkwasserhaus-
anschlüssen einen Kostenersatz.  

 
 
3.  § 2 

 
(1) Vor Herstellung, Erneuerung und Veränderung des Trinkwasserhausanschlusses hat dies der Grund-

stückseigentümer schriftlich unter Verwendung der beim TAV erhältlichen Vordrucke zu beantragen. 
 
(2) unverändert 

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse an die 
öffentliche Trinkwasserversorgung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

Artikel 3 
Neubekanntmachung 

 
Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzungsänderung 
geltenden Wortlaut der Satzung über die Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse an die öffentliche 
Trinkwasserversorgung neu bekannt zu machen.  
 
Genthin, den 21.06.2006 
 
 
 
gez. Kremkau 
Verbandsgeschäftsführer                  Siegel 
_________________________________________________________________________________ 
 
          
D. Regionale Behörden und Einrichtungen  
2. Amtliche Bekanntmachungen 
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223 
 

Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt 
  Scharnhorststraße 89, 39576 Stendal                                           

                                                                                                          
26.06.2006 

 
Offenlegung 

 
gemäß § 12 Abs. 3 Vermessungs- und Geoinformationsgesetz Sachsen-Anhalt  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.2004 (GVBl. LSA S. 716) 
 
Für alle Flurstücke und Gebäude der 
  
Gemarkung Zabakuck, Flur1-8 und Wulkow, Flur 1-12 
    
 
wurden die Nachweise des Liegenschaftskatasters aus Anlass einer umfangreichen Erneuerung  verän-
dert. Das Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt hat 
 
das Liegenschaftsbuch und die Liegenschaftskarte hinsichtlich der Angaben zur tatsächlichen Nut-
zung ergänzt und aktualisiert. 
Das Gebiet ist in der beigefügten Übersichtskarte gekennzeichnet. 
 
Allen beteiligten Eigentümern, Erbbauberechtigten und Nutzungsberechtigten werden die Veränderungen durch 
die Offenlegung bekanntgemacht. 
 
Die Liegenschaftskarte und das Liegenschaftsbuch werden in der Zeit 
 
vom 01. August 2006  bis  31. August 2006  
 
in den Diensträumen des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt 
Scharnhorststraße 89 in 39576 Stendal 
 
während der Besuchszeiten, Mo, Mi   8.00 - 13.00 Uhr 
                                              Di, Do    8.00 - 18.00 Uhr 
                                              Fr.          8.00 - 12.00 Uhr 
zur Einsicht ausgelegt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Angaben, welche durch die Veränderung in die Liegenschaftskarte und in das  
Liegenschaftsbuch übernommen worden sind, kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
oben angegebenen Offenlegungsfrist Klage eingelegt werden. Die Klage ist schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Magdeburg, 
Schönebecker Str. 67a, 39104 Magdeburg einzulegen. 
 
 
 
Im Auftrag  
 
   Auskunft und Beratung 
         Telefon: (0391) 567-8585 
gez. Andreas Schöndube     gez. Siegel (0180) 500-1996 (12 ct/min) 
                        Fax: (0391) 567-8686 
  E-Mail: service@lvermgeo.sachsen-anhalt.de 
                                                                                   Internet: www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de  
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224 
 

Landkreis JL 
 
 
 
Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg 
 
Mit Bescheid vom 29.05.2006 hat die oberste Landesplanungsbehörde den am 17.05.2006 beschlossenen 
Regionalen Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg genehmigt. Der Regionale Entwicklungs-
plan für die Planungsregion Magdeburg wird hiermit gem. § 7 Abs. 7 Landesplanungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt veröffentlicht. Da eine umfangreiche Begründung und eine Karte im Format A0 Bestandteil 
des bekannt zu machenden Regionalen Entwicklungsplans sind, erfolgt diesbezügliche eine Ersatzbekannt-
machung durch 7-tägige Auslegung der Unterlagen zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden in 
der Kreisverwaltung Burg, in der alten Kaserne 4. 
Der Regionale Entwicklungsplan Magdeburg einschließlich Begründung und Kartenteil kann  
 
im Landkreis Jerichower Land in 39288 Burg, In der Alten Kaserne 4, Raum 311 
 
ab 30.06.2006 bis 11.07.2006 
 
während folgender Zeiten: 
 
Dienstag      von 9 – 12 Uhr und 13 – 16 Uhr 
Donnerstag  von 9 – 12 Uhr und 13 – 17 Uhr              
 
eingesehen werden. 
 
Der Regionale Entwicklungsplan tritt am Tag nach seiner Bekanntgabe in Kraft. 
 
Hinweis: Eine Verletzung der für Raumordnungspläne geltenden Verfahrens- und Formvorschriften, die nicht 
nach § 9 Absatz 1 Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt unbeachtlich ist, kann nur innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten des Raumordnungsplans schriftlich gegenüber dem für die Aufstellung des 
Raumordnungsplans zuständigen Planungsträger geltend gemacht werden; der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, ist dabei darzulegen.     
 
Der Regionale Entwicklungsplan Magdeburg ist im Internet unter der Adresse 
www.regionmagdeburg.de zum Abruf verfügbar. 
 
Magdeburg, 14.06.2006 
 
 
 
 
gez: Dr. Trümper 
Verbandsvorsitzender 
 
 
Anlage 
 
Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg 
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1. Rechtsgrundlagen und Geltungsrahmen 

1. Nach § 17 Abs. 1 des Landesplanungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (LPlG LSA) 
vom 28. April 1998 (GVBl. LSA S. 255) sind die Landkreise und kreisfreien Städte Träger 
der Regionalplanung für die Planungsregionen. Ihnen obliegt die Aufstellung, Änderung, 
Ergänzung und Fortschreibung des Regionalen Entwicklungsplanes. Sie erledigen diese 
Aufgabe in Regionalen Planungsgemeinschaften als Zweckverbände. 

2. Aufgrund § 17 Absatz 2 LPlG LSA bilden die Landkreise  Bördekreis, Jerichower Land, 
Ohrekreis, Schönebeck und die kreisfreie Landeshauptstadt Magdeburg die 
Planungsregion Magdeburg.  

3. Die Aufstellung des Regionalen Entwicklungsplanes erfolgt auf der Grundlage des § 7 
LPlG LSA. 

4. Die Festlegungen des Regionalen Teilgebietsentwicklungsprogramms für den 
Planungsraum Harbke (TEP Harbke) vom 14. Juni 1994 sind bei der Erarbeitung der 
Festlegungen des Regionalen Entwicklungsplanes für die Planungsregion Magdeburg zu 
beachten bzw. dürfen diesen nicht widersprechen. 

5. Der Regionale Entwicklungsplan ist gemäß § 6 Absatz 1 LPlG LSA aus dem 
Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA) vom 23. Mai 1999 
(GVBl LSA Nr. 28), zuletzt geändert durch Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt vom 15. August 2005 
(GVBl. LSA 2005, S. 550) zu entwickeln. Die im Landesentwicklungsplan des Landes 
Sachsen-Anhalt festgelegten Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind gemäß § 6 
Absatz 1 LPlG LSA zu übernehmen und, soweit erforderlich, zu konkretisieren und zu 
ergänzen. Dabei sind die Ziele und Grundsätze der Raumordnung, die der Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung der nachhaltigen Raumentwicklung in der Planungsregion 
dienen, festzulegen. 

6. Die Leitvorstellung der Raumordnung ist in § 1 Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes 
(ROG) vom 18. August 1997 (BGBl. I, S. 2081), zuletzt geändert durch Artikel 2 b des 
Gesetzes vom 25. Juni 2005 (BGBL. I, S. 1746) und in § 2 des LPlG LSA in Verbindung 
mit Punkt 1 des LEP-LSA abschließend bestimmt. 

7. Nach § 3 Absatz 11 LPlG LSA ist dem Regionalen Entwicklungsplan Magdeburg eine 
Begründung beizufügen. 

Redaktionelle Hinweise 

1. Die Ziele der Raumordnung nach § 3 Nr. 2 des ROG (im Text mit Z gekennzeichnet) sind 
nach Maßgabe der §§ 4 und 5 ROG bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
zu beachten. Die festgelegten Grundsätze der Raumordnung nach § 3 Nr. 3 ROG (im 
Text mit G gekennzeichnet) sind nach Maßgabe des § 4 ROG bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. 

2. Die für die Planungsregion zutreffenden aus dem LEP-LSA übernommenen 
Festlegungen sind kursiv geschrieben.  

2. Präambel 

Die Planungsregion Magdeburg, ein historischer Siedlungs- und Wirtschaftsraum in der Mitte Deutschlands, 
hat einen tiefgreifenden, rasanten Strukturwandel erlebt, der sich auch in Zukunft fortsetzen wird. 
Der ehemals vorherrschende Schwermaschinen- und Anlagenbau wurde zu Gunsten von Dienstleistungs- 
und Logistikunternehmen zurückgedrängt. Die auf außergewöhnlich fruchtbaren Böden der Magdeburger 
Börde betriebene Landwirtschaft hat ihre Produktivität trotz erheblichem Arbeitskräfteabbau erhöht und die 
Ansiedlung von Forschungs- und Lehreinrichtungen unterschiedlichster Disziplinen im Planungsgebiet ist 
beträchtlich. 
Die in diesem Prozess des Strukturwandels vom Wachstum des Ressourcenverbrauches zum 
Wissenswachstum enthaltenen Chancen müssen weiter konsequent erkannt und genutzt werden, um die 
Zukunftsfähigkeit dieses traditionellen Wirtschaftsraumes nachhaltig zu sichern. Dabei gilt es unter Wahrung 
der regionalen Besonderheiten und der vielfältigen Naturausstattung der einzelnen Teilräume die traditionell 
in der Region vorhandenen vielfältigen Potentiale in Maschinenbau, Landwirtschaft, Forschung und Lehre 
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nutzbar zu machen und durch die stärkere Herausbildung der Identität der Region das 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Bewohner der Planungsregion Magdeburg zu stärken. 
Dies gewinnt besonders an Bedeutung, da die Region Magdeburg in der Zukunft zunehmend im Wettbewerb 
der Regionen unter den Bedingungen der Globalisierung und der Erweiterung der Europäischen Union steht. 
Deshalb ist es erforderlich alle endogenen Innovationsmöglichkeiten weiter aufzudecken und die kooperative 
Zusammenarbeit aller regionalen Akteure zu bündeln und voranzutreiben. 
Dazu sind die regionale und interregionale Zusammenarbeit auf allen Gebieten und die Schaffung von 
regionalen und überregionalen Netzwerken erforderlich. 
 
Von all dem ausgehend stellt die Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg diesen Regionalen 
Entwicklungsplan auf, um mit den darin enthaltenen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung der Region 
Magdeburg einen zukunftsorientierten Handlungsrahmen zu geben. 
Besonderes Augenmerk der Regionalplanung ist dabei der Entwicklung der Region unter der Bedingung 
sinkender Einwohnerzahlen und der fortschreitenden Überalterung der Bevölkerung der Region zu widmen, 
um die Planungen den realen Bedingungen anzupassen. 

3. Leitbilder der Region Magdeburg 

Der Raum der Region Magdeburg soll durch den Regionalen Entwicklungsplan entwickelt, geordnet und 
gesichert werden. Wie im ROG festgelegt, ist auch in der Region Magdeburg die Leitvorstellung bei der 
Erfüllung dieser Aufgabe eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen 
Ansprüchen an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften 
großräumig ausgewogenen Ordnung führt. 
Unter Beachtung der Begrenztheit des Raumes, der natürlichen Ressourcen und unter Berücksichtigung der 
naturräumlichen Unterschiede zwischen den einzelnen Teilräumen und der strukturellen Unterschiede 
zwischen Verdichtungsraum und ländlichem Raum hat die Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg die 
Aufgabe auf gleichwertige Lebensbedingungen in der gesamten Region hinzuwirken, die vorhandenen 
Ressourcen und Potentiale zu mobilisieren und so zur Stärkung der Region Magdeburg beizutragen.  

Wirtschaftliches Leitbild der Planungsregion Magdeburg ist 

Eine an Effizienz orientierte Wirtschafts-, Wissenschafts- und Dienstleistungsregion im 
Kreuzungsbereich wichtiger Verkehrswege und –träger, in der die vielfältigen innovativen 
Potentiale der Teilräume miteinander vernetzt sind und synergetisch der nachhaltigen 
Entwicklung dienen. 

Um die Region Magdeburg in der beschriebenen Weise nachhaltig für den Wettbewerb der Regionen zu 
stärken ist die ausgeprägte Kompetenz und die Existenz der dazugehörigen Standortfaktoren der Region 
Magdeburg zum Beispiel im Bereich Wissenschaft und Forschung, Nutzung alternativer Energie, 
Maschinenbau, Landwirtschaft, Tourismus und Verwaltung zu bündeln und zu vernetzen.  
Die EU-Osterweiterung im Jahre 2004 bietet eine Chance für die Unternehmen der Region Magdeburg neue 
Absatzmärkte zu erschließen und neue Wirtschaftsbeziehungen aufzubauen. 
Die demographischen Bedingungen sind bei allen Entscheidungen zu berücksichtigen und die vorhandenen 
strukturellen Potentiale durch die verfügbaren ausgezeichneten Standortfaktoren in oben genannten 
Bereichen weiter zu entwickeln und auszubauen. 

Siedlungsstrukturelles Leitbild der Planungsregion Magdeburg ist 

Die dezentrale Konzentration. 

Die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung ist konsequent auf das zentralörtliche System abzustimmen, um 
auf gleichwertige Lebensbedingungen in allen Teilräumen der Planungsregion hinzuwirken. Ländliche 
Räume sollen sich als Lebens- und Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung entwickeln. Der Erhalt 
des Freiraumes im ländlichen Raum hat für die Erholung insbesondere für die Landeshauptstadt Magdeburg 
und den dazugehörigen Verdichtungsraum und darüber hinaus besondere Bedeutung. Die gegebenen 
demographischen Bedingungen und der prognostizierte weitere Bevölkerungsrückgang stellen besonders für 
den Stadtumbau der Landeshauptstadt Magdeburg eine große Herausforderung und Chance dar. 
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Verkehrsleitbild der Planungsregion Magdeburg ist 

Leistungsfähiges Verkehrskreuz und umweltverträgliche Mobilitätsbewältigung. 

Die Region ist Kreuzungspunkt von wichtigen Wasserstraßen, Autobahnen, Schienenstrecken und besitzt 
ausbaufähiges Potential im Luftverkehr. Durch diese Voraussetzungen ist der Anschluss und die 
angestrebte Kommunikation und Zusammenarbeit mit anderen Regionen möglich. 
Die Entwicklung einer nachhaltigen Verkehrsinfrastruktur ist für die räumlich ausgewogene und langfristige 
Entwicklung der Region Magdeburg unverzichtbar. 
Die Kooperation der in der Region vorhandenen Häfen, Umschlagstellen und Güterverkehrszentren sowohl 
untereinander als auch mit den entsprechenden Einrichtungen in den Nachbarregionen und die Ansiedlung 
von Logistikunternehmen für eine effizientere Nutzung der Kapazitäten ist zu stärken.  
Die Planungen sind an der Abstufung Verkehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung, Ausbau vorhandener 
Verkehrswege und umweltgerechte Abwicklung der verbleibenden Verkehre auszurichten. Dadurch können 
die erforderlichen Verkehre behinderungsfrei abgewickelt und die Stärken der Region als Produktions- und 
Logistikstandort zum Tragen gebracht werden. 
Alle Möglichkeiten der Stärkung des öffentlichen Personennahverkehrs und der Verlagerung von 
Güterverkehr von der Straße auf die Schiene und auf die Wasserstraße sind zu nutzen. 

Natur- und Landschaftsleitbild der Planungsregion Magdeburg ist 

Nachhaltige ausgewogene Entwicklung des Raumes der Region im Einklang von Mensch und 
Natur. 

 
Zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit gilt es unter Zugrundelegung dieses Leitbildes die natürlichen 
Ressourcen insbesondere Wasser und Boden zu schützen und die Planungen an der begrenzten 
Belastbarkeit der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes und der damit 
verbundenen Erholungseignung auszurichten, um auch für weitere Generationen die natürlichen 
Lebensgrundlagen der Region zu erhalten. 
Die geringer werdende Bevölkerungszahl und der damit verbundene Stadtumbau stellt eine Chance zur 
Rückgewinnung bzw. Entwicklung von naturnahen Räumen, zur Bereitstellung von landschaftlich attraktiven 
Erholungsräumen und zur Stabilisierung der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes dar. Die 
Erholungsfunktion hat im Verdichtungsraum Magdeburg eine besondere Bedeutung aufgrund des höheren 
Versiegelungs- und Bebauungsgrades der Landschaft; daraus ergibt sich ein erhöhter Erholungsbedarf der 
im Verdichtungsraum lebenden Menschen. Dieser Bedarf soll in weitgehend unbelasteten Räumen der 
näheren Umgebung gedeckt werden. 

4. Grundsätze (G) der Raumordnung für die Planungsregion Magdeburg 

4.1 G Im Gesamtraum des Landes Sachsen-Anhalt ist eine ausgewogene Siedlungs- und 
Freiraumstruktur zu entwickeln. Die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes im besiedelten und 
unbesiedelten Bereich ist  zu sichern. In den jeweiligen Teilräumen sind ausgeglichene 
wirtschaftliche, infrastrukturelle, soziale, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben. 
(LEP-LSA Punkt 2.1) 

 
4.2 G Die dezentrale Siedlungsstruktur in Sachsen-Anhalt mit ihrer Vielzahl leistungsfähiger Zentren 

und Stadtregionen ist zu erhalten. Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzentrieren und auf 
ein System leistungsfähiger Zentraler Orte auszurichten. Die Wiedernutzung brachgefallener 
Siedlungsflächen ist der Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen zu geben. (LEP-
LSA Punkt 2.2) 

 
 G Eine weitere Zersiedlung der Landschaft ist zu vermeiden. (LEP-LSA Punkt 2.2) 
 
4.3 G Die großräumige und übergreifende Freiraumstruktur ist zu erhalten und zu entwickeln. Die 

Freiräume sind in ihrer Bedeutung für funktionsfähige Böden, für den Wasserhaushalt, die Tier- 
und Pflanzenwelt sowie das Klima zu sichern oder in ihrer Funktion wiederherzustellen. 
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Wirtschaftliche und soziale Nutzungen des Freiraums sind unter Beachtung seiner ökologischen 
Funktionen zu gewährleisten. (LEP-LSA Punkt 2.3) 

 
 G Vorhaben, die die natürlichen Funktionen der Freiräume erheblich oder nachhaltig 

beeinträchtigen oder zerstören, sollen vermieden werden. Im Interesse der nachhaltigen 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen sollen Freiräume nur in Anspruch genommen 
werden, wenn das öffentliche Interesse begründet ist und eine unvermeidliche 
Inanspruchnahme möglichst flächensparend und umweltschonend erfolgt. (LEP-LSA Punkt 2.3) 

 
 G An den Freiraum gebundene Nutzungen wie Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 

Rohstoffgewinnung und Wassergewinnung sowie Grundwassersicherung sollen mit den  
Regulations- und Regenerationsleistungen des Naturhaushalts in Einklang gebracht werden. 
(LEP-LSA Punkt 2.3) 

 
4.4 G Die Infrastruktur ist mit der Siedlungs- und Freiraumstruktur in Übereinstimmung zu bringen. 

Eine Grundversorgung der Bevölkerung mit technischen Infrastrukturleistungen der Ver- und 
Entsorgung ist flächendeckend sicherzustellen. Die soziale Infrastruktur ist vorrangig in 
Zentralen Orten zu bündeln. (LEP-LSA Punkt 2.4) 

 
 G Die Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur soll darauf ausgerichtet werden, dass der 

Bevölkerung in allen Landesteilen in zumutbarer Entfernung die erforderlichen Einrichtungen 
bereitgestellt werden, um damit die allgemeinen Lebensbedingungen zu verbessern. Dazu soll 
das Netz der sozialen Einrichtungen – schwerpunktmäßig in den Zentralen Orten – 
bedarfsgerecht verbessert und vervollständigt werden. Die Belange von Wissenschaft, Bildung, 
Kinder- und Jugendarbeit sowie der Menschen mit Behinderung sind dabei zu beachten. (LEP-
LSA Punkt 2.4) 

 
4.5 G Verdichtete Räume sind als Wohn-, Produktions- und Dienstleistungsschwerpunkte zu sichern. 

Die Siedlungsentwicklung ist durch Ausrichtung auf ein integriertes Verkehrssystem und die 
Sicherung von Freiräumen zu steuern. Die Attraktivität des öffentlichen Personennahverkehrs 
ist durch Ausgestaltung von Verkehrsverbünden und die Schaffung leistungsfähiger 
Schnittstellen zu erhöhen. Grünbereiche sind als Elemente eines Freiraumverbundes zu sichern 
und zusammenzuführen. Umweltbelastungen sind abzubauen. (LEP-LSA Punkt 2.5) 

 
 G Die Chancen, die sich für die Verdichtungsräume grenzüberschreitend aus ihrer Einbindung in 

den nationalen und internationalen Rahmen ergeben, sollen aktiv genutzt werden. Ihre 
überregionalen, nationalen und europäischen Verkehrsanbindungen sind zu sichern, 
gegebenenfalls auszubauen oder zu ergänzen. (LEP-LSA Punkt 2.5) 

 
4.6 G Ländliche Räume sind als Lebens- und Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung zu 

entwickeln. Eine ausgewogene Bevölkerungsstruktur ist zu fördern. Die Zentralen Orte der 
ländlichen Räume sind als Träger der teilräumlichen Entwicklung zu unterstützen. Die 
ökologischen Funktionen der ländlichen Räume sind auch in ihrer Bedeutung für den 
Gesamtraum zu erhalten. (LEP-LSA Punkt 2.6) 

 
 G Insbesondere in den Zentralen Orten sind in ländlichen Räumen die für die überörtliche 

Versorgung der Bevölkerung notwendigen Infrastruktureinrichtungen zu erhalten und – soweit 
erforderlich – auszubauen. (LEP-LSA Punkt 2.6) 

 
4.7 G In Räumen, in denen die Lebensbedingungen in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum 

Bundesdurchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind oder ein solches Zurückbleiben zu 
befürchten ist (strukturschwache Räume), sind die Entwicklungsvoraussetzungen bevorzugt zu 
verbessern. Dazu gehören insbesondere ausreichende und qualifizierte Ausbildungs- und 
Erwerbsmöglichkeiten sowie eine Verbesserung der Umweltbedingungen und der 
Infrastrukturausstattung. (LEP-LSA Punkt 2.7) 

 
4.8 G Natur und Landschaft einschließlich Gewässer und Wald sind zu schützen, zu pflegen und zu 

entwickeln. Dabei ist den Erfordernissen des Biotopverbundes Rechnung zu tragen. Die 
Naturgüter, insbesondere Wasser und Boden, sind sparsam und schonend in Anspruch zu 
nehmen; Grundwasservorkommen sind zu schützen. Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
sind auszugleichen. Bei dauerhaft nicht mehr genutzten Flächen soll der Boden in seiner 
Leistungsfähigkeit erhalten oder wiederhergestellt werden. Bei der Sicherung und Entwicklung 
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der ökologischen Funktionen und landschaftsbezogenen Nutzungen sind auch die jeweiligen 
Wechselwirkungen zu berücksichtigen. Für den vorbeugenden Hochwasserschutz ist im 
Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und 
überschwemmungsgefährdeten Bereichen zu sorgen. Der Schutz der Allgemeinheit vor Lärm 
und die Reinhaltung der Luft sind sicherzustellen. (LEP-LSA Punkt 2.8) 

 
 G Nachteiligen Veränderungen des Klimas soll entgegengewirkt werden. Die dazu notwendigen 

Verringerungen der Emissionen von Treibhausgasen sollen mindestens in dem Maße erreicht 
werden, zu dem sich die Bundesrepublik Deutschland international verpflichtet hat. Die 
raumbedeutsamen Maßnahmen haben sich an dieser Zielstellung zu orientieren. (LEP-LSA 
Punkt 2.8) 

 
4.9 G Zu einer räumlich ausgewogenen, langfristig wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruktur sowie zu 

einem ausreichenden und vielfältigen Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen ist 
beizutragen. Zur Verbesserung der Standortbedingungen für die Wirtschaft sind in 
erforderlichem Umfang Flächen vorzuhalten, die wirtschaftsnahe Infrastruktur auszubauen 
sowie die Attraktivität der Standorte zu erhöhen. Für die vorsorgende Sicherung sowie die 
geordnete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebundenen Rohstoffen sind die 
räumlichen Voraussetzungen zu schaffen. (LEP-LSA Punkt 2.9) 

 
 G Industriell-gewerbliche Altstandorte sollen vorrangig und nutzungsbezogen entwickelt werden. 

Sie sind Standorten im Außenbereich vorzuziehen. (LEP-LSA Punkt 2.9) 
 
 G Zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur im Lande ist eine wirtschaftsnahe 

Forschungs- und Beratungsinfrastruktur auf- und auszubauen. (LEP-LSA Punkt 2.9) 
 
 G Die Voraussetzungen für die Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Strukturen sind so zu 

schaffen, dass eine verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung sichergestellt werden kann. 
(LEP-LSA Punkt 2.9) 

 
 G Eine Verbreiterung und Verbesserung der industriellen Branchenstruktur ist anzustreben, um in 

Teilräumen mit einseitigen industriellen Schwerpunkten ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
zu erreichen. (LEP-LSA Punkt 2.9) 

 
 G Die Teilräume sind im Rahmen ihrer wirtschaftlich bedeutenden Standortvorteile 

strukturpolitisch unter Beachtung endogener Entwicklungspotentiale zu stärken. (LEP-LSA 
Punkt 2.9) 

 
 G Der Tourismus ist nachhaltig zu entwickeln. Insbesondere ist die Verbesserung der 

touristischen Infrastruktur sowie touristischer Einrichtungen zuzulassen bzw. deren Erweiterung 
im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung zu ermöglichen. (LEP-LSA Punkt 2.9) 

 
4.10 G Es sind die räumlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen oder zu sichern, dass die 

Landwirtschaft als leistungsfähiger Wirtschaftszweig sich in allen Betriebs- und Rechtsformen 
dem Wettbewerb entsprechend entwickeln kann und gemeinsam mit einer leistungsfähigen, 
nachhaltigen Forstwirtschaft dazu beiträgt, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 
sowie Natur und Landschaft zu pflegen und zu gestalten. Eine flächendeckende Landwirtschaft 
ist dabei in allen Regionen zu sichern. (LEP-LSA Punkt 2.10) 

 
 G Der Wald soll wegen seiner wichtigen ökologischen, klimatischen und wirtschaftlichen 

Funktionen erhalten und gefördert werden. Seine Bestände sollen langfristig zu einem 
ökologisch und nachhaltig bewirtschafteten Dauerwald entwickelt werden. (LEP-LSA Punkt 
2.10) 

 
 G Der Boden soll in seiner natürlichen Vielfalt, in Aufbau und Struktur, in seiner stofflichen 

Zusammensetzung und in seinem Wasserhaushalt geschützt, erhalten und nach Möglichkeit 
verbessert werden. Bei der Nutzung des Bodens sind seine ökologischen Funktionen, seine 
Fruchtbarkeit, die Grenzen seiner Belastbarkeit und seine Unvermehrbarkeit maßgeblich zu 
berücksichtigen. Die weitere Versiegelung von Böden soll vermieden werden. (LEP-LSA Punkt 
2.10) 
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 G Eine Inanspruchnahme landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen für andere 
Nutzungen soll nur dann in Betracht kommen, wenn die Verwirklichung solcher Nutzungen zur 
Verbesserung der Raumstruktur beiträgt und für dieses Vorhaben nach seiner besonderen 
Zweckbestimmung nicht oder nur teilweise auf andere Flächen ausgewichen werden kann. 
(LEP-LSA Punkt 2.10) 

 
4.11 G Dem Wohnbedarf der Bevölkerung ist Rechnung zu tragen. Die Eigenentwicklung der 

Gemeinden bei der Wohnraumversorgung ihrer Bevölkerung ist zu gewährleisten. Bei der 
Festlegung von Gebieten, in denen Arbeitsplätze geschaffen werden sollen, ist der dadurch 
voraussichtlich ausgelöste Wohnbedarf zu berücksichtigen; dabei ist auf eine funktional 
sinnvolle Zuordnung dieser Gebiete zu den Wohngebieten hinzuwirken. (LEP-LSA Punkt 2.11) 

 
 G Bei der weiteren Siedlungsentwicklung haben die städtebauliche Innenentwicklung, 

Wohnungsmodernisierung, städtebauliche Erneuerung und Verbesserung des Wohnumfeldes 
Vorrang vor der Neuausweisung von Flächen im Außenbereich. (LEP-LSA Punkt 2.11) 

 
 G Bei der Deckung des Wohnbedarfs der Bevölkerung ist die Entwicklung zielgruppenorientierter 

Angebote zum Beispiel mit Serviceangeboten für ältere Menschen und Menschen mit 
Behinderungen zu berücksichtigen: 

 
4.12 G Eine gute Erreichbarkeit aller Teilräume untereinander durch Personen- und Güterverkehr ist 

sicherzustellen. Vor allem in verkehrlich hoch belasteten Räumen und Korridoren sind die 
Voraussetzungen zur Verlagerung von Verkehr auf umweltverträglichere Verkehrsträger wie 
Schiene und Wasserstraße zu verbessern. Die Siedlungsentwicklung ist durch Zuordnung und 
Mischung der unterschiedlichen Raumnutzungen so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung 
verringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird. (LEP-LSA Punkt 2.12) 

 
4.13 G Die geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge sowie die regionale Zusammengehörigkeit 

sind zu wahren. Die gewachsenen Kulturlandschaften sind in ihren prägenden Merkmalen 
sowie mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern zu erhalten. (LEP-LSA Punkt 2.13) 

 
 G Es ist eine kulturelle Infrastruktur zu entwickeln, die die Ausprägung kultureller Identität fördert. 

(LEP-LSA Punkt 2.13) 
 
4.14 G Für Erholung in Natur und Landschaft sowie für Freizeit und Sport sind geeignete Gebiete und 

Standorte zu sichern. (LEP-LSA Punkt 2.14) 
 
 G Der Bau von großflächigen Freizeiteinrichtungen  kommt nur in solchen Gebieten in Betracht, 

deren ökologische Tragfähigkeit dieses erlaubt, bei denen die kulturelle Identität gewahrt bleibt 
und die Anbindung an großräumige und überregionale Verkehrsbedingungen gewährleistet ist. 
(LEP-LSA Punkt 2.14) 

 
4.15 G Den räumlichen Erfordernissen der zivilen und militärischen Verteidigung ist Rechnung zu 

tragen. (LEP-LSA Punkt 2.15) 
 
4.16 G In der Planungsregion Magdeburg ist die Entwicklung der Gemeinden den Bedingungen 

sinkender Bevölkerungszahlen anzupassen. Durch die Verbesserung der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Infrastruktur ist dem Trend der Abwanderung entgegenzuwirken. 
Des Weiteren ist es erforderlich hinsichtlich der sinkenden Einwohnerzahlen zwischen 
Gemeinden, Zentralen Orten und Teilräumen Arbeitsteilungen vorzunehmen um auch die 
knappen Finanzmittel sinnvoll einzusetzen. 

  Die sozialen Verhältnisse sollen so gestaltet und geregelt werden, dass sich familienfreundliche 
Bedingungen entwickeln können. 

 
4.17 G Die Stärkung der wirtschaftsnahen Infrastruktur, des Innovations-, Forschungs- und 

Bildungspotentials ist vorrangig zu betreiben. Dazu sind insbesondere die Landeshauptstadt 
Magdeburg als Wissenschaftszentrum und Standort zahlreicher Forschungs- und 
Bildungseinrichtungen und die in der Region ansässigen Institute und Forschungseinrichtungen 
zu entwickeln. Die weitere Ansiedlung wissenschaftlicher Einrichtungen in der Region ist mit 
allen Kräften zu unterstützen. 
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4.18 G Die regionalen Kulturlandschaften mit ihren typischen Landschafts- und Ortsbildern sind in ihrer 
Eigenart, Vielfalt und Schönheit als Lebens- und Wirtschaftsraum zu sichern und zu erhalten. 
Die gegenwärtig „ausgeräumten“ Ackerlandschaften sollen strukturiert werden, insbesondere 
dort wo die landwirtschaftliche Nutzung durch Erosion gefährdet ist. 

 
4.19 G Die landschaftlichen und kulturellen Eigenheiten sind weiter zu stärken und zu entwickeln um 

sie als Potential für die touristische Erschließung der Region zu nutzen. 
 
4.20 G Mit dem Vorliegen einer Bergbauberechtigung, einer Abbaugenehmigung oder einer 

Betriebsplanzulassung begründet sich ein Recht für den Inhaber, das unabhängig von den 
Festlegungen des Regionalen Entwicklungsplans weiterhin Bestand hat. 

5. Ziele der Raumordnung zur nachhaltigen Raumentwicklung in der 
Planungsregion Magdeburg 

5.1 Raumstruktur der Planungsregion Magdeburg 

5.1.1 Planungsregion Magdeburg 

Die Planungsregion Magdeburg besteht nach § 17 Abs. 2 LPlG LSA aus den Landkreisen 
Bördekreis, Jerichower Land, Ohrekreis, Schönebeck und der kreisfreien Landeshauptstadt 
Magdeburg. 
Auf einer Fläche von 4423 km² leben 590.177 Einwohner. (Statistisches Landesamt LSA, 
Stand: 30.06.2005) 
 
Die Planungsregion ist gekennzeichnet durch das Oberzentrum Magdeburg mit dem 
zugehörigem Verdichtungsraum sowie dem ländlichen Raum mit den darin enthaltenen Mittel- 
und Grundzentren. 
Für die Region Magdeburg ist eine Vielzahl an verschiedenen Landschaften charakteristisch. 
So sind Landschaften des Mittelgebirgsvorlandes und des Tieflandes ebenso existent wie 
Flusstäler, Niederungslandschaften und Ackerebenen. 
 
In der Planungsregion Magdeburg ist bereits über einen längeren Zeitraum ein Rückgang der 
Einwohnerzahlen zu verzeichnen. Auch der Verdichtungsraum der Landeshauptstadt 
Magdeburg kann sich dem Prozess der Suburbanisierung nicht entziehen; so wird Magdeburg 
als Arbeitsort jedoch immer weniger auch als Wohnstandort genutzt. 
Ein Ziel der Regionalplanung der Region Magdeburg ist den sinkenden Bevölkerungszahlen in 
der Region entgegenzutreten. Zielstellungen dazu werden im Plan sichtbar bzw. ergeben sich 
aus im Plan enthaltenen Festlegungen. 

 
5.1.1.1 Z In den Planungsregionen mit ihren unterschiedlichen Strukturen und zwischen den Regionen 

sollen ausgewogene Lebens- und Wirtschaftsbeziehungen entwickelt werden. (LEP-LSA Punkt 
3.1.1) 

 
5.1.1.2 Z Die Zusammenarbeit von Gemeinden zur Stärkung teilräumlicher Entwicklungen soll unterstützt 

werden. (LEP-LSA Punkt 3.1.1) 
 
5.1.1.3 Z Durch die regionale Zusammenarbeit sind, mit Hilfe Regionaler Entwicklungskonzepte und 

Regionaler Aktionsprogramme, die Festlegungen des Regionalen Entwicklungsplanes 
Magdeburg zu verwirklichen. 

5.1.2 Ordnungsräume 

Ordnungsraum ist der Raum, der sich zusammensetzt aus dem Verdichtungsraum und dem 
den Verdichtungsraum umgebenden Raum. Der Ordnungsraum ist gekennzeichnet durch 
vielfältige Verflechtungsbeziehungen zwischen dem Verdichtungsraum und dem den 
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Verdichtungsraum umgebenden Raum. (LEP-LSA Punkt 3.1.2, geändert durch Gesetz vom 
15.08.2005) 
 
Der Verdichtungsraum ist durch eine hohe Bevölkerungsdichte, ein vielfältiges 
Arbeitsplatzangebot, eine Vielzahl von Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, 
Einrichtungen der Versorgung und Betreuung und durch eine sich gegenseitig 
beeinträchtigende Ausweitung der Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrsflächen gekennzeichnet. 
(LEP-LSA Punkt 3.1.2, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
Der den Verdichtungsraum umgebende Raum weist einen zu seinen Gunsten verlaufenden 
Suburbanisierungsprozess und daraus entstandene enge Verflechtungen zum 
Verdichtungsraum auf. Die dadurch entstandene veränderte Bevölkerungsverteilung führt zu 
Problemen bei der Verkehrsinfrastruktur insbesondere dem Straßenverkehr und dem ÖPNV. 
Die Standortvorteile, über die dieser Raum verfügt, sollen gestärkt werden. (LEP-LSA Punkt 
3.1.2, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 

 Z Verdichtungsraum in der Planungsregion Magdeburg ist die Stadt-Umland-Region der Stadt 
Magdeburg. (LEP-LSA Punkt 3.1.2, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005)

 
 Z In den Ordnungsräumen ist unter Beachtung der ökologischen und sozialen Belange sowie des 

demografischen Faktors eine differenzierte Weiterentwicklung des baulichen 
Verdichtungsprozesses anzustreben. Dabei sind auch Rückbau- und Abrissmaßnahmen in 
diesem Raum zu beachten. Eine dynamische Wirtschaftsentwicklung ist anzustreben. Dabei 
sollen trotz einer weiteren Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten gesunde räumliche 
Strukturen sichergestellt werden. Die verschiedenen Nutzungsansprüche an die Fläche sind 
aufeinander abzustimmen. (LEP-LSA Punkt 3.1.2, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 

 
 G Die siedlungstrukturelle Entwicklung, die Freiflächensicherung sowie Ziele und Maßnahmen der 

technischen, sozialen und kulturellen Infrastruktur sind unbeschadet der im 
Kommunalneugliederungs-Grundsätzegesetz vom 11 .Mai 2005 (GVBl. LSA S. 254) definierten 
Zweckverbände im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung interkommunal und interregional 
abzustimmen. (LEP-LSA Punkt 3.1.2, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 

 
 Z Um den Suburbanisierungsprozess in den Ordnungsräumen in räumlich geordnete und 

hinsichtlich der Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur absicherbare Bahnen zu lenken und 
eine Zersiedlung der Landschaft zu vermeiden, ist die Wohnbautätigkeit hier in besonderem 
Maße auf die Zentralen Orte und darüber hinaus auf Siedlungsschwerpunkte an Haltepunkten 
des öffentlichen Personennahverkehrs zu konzentrieren. (LEP-LSA Punkt 3.1.2, geändert durch 
Gesetz vom 15.08.2005) 

 
5.1.2.1 Z Siedlungsschwerpunkte sind Barleben und Biederitz. Sie sind Haltepunkte des 

schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs im Ordnungsraum Magdeburg. 

5.1.3 Ländliche Räume 

Der ländliche Raum weist keine erheblichen Verdichtungserscheinungen und eine geringe 
Bevölkerungsdichte auf. Die land- und forstwirtschaftliche Flächennutzung überwiegt gegenüber 
allen anderen Flächennutzungen. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 
 
Der ländliche Raum ist außerhalb der Mittelzentren durch eine aufgelockerte Siedlungsstruktur 
gekennzeichnet sowie durch eine Wirtschaftsstruktur, die weitgehend durch mittelständische 
und kleinere Betriebeinheiten geprägt ist. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 
 
Der ländliche Raum leistet aufgrund seines großen Flächenpotentials durch die Produktion von 
Nahrungsmitteln und Rohstoffen in der Land- und Forstwirtschaft einen wesentlichen Beitrag 
zur Gesamtentwicklung des Landes Sachsen-Anhalt. Sein Potential für die Regeneration von 
Boden, Wasser und Luft ist von herausragender Bedeutung. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 
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Der ländliche Raum soll als eigenständiger Lebens- und Wirtschaftsraum zusammen mit dem 
Verdichtungsraum zu einer ausgewogenen Entwicklung der Planungsregion beitragen. (LEP-
LSA Punkt 3.1.3) 
 

 G Hinsichtlich der Entwicklungsmöglichkeiten des ländlichen Raumes sind – entsprechend ihrer 
räumlichen Lage – in der Planungsregion Magdeburg drei Grundtypen zu unterscheiden: 
1. Ländliche Räume im Einzugsbereich von Verdichtungsräumen sowie von Räumen mit 

Verdichtungsansätzen. Hier geht es vorrangig darum, Entwicklungsimpulse aus diesen 
Räumen zu nutzen und zu lenken. 

2. Ländliche Räume außerhalb der Verdichtungsräume, aber mit relativ günstigen 
wirtschaftlichen Entwicklungspotentialen. 

3. Ländliche Räume mit relativ günstigen Produktionsbedingungen für die 
Landwirtschaftund/oder Potentialen im Tourismus. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 

 
 G Ländliche Räume in günstiger Lage bzw. im Einzugsgebiet des Verdichtungsraumes bzw. 

Räumen mit Verdichtungsansätzen sind vorwiegend ordnungspolitisch zu entwickeln. Dies 
betrifft insbesondere Konfliktlösungsstrategien zu Flächennutzungen zwischen 
Neuinanspruchnahme von Wohn- und Gewerbebauland und dem Freiraumschutz. Die 
Sicherung von Freiräumen hat hier eine besondere Bedeutung. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 

 
 G Die Entwicklung ländlicher Räume außerhalb des Verdichtungsraumes, aber mit relativ 

günstigen wirtschaftlichen Entwicklungspotentialen muss sich an den jeweiligen Bedingungen 
und der besonderen Art ihres wirtschaftlichen Wachstums orientieren. Insbesondere kommt es 
darauf an, die Faktoren für die Schaffung regionaler „innovativer Milieus“ positiv zu 
beeinflussen. Dabei sind Kooperationsnetze zwischen kleinen und mittleren Unternehmen zu 
schaffen und ein Technologietransfer anzustreben. Telematik im ländlichen Raum ist vorrangig 
in diesen Gebieten auszubauen. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 

 
 G Zielstellung für die ländlichen Räume mit günstigen Produktionsbedingungen für die 

Landwirtschaft und/oder Potentialen im Tourismus ist es diese Standorte zu sichern und dafür 
Sorge zu tragen, dass die Intensität beider Nutzungsformen nicht zu negativen Folgen führt. 
(LEP-LSA Punkt 3.1.3) 

 
 Z In Gebieten mit ländlicher Raumstruktur sind die Voraussetzungen für eine funktions- und 

bedarfsgerechte Ausstattung der Städte und Gemeinden und für eine Erhöhung ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu verbessern oder zu schaffen. Dabei sind insbesondere 
solche Maßnahmen vorrangig durchzuführen, die 
1. zu einer Sicherung der Arbeitsplätze und der Verbesserung der Produktions- und 

Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft führen, 
2. den Schutz und die Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen unter besonderer 

Berücksichtigung der Erfordernisse des Boden-, Wasser-, Immissions-, Natur- und 
Landschaftsschutzes gewährleisten, 

3. das Angebot an außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätzen und Ausbildungsplätzen 
schaffen und sichern, 

4. die Versorgungsfunktion der Zentralen Orte verbessern, 
5. zu einer Verbesserung der Verkehrserschließung und –bedienung in Ausrichtung auf die 

Zentralen Orte führen. 
6. den Fremdenverkehr und die Naherholung in ihrer Bedeutung als ergänzende 

Erwerbsgrundlage stärken. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 
 
Zur Stärkung der vielfältigen Funktionen der Gemeinden sind auch Maßnahmen der 
Dorferneuerung einzusetzen. Hierbei ist insbesondere anzustreben: 
1. Erhaltung und Stabilisierung der Vielfalt ländlicher Siedlungsstrukturen und 

Lebensformen, 
2. Wahrung der kulturellen Identität und Eigenständigkeit der Dörfer unter Integration neuer 

Elemente des strukturellen Wandels, 
3. Sicherung der Standortbedingungen von Betrieben in den Dörfern, 
4. Sicherung des Infrastrukturangebotes, einschließlich von Angeboten für 

Grundversorgung und Dienstleistungen, 
5. Sanierung der Dorfkerne und Entwicklung der ländlichen Siedlungsstrukturen in 

Übereinstimmung mit den gewachsenen Formen und Traditionen, 
6. Verbesserung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bedingungen in den Dörfern, 
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7. Sicherung einer umweltgerechten Entwicklung auf dem Lande. (LEP-LSA Punkt 3.1.3) 
 
5.1.3.1 G Zu den ländlichen Räumen im Einzugsbereich von Verdichtungsräumen sowie von Räumen mit 

Verdichtungsansätzen zählt der Ordnungsraum um die Landeshauptstadt Magdeburg. 
 
5.1.3.2 G Zu den ländlichen Räumen außerhalb des Ordnungsraums, aber mit relativ günstigen 

wirtschaftlichen Entwicklungspotentialen zählen in der Planungsregion Magdeburg das 
Mittelzentrum Oschersleben, das Grundzentrum mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums 
Genthin und das Grundzentrum Calbe (Saale) mit den sie jeweils umgebenden Räumen. 
Die genannten Räume sollen aufgrund der bestehenden Standortbedingungen und 
entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit besonders zu Schwerpunkten im wirtschaftlichen Bereich 
entwickelt werden. 

 
5.1.3.3 G Ländlicher Raum mit relativ günstigen Produktionsbedingungen für die Landwirtschaft in der 

Planungsregion Magdeburg ist die Magdeburger Börde. Für dieses Gebiet ist die Erhaltung der 
wertvollen und außergewöhnlich fruchtbaren Böden für die landwirtschaftliche Nutzung zu 
gewährleisten, um insbesondere die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und 
nachwachsenden Rohstoffen zu sichern. 

 
5.1.3.4 G Ländlicher Raum mit relativ günstigen Potentialen für den Tourismus und Erholung in der 

Planungsregion Magdeburg sind: 
- Flusslandschaft Mittlere Elbe 
- Fläming 
- Flechtinger Höhenzug und Lappwald 
- Großes Bruch und Hohes Holz 
- Colbitz-Letzlinger Heide 
- Drömling 

 
Die besondere Erholungseignung dieser Gebiete soll erhalten bleiben. Sie sollen für einen 
naturgebundenen und landschaftsverträglichen Tourismus und Erholung zugänglich gemacht 
werden. 

 
5.1.3.5 G Ländlicher Raum mit einer gut erhaltenen historischen Kulturlandschaft ist der Drömling. 

Für dieses Gebiet sind die Erhaltung der extensiven Nutzung, die Förderung des Artenschutzes 
und die Erhaltung der wasserwirtschaftlichen und kulturbautechnischen Anlagen zu 
gewährleisten. Die kulturhistorisch interessante Moordammkultur soll dabei in Teilbereichen 
weitergeführt werden. 

 
5.1.3.6 G Die Zusammenarbeit zwischen Tourismus, Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Handel soll 

gefördert werden, um die Region und deren spezifische Kompetenzen zu stärken, Arbeitsplätze 
zu erhalten und Neue zu schaffen. Durch überregionale Zusammenarbeit (u. a. Mitarbeit der 
Region in der Arbeitsgemeinschaft Elbtal) sind Synergien nutzbar zu machen. 

 
5.1.3.7 G In der Planungsregion soll das Straßen- und Wegenetz im ländlichen Raum unter 

Berücksichtigung der verschiedenen Verkehrssysteme so geplant und ausgebaut werden, dass 
es den Anforderungen einer Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz und der 
Bewirtschaftung der land- und forstwirtschaftlichen Grundstücke gerecht wird. Gleichzeitig soll 
es der Naherholung (z.B. Radverkehr, Wandern, Skaten) dienen. 

5.1.4 Entwicklungsachsen 

Entwicklungsachsen sind durch eine Bündelung von Verkehrs- und technischer Infrastruktur 
und eine unterschiedlich dichte Folge von Siedlungskonzentrationen gekennzeichnet. 
 

 Z Überregionale Entwicklungsachsen sind Verbindungsachsen von transeuropäischer Bundes- 
und Landesbedeutung, die dem Leistungsaustausch zwischen Metropolregionen, 
Verdichtungsräumen und Oberzentren unter Einbeziehung der Mittelzentren dienen sollen. Der 
Anschluss und die Entwicklung des ländlichen Raumes und der großen Erholungsräume soll 
gesichert werden und eine angemessene Einbindung des Landes und seiner Teilräume in die 
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nationalen und transeuropäischen Netzte erreicht werden. (LEP-LSA Punkt 3.1.4, geändert 
durch Gesetz vom 15.08.2005) 

 
 Z Innerhalb der Achsen sollen Schiene (Hauptverkehrsstrecken), Straße (Bundesautobahnen und 

bedeutende Bundesstraßen) und Wasserwege (Bundeswasserstraßen) zusammen mit dem 
Luftverkehr (Flughafen) die Verdichtungsräume national und international anbinden. (LEP-LSA 
Punkt 3.1.4, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 

 
 Z Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur und zur Vermeidung einer flächenhaften 

Ausbreitung der Siedlungen entlang der Achsen soll die Siedlungsentwicklung auch hier in den 
Zentralen Orten konzentriert werden; bandartige Siedlungsentwicklungen sollen vermieden 
werden; ausreichende Freiräume sollen erhalten werden. (LEP-LSA Punkt 3.1.4, geändert 
durch Gesetz vom 15.08.2005) 

5.2 Zentralörtliche Gliederung der Planungsregion Magdeburg 

5.2.1 Z Zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Landesteilen ist das System 
Zentraler Orte weiterzuentwickeln. Die Zentralen Orte sollen als Versorgungskerne über den 
eigenen örtlichen Bedarf hinaus soziale, wissenschaftliche, kulturelle und wirtschaftliche 
Aufgaben für die Bevölkerung ihres Verflechtungsbereiches übernehmen. (LEP-LSA Punkt 
3.2.1)  

 
5.2.2 Z Die Zentralen Orte als Impulsgeber für die regionale Entwicklung sind vorrangig zu sichern und 

zu stärken.  
 
5.2.3 Z Zentraler Ort ist der im Zusammenhang bebaute Ortsteil. Dazu gehören auch Erweiterungen im 

Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. (LEP-LSA Punkt 3.2.1) 
 
5.2.4 Z Es wird folgende dreistufige zentralörtliche Gliederung festgelegt: 

1. Oberzentrum 
2. Mittelzentrum, Mittelzentrum mit Teilfunktionen eines Oberzentrums, 
3. Grundzentrum, Grundzentrum mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums (LEP-LSA Punkt 

3.2.1) 
 
5.2.5 Z Oberzentren sind als Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen im wirtschaftlichen, 

kulturellen, sozialen, wissenschaftlichen und politischen Bereich mit überregionaler und zum 
Teil landesweiter Bedeutung zu sichern und zu entwickeln. Mit ihren Agglomerationsvorteilen 
sollen sie sich auf die Entwicklung der gesamten Teilräume nachhaltig auswirken. Sie sollen 
darüber hinaus als Verknüpfungspunkte zwischen großräumigen und regionalen 
Verkehrssystemen wirken. (LEP-LSA Punkt 3.2.2) 

 
5.2.6 Z Mittelzentren sind als Standorte für gehobene Einrichtungen im wirtschaftlichen, sozialen, 

kulturellen und politischen Bereich und weitere private Dienstleistungen zu sichern und zu 
entwickeln. Sie sind Verknüpfungspunkte der öffentlichen Nahverkehrsbedienung und sollen die 
Verbindung zum regionalen und überregionalen Verkehr sichern. Mittelzentren mit 
Teilfunktionen eines Oberzentrums übernehmen darüber hinaus oberzentrale Einzelfunktionen. 
(LEP-LSA Punkt 3.2.3) 

 
5.2.7 Z Grundzentren sind als Standorte zur Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen 

Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen sowie der gewerblichen Wirtschaft zu 
sichern und zu entwickeln. Grundzentren mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums übernehmen 
darüber hinaus mittelzentrale Einzelfunktionen. (LEP-LSA Punkt 3.2.4) 

 
5.2.8 Z Jeder Zentrale Ort übernimmt innerhalb der hierarchischen Struktur und der flächendeckenden 

Funktionsteilung im Raum für einen entsprechenden Verflechtungsbereich auch Funktionen 
niedriger Zentralität. (LEP-LSA Punkt 3.2.5) 

 
5.2.9 G Insbesondere in dünn besiedelten Räumen und in schwer erreichbaren Gebieten 

(Mittelgebirgsregionen, Flusslagen und ähnlichen) kann eine Aufgabenteilung zwischen 
benachbarten Zentralen Orten notwendig werden. (LEP-LSA Punkt 3.2.6) 
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5.2.10 G Durch die zentralörtliche Gliederung, durch weitere Festlegungen in den Raumordnungsplänen, 

durch die Regionalen Entwicklungskonzepte, Städtenetze sowie vertragliche Vereinbarungen 
zur Vorbereitung und Verwirklichung der Raumordnungspläne sollen die Voraussetzungen für 
einen gezielten Einsatz öffentlicher Mittel geschaffen werden. (LEP-LSA Punkt 3.2.7) 

5.2.11 G Öffentliche Mittel sollen in den Zentralen Orten schwerpunktmäßig eingesetzt werden, 
insbesondere 
1. zur Schaffung eines vielfältigen Arbeitsplatz-, Aus- und Fortbildungsangebotes durch 

Ausbau und Sicherung entsprechender Standortvoraussetzungen, 
2. zur Schaffung von bedarfsgerechtem Wohnraum durch Modernisierungs-, 

Instandsetzungs- und Entwicklungsmaßnahmen; hierbei ist im innerstädtischen Bereich 
auf eine Verdichtung der Bebauung (um Flächen zu sparen und möglichst wenig Boden 
zu versiegeln) sowie auf eine qualitativ hochwertige und barrierefreie Erschließung im 
ÖPNV hinzuwirken; dabei ist eine Funktionsmischung verschiedener, sich nicht störender 
Nutzungen anzustreben, 

3. zur Verbesserung der Wohnfunktion durch Gestaltung des Wohnumfeldes, geeigneter 
Flächen und Einrichtungen für Freizeit und Naherholung, 

4. zur Erhöhung der örtlichen Attraktivität durch die Schaffung von 
Standortvoraussetzungen für die Entwicklung von Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen 
und innerstädtischem Einzelhandel besonders durch den Ausbau der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur und die Schaffung eines vielfältigen Angebotes zentralörtlicher Einrichtungen 
im Sozial-, Kultur-, Bildungs-, Jugend- und Sportbereich, 

5. zur Revitalisierung der Innenstädte und Stadtteilzentren vorrangig durch die 
Verbesserung der Erreichbarkeit von Arbeitsstätten und zentralen  Einrichtungen sowie 
von Freizeit- und Naherholungseinrichtungen durch umweltschonende 
Verkehrserschließung, insbesondere durch Sicherung und Ausbau mit integrierter 
Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs, von Fuß- und Radwegenetzen für den 
nicht motorisierten Individualverkehr und seiner Verkehrssicherheit 

6. zur umweltgerechten und kostengünstigen Ver- und Entsorgung, um den 
Leistungsaustausch zwischen den Zentralen Orten unterschiedlicher Stufe im Personen- 
und Güterverkehr durch die Verbesserung der funktionalen Netze des öffentlichen 
Verkehrs zu optimieren; hierzu sind die Schnittstellen zwischen den Verkehrsträgern 
attraktiver und der Personenverkehr barrierefreier zu gestalten. (LEP-LSA Punkt 3.2.7, 
geändert durch das Gesetz über den LEP-LSA vom 15.08.2005) 

 
5.2.12 Z Die Ausweisung von Sondergebieten für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe 

und sonstige großflächige Handelsbetriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 der 
Baunutzungsverordnung ist an Zentrale Orte der oberen oder mittleren Stufe zu binden. Die 
Ausweisung von Sondergebieten für eine spezifische Form großflächiger 
Einzelhandelsbetriebe, Hersteller-Direktverkaufszentren (Factory-Outlet-Center - FOC), ist nur 
in festgesetzten Kerngebieten in Zentralen Orten der oberen Stufe (Oberzentren) vorzusehen 
und soll die Attraktivität der Innenstädte nicht gefährden. (LEP-LSA Punkt 3.2.8) 

 
 G Die in diesen Sondergebieten entstehenden Projekte  

1. sollen mit ihrem Einzugsbereich den Verflechtungsbereich des Zentralen Ortes nicht 
wesentlich überschreiten, 

2. städtebaulich integriert werden, 
3. eine verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung nicht gefährden, 
4. mit qualitativ bedarfsgerechten Linienverkehrsangeboten des ÖPNV sowie mit Fuß- und 

Radwegenetzen erschlossen sein oder zeitgleich erschlossen werden, 
5. durch auftretende Personenkraftwagen- und Lastkraftwagenverkehre zu keinen 

unverträglichen Belastungen in angrenzenden Siedlungs-, Naherholungs- und 
Naturschutzgebieten führen.  

 
Erweiterungen bestehender Sondergebiete für Einkaufszentren und großflächige 
Einzelhandelsbetriebe sind auf städtebaulich integrierte Standorte in Zentralen Orten in 
Abhängigkeit des Verflechtungsbereiches des jeweiligen Zentralen Ortes zu beschränken. 
(LEP-LSA Punkt 3.2.8) 

 
 Z Nutzungsänderungen in bestehenden Sondergebieten für Einkaufszentren und großflächige 

Einzelhandelsbetriebe an nicht städtebaulich integrierten Standorten dürfen nicht zulasten von 
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innenstadtrelevanten Sortimenten an innerstädtischen Standorten erfolgen. (LEP-LSA Punkt 
3.2.8) 

 
5.2.13 Z In Zentralen Orten sind entsprechend ihrer Funktion für den jeweiligen Verflechtungsbereich bei 

nachzuweisendem Bedarf unter Berücksichtigung bestehender unausgelasteter Standorte 
Flächen vor allem für Industrie- und Gewerbeansiedlungen sowie für den Wohnungsbau, zum 
Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur sowie der beruflichen Aus- und Fortbildung und für 
Wissenschaft und Forschung schwerpunktmäßig bereitzustellen. Die städtebauliche 
Entwicklung ist unter Beachtung der Erfordernisse des öffentlichen Verkehrs zu planen. 

 
In den übrigen Orten ist die städtebauliche Entwicklung auf die örtlichen Bedürfnisse 
auszurichten.  
 
Vor der Neuversiegelung von Flächen ist zu prüfen, ob bereits versiegelte Flächen genutzt 
werden können. (LEP-LSA Punkt  3.2.9) 

 
5.2.14 Z In allen Städten und Gemeinden der Region Magdeburg, die keine zentralörtliche Funktion 

übernehmen, können für den Bedarf der ortsansässigen Bevölkerung (Eigenbedarf) zusätzliche 
Wohnbauflächen in der Größenordnung von 10% der Einwohner in einem zwanzigjährigen 
Planungszeitraum (ab 2004) mit entsprechendem Nachweis ausgewiesen werden. 

 
5.2.15 Z Im Landesentwicklungsplan LSA ist für die Planungsregion Magdeburg folgendes Oberzentrum 

festgelegt: 
1. Landeshauptstadt Magdeburg (LEP-LSA Punkt 3.2.10 Nr. 3)

 
5.2.16 Z Folgende Städte sind im Landesentwicklungsplan LSA für die Planungsregion Magdeburg als  

Mittelzentren festgelegt: 
1. Burg (LEP-LSA Punkt 3.2.11 Nr. 4) 
2. Haldensleben (LEP-LSA Punkt 3.2.11 Nr. 7) 
3. Oschersleben (LEP-LSA Punkt 3.2.11 Nr. 11) 
4. Schönebeck (LEP-LSA Punkt 3.2.11 Nr. 15) 

 
Folgendes Mittelzentrum hat laut Landesentwicklungsplan LSA für Planungsregion Magdeburg 
Teilfunktionen eines Oberzentrums: 
1. Schönebeck zu Magdeburg (LEP-LSA Punkt 3.2.11 Nr. 1c)

 
5.2.17 Z Im Landesentwicklungsplan LSA übernehmen folgende Grundzentren aufgrund ihrer Lage im 

Siedlungsgefüge Teilfunktionen eines Mittelzentrums: 
1. Genthin (LEP-LSA Punkt 3.2.12 Nr. 3) 
2. Wolmirstedt (LEP-LSA Punkt 3.2.12 Nr. 10) 

 
5.2.18 Z Im Landesentwicklungsplan LSA ist folgendes Grundzentrum aufgrund seiner ehemaligen 

Kreisstadtfunktion zur Sicherung der dadurch vorhandenen Versorgungsinfrastruktur weiterhin 
als Grundzentrum mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums festgelegt: 
1. Wanzleben (LEP-LSA Punkt 3.2.12 Nr. 5) 

 
5.2.19 Z Folgende Grundzentren sind für die Planungsregion Magdeburg festgelegt: 

2. Angern 
3. Barby 
4. Calbe (Saale) 
5. Calvörde 
6. Eilsleben 
7. Erxleben 
8. Flechtingen 
9. Gommern 
10. Gröningen 
11. Irxleben 
12. Jerichow 
13. Langenweddingen 
14. Möckern 
15. Oebisfelde 
16. Parey 
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17. Völpke 
18. Weferlingen 

5.3 Vorranggebiete 

Vorranggebiete sind Gebiete, die für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen 
vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesen Gebieten ausschließen, 
soweit diese mit den vorrangigen Funktionen, Nutzungen oder Zielen der Raumordnung nicht 
vereinbar sind. 

 
 Z Vorranggebiete sind von öffentlichen Planungsträgern bei ihren Planungen und Maßnahmen, 

durch die Grund und Boden in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung beeinflusst 
wird, zu beachten.  
Andere raumbedeutsame Nutzungen sind in diesem Gebiet ausgeschlossen, soweit diese mit 
den vorrangigen Funktionen, Nutzungen oder Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind. 
Ortslagen und baurechtlich gesicherte Flächen sind von entgegenstehenden 
Vorrangfestlegungen ausgenommen. (LEP-LSA Punkt 3.3) 

5.3.1 Vorranggebiete für Natur und Landschaft 

5.3.1.1 Z Vorranggebiete für Natur und Landschaft sind für die Erhaltung und Entwicklung der natürlichen 
Lebensgrundlagen vorgesehen. Zu ihnen gehören sowohl bedeutende naturschutzrechtlich 
oder forstrechtlich geschützte Gebiete als auch weitere Flächen von herausragender 
Bedeutung für ein landesweites ökologisches Verbundsystem oder für den langfristigen Schutz 
von für Natur und Landschaft besonders wertvollen Flächen. Soweit die jeweiligen 
Schutzgebietsverordnungen es zulassen, sind auch die Belange einer natur- und 
landschaftsbezogenen Erholung sowie die Belange einer naturnahen Waldwirtschaft zu 
berücksichtigen. (LEP-LSA Punkt 3.3.1) 

 
5.3.1.2 Z Im Landesentwicklungsplan LSA sind für die Planungsregion Magdeburg folgende 

Vorranggebiete für Natur und Landschaft und in diesen Gebieten landesplanerisch zu sichernde 
Funktionen festgelegt: 
I Drömling (LEP-LSA Punkt 3.3.1 Nr. I, geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes über den LEP-LSA vom 19.Juli 2005) 
Sicherung der Arten- und Formenvielfalt einer von grundwasserbeeinflussten Wald- und 
Grünlandstandorten gekennzeichneten Kulturlandschaft und Bewahrung von naturnahen 
Ökosystemen der Nass- und Feuchtstandorte; Erhaltung der kulturhistorisch bedeutsamen 
Moordammkulturen. 

 
II Klüdener Pax – Wanneweh (LEP-LSA Punkt 3.3.1 Nr. II, geändert durch das Gesetz zur 

Änderung des Gesetzes über den LEP-LSA vom 19.Juli 2005) 
Sicherung und Entwicklung eines für Sachsen-Anhalt sehr wertvollen Quellen- und 
Niederungsgebietes mit vom Aussterben bedrohten Tier- und Pflanzenarten. 

 
III Teilbereiche der Colbitz-Letzlinger Heide (LEP-LSA Punkt 3.3.1 Nr. III, geändert durch 

das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den LEP-LSA vom 19.Juli 2005) 
Erhalt von naturnahen Laub- und Laubmischwaldbeständen, von Moor- und Heideflächen und 
von historisch geprägten Waldformen (Hutewälder), insbesondere zum Schutz von gefährdeten 
oder vom Aussterben bedrohten Tier- und Pflanzenarten. 

 
IV Teile des Biosphärenreservates Flusslandschaft Elbe nördlich Magdeburg (LEP-LSA 

Punkt 3.3.1 Nr. IV, geändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
LEP-LSA vom 19. Juli 2005)) 

Erhalt von strukturreichen Auenflächen mit vielfältigen Lebensgemeinschaften von Pflanzen und 
Tieren; wichtige Lebensräume für Wiesen- und Watvögel. 
 
V Zerbster Land (LEP-LSA Punkt 3.3.1 Nr. V, geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Gesetzes über den LEP-LSA vom 19.Juli 2005) 
Erhalt des Lebensraumes der akut vom Aussterben bedrohten Großtrappe. 
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VI Teilbereiche des Biosphärenreservates Mittlere Elbe (LEP-LSA Punkt 3.3.1 Nr. XXI, 

geändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den LEP-LSA vom 19.Juli 
2005) 

Erhaltung der spezifischen Arten- und Formenvielfalt eines der größten zusammenhängenden 
Auwaldkomplexe der Bundesrepublik Deutschland. 

 
5.3.1.3 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind zusätzlich folgende Vorranggebiete für Natur und 

Landschaft festgelegt: 
VII Altenplathowsche Forst 
VIII Baasdorfer Teiche 
IX Bertinger Wald 
X Bischofswald und Hagholz bei Weferlingen 
XI Blätzerwald und Stiege 
XII Burgstaller Forst 
XIII Demsiner Heide 
XIV Drömling nordöstlich Oebisfelde und nördlich Calvörde 
XV Elbaue Jerichow 
XVI Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg/Kreuzhorst 
XVII Erxlebener Forst 
XVIII Fiener Bruch 
XIX Flechtinger Höhenzug 
XX Frohser Berge 
XXI Güsener Niederwald 
XXII Hakel 
XXIII Heide südlich Burg 
XXIV Hödinger Busch und Nievoldhagen 
XXV Hohes Holz und Saures Holz 
XXVI Lappwald 
XXVII Magdeburgerforther Forst 
XXVIII Ramstedter Forst 
XXIX Saaleaue bei Calbe 
XXX Sülzetal bei Sülldorf 
XXXI Tangerniederung 
XXXII Teile des Gebietes der Mittleren Elbe 
XXXIII Waldgebiet Kiehnlaake 
XXXIV Wulfensche Forst 
XXXV Wüstenjerichower Forst 
XXXVI Zernitz und Calvörder Berge 

 
Für die in diesem Punkt genannten Vorranggebiete für Natur und Landschaft sind folgende 
Entwicklungsziele festgelegt: 

 
Die Waldgebiete der Gebiete Altenplathowsche Forst, Baasdorfer Teiche, Bertinger Wald, 
Bischofswald und Hagholz bei Weferlingen, Blätzerwald und Stiege, Burgstaller Forst, Demsiner 
Heide, Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg, Erxlebener Forst, Flechtinger 
Höhenzug, Güsener Niederwald, Hödinger Busch und Nievoldhagen, Hohes Holz und Saures 
Holz, Lappwald, Magdeburgerforther Forst, Ramstedter Forst, Waldgebiet Kiehnlaake, 
Wulfensche Forst, Wüstenjerichower Forst, Zernitz und Calvörder Berge sollen in einem 
möglichst geschlossenen Bestand, aus Gründen der ökologischen und sozioökonomischen 
Bedeutung des Waldes, erhalten bleiben. Die Biozönose der Waldgebiete muss stabil gehalten 
werden.  
 
Für Teile der Gebiete Burgstaller Forst, Drömling nordöstlich Oebisfelde, Elbaue Jerichow, 
Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg, Erxlebener Forst, Güsener Niederwald, 
Heide südlich Burg, Hohes Holz und Saures Holz, Lappwald, Magdeburgerforther Forst, 
Saaleaue bei Calbe, Sülzetal bei Sülldorf, Tangerniederung, Wüstenjerichower Forst, die die 
Kriterien der FFH-Richtlinie erfüllen, wird das Ziel verfolgt die dort lebenden 
bestandsgefährdeten wildlebenden Tiere und Pflanzen und deren Lebensraum zu erhalten und 
auf diese Weise eine stabile Population aufzubauen. Die Gebiete sollen in möglichst großen 
und miteinander verbundenen Komplexen erhalten und geschützt werden. 
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Für Teile der Gebiete Burgstaller Forst, Drömling nordöstlich Oebisfelde, Elbaue Jerichow, 
Fiener Bruch, Hakel, die die Kriterien der Vogelschutzrichtlinie erfüllen, wird das Ziel verfolgt, 
die in den jeweiligen Gebieten vorkommenden Vogelarten und ihre Lebensräume zu schützen. 
 
Für Teile der Gebiete Baasdorfer Teiche, Frohser Berg, Saaleaue bei Calbe, die langfristig für 
den Naturschutz gesichert werden sollen, wird als Ziel die Erhaltung bzw. Entwicklung von 
Lebensgemeinschaften und Lebensstätten bestandsgefährdeter wildwachsender Pflanzen- und 
wildlebender Tierarten verfolgt. 
 
Für das Gebiet „Teile des Gebietes der Mittleren Elbe“ wird das Ziel verfolgt die dort 
vorkommende Vielzahl an besonders geschützten Biotopen in ihrem Bestand als eine 
zusammenhängende Einheit zu erhalten. 

 
5.3.1.4 Z In den Vorranggebieten für Natur und Landschaft sind Maßnahmen vorzusehen, die die 

Entwicklung und Sicherung des ökologischen Potentials zum Ziel haben. In diesen Gebieten ist 
verstärkt auf die nachhaltige Sicherung der ökologischen Funktionen hinzuwirken.  
Dazu gehören: Die Erhaltung einer artenreichen Tier- und Pflanzenwelt und ihrer Lebensräume, 
die Verbesserung des Klimas und der Frischluftzufuhr, die Reinhaltung der Luft, die Erhaltung 
der Bodenqualität, die Reinhaltung der Gewässer und Sicherung der hydrogeologischen 
Gegebenheiten. (LEP-LSA Punkt 3.3.1) 

 
5.3.1.5 Z Bei im Einzelfall entstehenden Nutzungskonflikten zwischen Vorranggebieten für Natur und 

Landschaft und Vorranggebieten für Hochwasserschutz hat der Hochwasserschutz Vorrang. 
(LEP-LSA Punkt 3.3.1) 

5.3.2 Vorranggebiete für Landwirtschaft 

Auf Grund der natürlichen Voraussetzungen ist die Landwirtschaft für die Planungsregion 
Magdeburg von besonderer Bedeutung. Die Landwirtschaft kann ihre Aufgaben nur dann 
erfolgreich erfüllen und auf dem Markt bestehen, wenn der für sie bedeutendste 
Produktionsfaktor Boden im Wesentlichen erhalten bleibt und dort verbessert wird, wo es zur 
Entwicklung der Landwirtschaft erforderlich ist. Dies gilt besonders für Gebiete mit 
landwirtschaftlich gut geeigneten Böden. 

 
Vorranggebiete für Landwirtschaft sind aufgrund der Bodenfruchtbarkeit, der 
Standortcharakteristik oder Traditionen und Erfahrungen auf dem Gebiet der Tierzucht und des 
Ackerbaus sowie wegen der Standortgunst für Sonderkulturen besonders für eine 
landwirtschaftliche Nutzung geeignet, so dass in ihnen die Landwirtschaft als Wirtschaftsfaktor, 
Nahrungsproduzent und Erhalter der Kulturlandschaft die prioritäre Raumfunktion und –nutzung 
darstellt. (LEP-LSA Punkt 3.3.2) 

 
5.3.2.1 Z Als Vorranggebiete für Landwirtschaft sind in der Region Magdeburg folgende Flächen 

festgelegt: 
I Teile der Magdeburger Börde 
II Teile des Nördlichen Harzvorlandes 

 
5.3.2.2 Z Im Sinne der Zukunftsvorsorge für zukünftige Generationen ist dem Schutz der Vorzüglichkeit 

des Standortes entsprechend der Festlegungen des Agraratlasses als Grundlage für die 
Erzeugung von Nahrungsmitteln in den Vorranggebieten für Landwirtschaft Priorität 
einzuräumen. 

 
5.3.2.3 Z Nur die für die Realisierung der flächengebundenen Landwirtschaft unmittelbar erforderlichen 

Bauten sind mit Vorranggebiet für Landwirtschaft vereinbar. Dabei gehört die Intensivtierhaltung 
nicht zur flächengebundenen Landwirtschaft und ist somit davon ausgenommen. 

 
5.3.2.4 Z Für die Errichtung der für die Realisierung der flächengebundenen Landwirtschaft unmittelbar 

erforderlichen Bauten sollen vorrangig vorhandene Infrastrukturen und vorhandene 
Verkehrswege genutzt werden. 
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5.3.3 Vorranggebiete für Hochwasserschutz 

5.3.3.1 Z Vorranggebiete für den Hochwasserschutz sind zur Erhaltung der Flussniederungen für den 
Hochwasserrückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur Vermeidung von nachteiligen 
Veränderungen der Flächennutzung, die die Hochwasserentstehung begünstigen und 
beschleunigen, vorgesehen. Diese Gebiete sind zugleich in ihrer bedeutendsten Funktion für 
Natur und Landschaft und als Teil des ökologischen Verbundsystems zu erhalten. (LEP-LSA 
Punkt 3.3.3) 

 
5.3.3.2 Z Die festgelegten Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind zum Schutz von Leben und 

Gesundheit der Bevölkerung von Neubebauung freizuhalten. (LEP-LSA Punkt 3.3.3)
 
5.3.3.3 Z Im Landesentwicklungsplan LSA werden für die Planungsregion Magdeburg folgende 

Vorranggebiete für Hochwasserschutz festgelegt: 
I die Flächen zwischen den Uferlinien der Gewässer und Hochwasserdeichen oder den 

Hochufern sowie die Ausuferungs- und Retentionsflächen der Fließgewässer Aller, Bode, 
Ehle, Elbe, Elbumflut, Großer Graben, Holtemme, Ihle, Ohre, Saale, Stremme (LEP-LSA 
Punkt 3.3.3 Nr. 1) 

II die deichgeschützten Gebiete an der Elbe, die durch Deichrückverlegung wieder als 
Überschwemmungs- und Hochwasserrückhaltegebiete hergestellt werden können (LEP-
LSA Punkt 3.3.3 Nr. 3) 

III die Stauflächen der Hochwasserrückhaltebecken Schrote (LEP-LSA Punkt 3.3.3 Nr. 4) 
 
5.3.3.4 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind zusätzlich folgende Vorranggebiete für 

Hochwasserschutz festgelegt: 
IV Überschwemmungsgebiete im Bereich des Fließgewässers Parchener Bach 
V Überschwemmungsgebiete im Bereich des Fließgewässers Wanneweh 

 
5.3.3.5 Z Die landwirtschaftliche Nutzung in Vorranggebieten für Hochwasserschutz hat sich den 

Erfordernissen des Hochwasserschutzes anzupassen. 
 
5.3.3.6 G Die Stabilisierung und Sanierung aller Deiche, der erforderliche Neubau von Deichen nach 

aktuellen DIN-Normen und die Schaffung bzw. der Ausbau belastbarer Deichzuwegungen und -
verteidigungswege ist zum schnellstmöglichen Zeitpunkt durchzuführen. Des Weiteren sind die 
Untersuchungen der Möglichkeiten zur Rückverlegung von Deichen auszuwerten und 
umzusetzen, um zusätzliche Retentionsräume zu gewinnen. 

5.3.4 Vorranggebiete für Wassergewinnung 

Vorranggebiete für Wassergewinnung werden zur Deckung des zurzeit vorhandenen oder 
absehbaren Trinkwasserbedarfs festgelegt. Die Entwicklung eines ökologischen 
Verbundsystems, welches auch in diesen Bereichen vorgesehen ist, steht der 
Wassergewinnung nicht entgegen. 

 
5.3.4.1 Z Vorranggebiete für Wassergewinnung sind Gebiete mit herausragender Bedeutung für die 

Sicherung der öffentlichen Trinkwasserversorgung. Planungen und Maßnahmen, die mit diesem 
Ziel nicht vereinbar sind, sind unzulässig. (LEP-LSA Punkt 3.3.4) 

 
5.3.4.2 Z Im Landesentwicklungsplan LSA ist für die Planungsregion Magdeburg folgendes 

Vorranggebiet für die Wassergewinnung festgelegt: 
I Colbitz-Letzlinger Heide (LEP-LSA Punkt 3.3.4 Nr. I) 
 

5.3.4.3 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind zusätzlich folgende Vorranggebiete für 
Wassergewinnung festgelegt: 
II Genthin-Scharteucke 
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5.3.5 Vorranggebiete für Forstwirtschaft 

5.3.5.1 Z Vorranggebiete für die Forstwirtschaft sind größere zusammenhängende Gebiete, die aufgrund 
der Bodenfruchtbarkeit und der Standortcharakteristik besonders für eine forstwirtschaftliche 
Nutzung geeignet sind und in denen dem Erhalt des Waldes aufgrund seiner Nutz-. Schutz-, 
und Erholungsfunktion eine besondere allen anderen Raumansprüchen vorgehende Bedeutung 
beigemessen wird. Diese Gebiete ergänzen die mit Wald bestockten Flächen der 
Vorranggebiete für Natur und Landschaft. Für die Planungsregion Magdeburg ist folgendes 
Vorranggebiet für Forstwirtschaft festgelegt: 
I Fläming 

5.3.6 Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung 

5.3.6.1 G Wegen der Standortgebundenheit von Rohstoffen wird mit der Festlegung von Vorranggebieten 
für Rohstoffgewinnung den Erfordernissen der vorsorgenden Sicherung von erkundeten 
Rohstoffvorkommen sowie einer Gewinnung von Rohstoffen im Rahmen einer räumlich 
geordneten Gesamtentwicklung des Landes unter Beachtung wirtschaftlicher, ökologischer und 
sozialer Erfordernisse Rechnung getragen werden. (LEP-LSA Punkt 3.3.5) 

 
5.3.6.2 G Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung sind Gebiete mit erkundeten Rohstofflagerstätten, die 

bereits wirtschaftlich genutzt werden, die für eine  wirtschaftliche Nutzung vorgesehen sind oder 
in denen das Rohstoffvorkommen wegen seiner wirtschaftlichen Bedeutung geschützt werden 
soll. (LEP-LSA Punkt 3.3.5) 

 
5.3.6.3 Z In diesen Vorranggebieten stellt der Abbau von Rohstoffen das überwiegende öffentliche 

Interesse dar. Diese Bereiche sind von Nutzungen freizuhalten, die den Abbau wesentlich 
erschweren oder verhindern würden. (LEP-LSA Punkt 3.3.5) 

 
5.3.6.4 Z Als Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung sind im Landesentwicklungsplan LSA für die 

Planungsregion Magdeburg festgelegt: 
I Kalisalzlagerstätten Zielitz mit den Bergwerksfeldern I, II, III (untertägig) einschließlich 

Erweiterung der Halden (LEP-LSA Punkt 3.3.5 Nr. I) 
II Kalksteinlagerstätten Staßfurt/Förderstedt/Bernburg/Nienburg (LEP-LSA Punkt 3.3.5 

Nr.VIII) 
III Quarzsandlagerstätte Walbeck/Weferlingen (LEP-LSA Punkt 3.3.5 Nr. X) 
IV Hartgesteinlagerstätte Flechtinger Höhenzug (LEP-LSA Punkt 3.3.5 Nr. XI) 

 
5.3.6.5 Z Zur Sicherung der Gewinnung qualitativ hochwertiger Rohstoffe sind folgende regional 

bedeutsame Standorte und Lagerstätten als Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung für die 
Planungsregion Magdeburg festgelegt: 
V  Atzendorf-Marbe (Kiessand) 
VI  Barby-Nord (Kiessand) 
VII  Barleben (Kiessand) 
VIII  Brumby (Kiessand) 
IX  Burg-Sachsenkamm (Kiessand) 
X  Gröningen-Nord (Kiessand) 
XI  Gröningen-Nordwest (Kiessand) 
XII  Gübs-Nord (Kiessand) 
XIII  Gübs-West (Kiessand) 
XIV  Hadmersleben (Kiessand) 
XV  Heinrichsberg-Nordwest (Kiessand) 
XVI  Hohenwarthe (Kiessand) 
XVII  Ihleburg (Kiessand) 
XVIII  Jersleben (Kiessand) 
XIX  Kehnert-Treuel/Auwiesen (Kiessand) 
XX  Leitzkau (Ton) 
XXI  Mammendorf (Hartgestein) 
XXII   Meitzendorf (Kiessand) 
XXIII  Mützel (Kiessand) 
XXIV  Niegripp (Kiessand) 
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XXV  Parey (Kiessand) 
XXVI  Prödel (Ton) 
XXVII  Trabitz-Groß Rosenburg-Sachsendorf (Kiessand) 
XXVIII  Wackersleben-Dorenberg (Ton) 
XXIX  Walbeck (Kalkstein) 
XXX  Wefensleben (Ton) 
 

5.3.6.6 Z Die Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung Hohenwarthe, Ihleburg, Niegripp und Parey sollen 
nach Beendigung des Rohstoffabbaus einer Renaturierung zugeführt werden. Dabei ist die 
natürliche Flusslandschaft der Elbe mit ihren strukturreichen Auenflächen zu erhalten und 
weiterzuentwickeln. 

5.3.7 Vorranggebiete für militärische Nutzung 

Für die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr ist es notwendig, im Land Sachsen-Anhalt 
vorhandene Übungsplätze und militärische Anlagen zu nutzen. (LEP-LSA Punkt 3.3.6) 

 
5.3.7.1 G Militärische Anlagen, von denen störende Wirkungen ausgehen können, sollen durch einen 

ausreichenden Abstand von Wohngebieten und sonstigen schutzempfindlichen Nutzungen 
getrennt sein. Soweit dies nicht möglich ist, sind entsprechende Schutzmaßnahmen zu treffen. 
(LEP-LSA Punkt 3.3.6.1) 

 
5.3.7.2 G Garnisonen und einzelne Truppenunterkünfte einschließlich der dazugehörigen Wohnungen 

sollen möglichst in Zentralen Orten errichtet werden. (LEP-LSA Punkt 3.3.6.1) 
 
5.3.7.3 G Im Rahmen ihrer militärischen Zweckbestimmung sind Übungsplätze so umweltverträglich wie 

möglich zu nutzen. Beeinträchtigungen der Umwelt, insbesondere des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes, sind zu vermeiden oder zumindest zu minimieren bzw. dort, wo das nicht 
möglich ist, durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren. Die Übungsplätze sollen 
unbeschadet ihrer jeweiligen Zweckbestimmung, insbesondere unter Beachtung eines 
schonenden Umgangs mit den natürlichen Ressourcen, der jeweiligen Fachziele des 
Immissionsschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege betrieben werden. (LEP-
LSA Punkt 3.3.6.2) 

 
5.3.7.4 Z Als Vorranggebiete für militärische Nutzungen sind im Landesentwicklungsplan LSA für die 

Planungsregion Magdeburg festgelegt: 
I Truppenübungsplatz Altmark (LEP-LSA Punkt Nr. I)  
II Truppenübungsplatz Altengrabow (LEP-LSA Punkt Nr. II) 
 

5.3.7.5  Z Ziel der Regionalen Planungsgemeinschaft ist die weitergehende militärische Nutzung des 
südlichen Gebietes in der Ausdehnung des ursprünglichen Gebietes bis nach Hillersleben, unter 
der Bedingung, dass das Vorranggebiet für Wassergewinnung „Colbitz-Letzlinger Heide“ aus 
dem LEP-LSA in keiner Weise beeinträchtigt wird. 

5.4 Vorrangstandorte 

Mit der Festlegung von Vorrangstandorten werden bestimmten Standorten Nutzungen mit 
Prioritätsanspruch zugewiesen. Diesen Funktionsbestimmungen liegt das Ziel zugrunde, aus 
der Vielzahl räumlich relevanter Nutzungen eine Nutzung, die für die Region oder darüber 
hinaus von grundsätzlicher, entwicklungspolitischer Bedeutung und für den jeweiligen Raum 
charakteristisch ist oder zukünftig entwickelt werden soll, besonders festzulegen und damit 
langfristig standörtlich zu sichern. 

 
 Z Für die Ansiedlung von Industrieanlagen und für Verkehrsanlagen, die landesbedeutsam sind, 

werden Vorrangstandorte festgelegt. Die dafür benötigten Flächen sind städtebaulich zu sichern 
und zu entwickeln. (LEP-LSA Punkt 3.4) 

 
 Z Alle Zentralen Orte sind Schwerpunkte für die Entwicklung von Industrie und Gewerbe sowie für 

die infrastrukturelle Anbindung an andere Räume. (LEP-LSA Punkt 3.4) 
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 G Darüber hinaus werden im Landesentwicklungsplan LSA Standorte festgelegt, die prioritär als 

Standortangebote zu entwickeln sind bzw. geeignet sind, Anreize für Investitionen der 
Privatwirtschaft darzustellen. (LEP-LSA Punkt 3.4) 

5.4.1 Vorrangstandorte für landesbedeutsame, großflächige Industrieanlagen 

5.4.1.1 Z Im Landesentwicklungsplan LSA sind für die Planungsregion Magdeburg folgende 
Vorrangstandorte für landesbedeutsame großflächige Industrieanlagen außerhalb des 
Oberzentrums Magdeburg festgelegt: 
1. Technologiepark Ostfalen (LEP-LSA Punkt 3.4.1 Nr. 12) 

 
Darüber hinaus ist aufgrund der günstigen Infrastrukturanbindung folgender 
Schwerpunktstandort für Industrie und Gewerbe im Landesentwicklungsplan für die 
Planungsregion Magdeburg festgelegt: 
1. Osterweddingen (LEP-LSA Punkt 3.4.1 Nr. 6) 

5.4.2 Vorrangstandorte für landesbedeutsame Verkehrsanlagen 

5.4.2.1 Z Im Landesentwicklungsplan LSA sind für die Planungsregion Magdeburg folgende 
Vorrangstandorte für landesbedeutsame Verkehrsanlagen festgelegt für: 
1. Ausbau des Güterverkehrszentrums (GVZ) Magdeburg-Rothensee (LEP-LSA Punkt 

3.4.2.1 Nr. 1) 
2. Ausbau des Binnenhafens Magdeburg (LEP-LSA Punkt 3.4.2.1 Nr. 3) 
3. Ausbau der Häfen in Haldensleben, Genthin und Schönebeck (LEP-LSA Punkt 3.4.2.1 Nr. 

4) 
 
5.4.2.2 Z Das Güterverkehrszentrum Magdeburg-Rothensee ist als Schnittstelle zwischen Fern- und 

Nahverkehr sowie zwischen den einzelnen Verkehrsträgern vorrangig zu entwickeln und 
auszubauen. Neben der Bereitstellung von Flächen für Transportgewerbebetriebe und 
Logistikeinrichtungen sind hierzu die Errichtung von Einrichtungen für den kombinierten 
Ladungsverkehr Straße/Schiene (KLV) sowie leistungsfähige Schienen- und 
Straßenverbindungen zu den Magdeburger Häfen erforderlich. (LEP-LSA Punkt 3.4.2.2) 

 
5.4.2.4 Z Mit den regionalen Güterverkehrszentren soll mittel- und langfristig ein alle Teilräume des 

Landes erschließendes Angebot an Standorte für die konzentrierte Ansiedlung von 
Transportgewerbebetrieben und Logistikeinrichtungen sowie für KLV-Anlagen geschaffen 
werden, die mit dem GVZ Magdeburg verbunden sind. Die Verknüpfungsmöglichkeiten mit am 
Standort vorhandenen Häfen sind zu nutzen. (LEP-LSA Punkt 3.4.2.3) 

 
5.4.2.5 Z An den Vorrangstandorten für Binnenhäfen sollen ausreichend Flächen und Einrichtungen 

gesichert und entwickelt werden, die eine zunehmende Transportverlagerung von Straße und 
Schiene auf das Binnenschiff ermöglichen. Hierzu soll auch der öffentliche Zugang zu den 
genannten Häfen gewährleistet werden. (LEP-LSA Punkt 3.4.2.4) 

5.5 Regional bedeutsame Standorte 

Mit der Festlegung von regional bedeutsamen Standorten werden bestimmten Standorten 
Nutzungen mit Prioritätsanspruch zugewiesen. Diesen Funktionsbestimmungen liegt das Ziel 
zugrunde, aus der Vielzahl räumlich relevanter Nutzungen eine Nutzung, die für die Region 
oder darüber hinaus von grundsätzlicher, entwicklungspolitischer Bedeutung und für den 
jeweiligen Raum charakteristisch ist oder zukünftig entwickelt werden soll, besonders 
festzulegen und damit langfristig standörtlich zu sichern.. 
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5.5.1 Regional bedeutsame Standorte für Industrie und Gewerbe 

5.5.1.1 Z Die Zentralen Orte nehmen die Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten wahr, die über 
den örtlichen Bedarf hinausgehen. Für die Planungsregion Magdeburg sind zusätzlich, 
außerhalb von Zentralen Orten, folgende regional bedeutsame Standorte für Industrie und 
Gewerbe ausgewiesen. 

 
1. Harbke 
2. Hötensleben 
3. Klein Wanzleben 
4. Schopsdorf 
5. Theeßen 
6. Stegelitz 
7. Zielitz 
 

5.5.1.2 G Der Standort Magdeburg-Rothensee ist Schwerpunkt für Industrie und Gewerbe im Raum 
Magdeburg. 

 
5.5.1.3 G Der Wohnbedarf, welcher durch die Nutzung der ausgewiesenen Standorte für Industrie- und 

Gewerbeflächen ausgelöst wird, soll in den nächst gelegenen Zentralen Orten der 
Planungsregion Magdeburg realisiert werden. 

5.5.2 Regional bedeutsame Standorte für Kultur- und Denkmalpflege 

5.5.2.1 G An regional bedeutsamen Standorten für Kultur- und Denkmalpflege ist den Belangen der 
Sicherung, Erhaltung und Zugänglichmachung von baulichen und landschaftlichen Kulturgütern 
bei der Abwägung mit entgegenstehenden Belangen ein erhöhtes Gewicht beizumessen. 

 
5.5.2.2 Z Regional bedeutsame Standorte für Kultur- und Denkmalpflege werden zur Sicherung und 

Erhaltung von baulichen und landschaftlichen Kulturgütern festgelegt. Bei den Standorten in der 
Planungsregion Magdeburg handelt es sich vorrangig um kulturhistorische und 
denkmalgeschützte Baudenkmäler (Burgen und Schlösser, religiöse Bauwerke, Guts- und 
Herrenhäuser und technische Denkmäler) von herausragender Bedeutung sowie Städte und 
Gemeinden, die aufgrund ihrer Kulturgüter und/oder ihrer geschichtlichen Entwicklung eine 
Bereicherung der Kulturlandschaft darstellen. 

  Hierin enthalten sind auch Standorte der „Straße der Romanik“ und des Netzwerkes 
„Gartenträume“. 

 
5.5.2.3 Z Regional bedeutsame Standorte für Kultur- und Denkmalpflege werden zur Sicherung und 

Erhaltung von baulichen und landschaftlichen Kulturgütern festgelegt. 
 

1. Barby     20. Hamersleben 
2. Bebertal      21. Hillersleben 
3. Burg     22. Hödingen 
4. Erxleben     23. Hötensleben  
5. Flechtingen     24. Kroppenstedt  
6. Gnadau     25. Marienborn  
7. Gommern     26. Neuwegersleben 
8. Gröningen     27. Oebisfelde 
9. Groß Ammensleben   28. Redekin 
10. Hadmersleben   29. Seehausen  
11. Haldensleben   30. Ummendorf  
12. Harbke     31. Wespen  
13. Jerichow     32. Wormsdorf 
14. Leitzkau     33. Wulferstedt 
15. Magdeburg 
16. Pietzpuhl 
17. Pretzien 
18. Schönebeck 
19. Walbeck 
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5.5.3 Regional bedeutsame Standorte für wissenschaftliche Infrastruktur 

5.5.3.1 Z Die Region Magdeburg soll als Wissenschafts- und Forschungsregion ausgebaut werden. Dazu 
sollen die Innovations- und Wissenschaftsstandorte der Landeshauptstadt Magdeburg so 
gestärkt, entwickelt und ausgeweitet werden, dass sie auf die gesamte Region ausstrahlen. Die 
Entwicklung soll hinsichtlich eines verstärkten wirtschaftlichen Wachstums der Region und der 
angestrebten Ansiedlung von Unternehmen insbesondere im Bereich Hochtechnologie erfolgen. 

 
5.5.3.2 G Forschung und Entwicklung sollen in der gesamten Region so gefördert werden, dass dazu die 

jeweils vorhandenen spezifischen Potentiale und Standortfaktoren genutzt, ausgebaut und 
erschlossen werden können. 

  Weitere regional bedeutsame Standorte für wissenschaftliche Infrastruktur sind: 
  1. Burg 
  2. Genthin 
  3.  Hadmersleben 
  4. Klein Wanzleben 
  5. Schönebeck/Bad Salzelmen 
  6. Technologiepark Ostfalen 

5.5.4 Regional bedeutsame Messestandorte 

5.5.4.1 Z Das Magdeburger Messegelände soll als regional bedeutsamer Messestandort für die Region 
ausgebaut werden. Der Standort hat sich bereits etabliert als Standort für regionale, 
internationale und europäische Fachmessen und soll darauf weiter aufbauen. 

5.5.5 Regional bedeutsame Standorte für großflächige Sportanlagen 

5.5.5.1 Z Zur Förderung der sportlichen Infrastruktur der Planungsregion Magdeburg sind folgende 
Standorte festgelegt. 
1. Bördelandhalle/ Ernst-Grube-Stadion Magdeburg 
2. Golfplatz Möser 
3. Motorsport-Arena-Oschersleben 
4. Pferderennbahn/ Golfplatz Magdeburg / Sportpark Magdeburg-Herrenkrug 

5.5.6 Regional bedeutsame Standorte für Wassersport und wassertouristische 
Angebote 

5.5.6.1 Z Die Entwicklung eines wassertouristischen Angebotes für die Fließgewässer und Seen im Land 
Sachsen-Anhalt unter dem Projekttitel „Blaues Band“ erfolgt in der Region Magdeburg vorrangig 
durch die Verbindung der bedeutenden gewässernahen touristischen Attraktionen nachfolgend 
aufgeführter Standorte. Es soll in diesen Standorten ein gut ausgebautes und ausgestattetes 
Netzwerk wassertouristischer Infrastrukturen entstehen. Die überregional bedeutsamen 
Radwanderwege sind in das „Blaue Band“ einzubinden. 

 
Standort von überregionaler Bedeutsamkeit mit einem kompletten Dienstleistungsangebot ist 
Magdeburg. Es wird angestrebt, diesen Standort mit den überregionalen Standorten der 
umliegenden Planungsregionen zu verbinden. 
Regional bedeutsame Standorte für Wassersport und wassertouristische Angebote sind: 
1. Barby (Elbe) 
2. Burg (Elbe-Havel-Kanal) 
3. Calbe (Saale) 
4. Calvörde (Mittellandkanal) 
5. Genthin (Elbe-Havel-Kanal) 
6. Haldensleben (Mittellandkanal) 
7. Hohenwarthe (Elbe, Mittellandkanal) 
8. Parey (Elbe-Havel-Kanal) 
9. Rogätz (Elbe) 
10. Schönebeck (Elbe) 
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5.5.7 Regional bedeutsame Standorte für großflächige Freizeitanlagen 

5.5.7.1 Z Großflächige Freizeitanlagen sind Anlagen, die überwiegend der aktiven Freizeitgestaltung und 
der Erholung in Natur und Landschaft dienen. Sie stellen neben den Vorbehaltsgebieten für 
Tourismus und Erholung Schwerpunkte für die Tourismusentwicklung dar und sind 
entsprechend zu entwickeln. Es sind folgende regional bedeutsame Standorte in der 
Planungsregion Magdeburg ausgewiesen: 

 
1. Elbauenpark Magdeburg 
2. Freizeitanlagen im Raum Angern, Rogätz, Bertingen  
3. Ferien- und Freizeitzentrum Colbitz 
4. Kiessee Barby /Glinde 
5. Naherholungszentrum „Grieps“ Calvörde 
6. Naherholungsgebiet Niegripper See 
7. Zoo Magdeburg 
8. Landschaftspark Sachsen-Anhalt 

5.5.8 Regional bedeutsame Kurstandorte 

5.5.8.1 Z In der Region Magdeburg sind folgende regional bedeutsame Kurstandorte festgelegt, die zur 
Erholung, Regeneration und Rehabilitation der Bevölkerung auszubauen sind. 
1. Barby (Rehabilitation) 
2. Kureinrichtung Flechtingen (Luftkurort und Rehabilitation) 
3. Kureinrichtung Schönebeck / Bad Salzelmen (Heilbad, Heilquellenschutzgebiet, 

Solequell- Freizeit- und Erholungsbad mit Wellnessangeboten) 

5.5.9 Regional bedeutsame Standorte für militärische Anlagen der Bundeswehr 

5.5.9.1 Z Zur weiteren Gewährleistung der Nutzung vorhandener militärischer Standorte ist der regional 
bedeutsame Standort für militärische Anlagen der Bundeswehr „Standortübungsplatz Burg 
Krähenberge“ für die Region Magdeburg festgelegt. Dieser Standort soll zu militärischen 
Zwecken genutzt und von anderen Nutzungen freigehalten werden. 

5.5.10 Regional bedeutsame Standorte für abfallwirtschaftliche Anlagen 

5.5.10.1 Z Um eine ausreichende Standortvorsorge für die Abfallentsorgung frühzeitig zu treffen und nicht 
vermeidbare Abfälle umweltverträglich zu entsorgen, sind folgende regional bedeutsame 
Standorte für die Region Magdeburg festgelegt. 
1. Magdeburg - Rothensee (Hausmüll, Restmüllverbrennungsanlage) 

Die in dieser Anlage durch die Verbrennung von Restabfall gewonnene Energie soll 
wieder einer erneuten Nutzung zugeführt werden. 

2. Zielitz (Untertagedeponie zur Sonderabfallentsorgung) 
3. Magdeburg Hängelsberge (Hausmülldeponie) 
4. Morsleben (Endlager für radioaktive Abfälle)  
5. Genthin-Mützel (Tierkörperbeseitigungsanlage) 

 
Die Standorte sollen die Entsorgung im Bereich Hausmüll, Sonderabfall und 
Tierkörperbeseitigung für die Region sichern. 

5.5.11 Regional bedeutsame Standorte für Anlagen der Schmutzwasserentsorgung 

5.5.11.1 G Die Verschmutzung ober- und unterirdischer Gewässer ist zu reduzieren. 
 
5.5.11.2 Z Die Abwasserbeseitigung und –behandlung muss entsprechend den ökologischen 

Erfordernissen und dem Stand der Technik flächendeckend durch den Bau und die 
Instandsetzung von Netzen und hochwirksamen Anlagen verbessert werden. 
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5.5.11.3 Z Zur Sicherstellung der Reinigung des Abwassers in der Planungsregion Magdeburg sind 
folgende regional bedeutsame Standorte festgelegt: 

 
1. Burg/Blumenthal 
2. Calbe (Saale) 
3.  Gerwisch 
4. Hillersleben 
5. Schönebeck 

5.5.12 Regional bedeutsame Standorte für Anlagen der Wasserversorgung 

5.5.12.1 Z Zur Sicherstellung der Förderung und Aufbreitung des Trinkwassers zur Versorgung der 
Bevölkerung in der Region Magdeburg sind folgende Standorte als regional bedeutsame 
Standorte festgelegt: 

 
1. Colbitz 
2. Genthin 

5.6 Bergbau und Rohstoffgewinnung 

5.6.1 Gebiete zur Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen 

5.6.1.1 Z Als Gebiet zur Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen in der Region Magdeburg ist 
die durch den Kalibergbau geschädigte Landschaft im Bereich Zielitz/Loitsche festgelegt. 

 
5.6.1.2 G Die durch die bergbauliche Nutzung betroffene Landschaft soll entsprechend den ökologischen 

Gegebenheiten und den wirtschaftlichen Möglichkeiten wiederhergestellt werden. 

5.7 Vorbehaltsgebiete 

Vorbehaltsgebiete ergänzen die Vorranggebiete um noch nicht endgültig abgewogene 
Zielsetzungen. (LEP-LSA Punkt 3.5) 

 
 Z Bei der Abwägung konkurrierender raumbedeutsamer Nutzungsansprüche ist der festgelegten 

Vorbehaltsfunktion ein besonderes Gewicht beizumessen. Werden im Rahmen von 
Bauleitplanungen und Fachplanungen Abwägungen zwischen Nutzungskonflikten durchgeführt, 
muss der Planungsträger verdeutlichen, dass er dem festgelegten Vorbehalt einen besonderen 
Stellenwert beigemessen hat. Damit wird über das Ergebnis der Abwägung aber keine 
präjudizierende Aussage getroffen. (LEP-LSA Punkt 3.5)  

 
 Z Ortslagen und baurechtlich gesicherte Flächen sind von entgegenstehenden 

Vorbehaltsfestlegungen ausgenommen. 

5.7.1 Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft 

5.7.1.1 Z In den ausgewiesenen Vorbehaltsgebieten für die Landwirtschaft ist den Belangen der 
Landwirtschaft als wesentlicher Wirtschaftsfaktor, Nahrungsproduzent und Erhalter der 
Kulturlandschaft bei der Abwägung mit entgegenstehenden Belangen ein erhöhtes Gewicht 
beizumessen. (LEP-LSA Punkt 3.5.1) 

 
5.7.1.2 Z Als Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft sind im Landesentwicklungsplan LSA  für die 

Planungsregion Magdeburg  festgelegt: 
1. Teile der Altmark einschließlich Schollener Land (LSA LEP Punkt 3.5.1 Nr. 1) 
2. Magdeburger Börde (LEP-LSA Punkt 3.5.1 Nr. 2) 
3. Nördliches Harzvorland (LEP-LSA Punkt 3.5.1 Nr. 3) 
4. Gebiet um Staßfurt-Köthen-Aschersleben (LEP-LSA Punkt 3.5.1 Nr. 4) 
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5. Ackerlandgebiete des Vorfläming (LEP-LSA Punkt 3.5.1 Nr. 5) 
 
5.7.1.3 G Im Sinne der Zukunftsvorsorge für zukünftige Generationen ist dem Schutz des Bodens als 

Grundlage für die Erzeugung von Nahrungsmitteln ein besonderes Gewicht beizumessen. 

5.7.2 Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung 

Als Vorbehaltsgebiet für Tourismus und Erholung werden Gebiete ausgewiesen, die aufgrund 
der naturräumlichen und landschaftlichen Potentiale, der Entwicklung und/oder des Bestandes 
an touristischen Einrichtungen für den Tourismus und die Erholung besonders geeignet sind. 
(LEP-LSA Punkt 3.5.2) 

 
5.7.2.1 G Tourismus und Erholung sollen in den Gebieten verstärkt weiterentwickelt werden. Dabei ist auf 

die Umwelt- und Sozialverträglichkeit von Vorhaben in diesen Räumen zu achten. (LEP-LSA 
Punkt 3.5.2) 

 
5.7.2.2 Z In den ausgewiesenen Vorbehaltsgebieten für Tourismus und Erholung ist den Belangen des 

Tourismus bei der Abwägung mit entgegenstehenden Belangen ein besonderes Gewicht 
beizumessen. (LEP-LSA Punkt 3.5.2) 

 
5.7.2.3 Z Im Einzelnen ist im Landesentwicklungsplan LSA für die Planungsregion Magdeburg festgelegt: 

1. Gebiet um Colbitz (LEP-LSA Punkt 3.5.2 Nr. 5) 
 
5.7.2.4 Z Folgende Vorbehaltsgebiete für Tourismus und Erholung sind zusätzlich für die Planungsregion 

Magdeburg festgelegt: 
2. „Albertinsee“ Förderstedt 
3. Lostau/Hohenwarthe - Külzauer Forst  
4. Bodetal zwischen Hohenerxleben und Neugattersleben 
5. Flechtinger Höhenzug/Harbke.-Allertal/Calvörder Berge 
6. „Hohes Holz – Saures Holz“ 
7. Lappwald 
8. Naherholungsgebiet Elbaue / Heidegarten Gommern 
9. Naherholungsgebiet Haidberg  
10. Naherholungsgebiet Jersleber See 
11. Naherholungsgebiet Magdeburg-Nord 
12. Östliches Elbtal bei Walternienburg 
13. Sülzetal 
14. Touristikzentrum Zabakuck-Güssow 
15. Wartberg mit Bismarcksturm 

 
5.7.2.5 G Die Zentralen Orte sollen Schwerpunktstandorte für die touristische Entwicklung sein. 

5.7.3 Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems 

5.7.3.1 G Um eine Isolation von Biotopen oder ganzen Ökosystemen zu vermeiden, werden 
Vorbehaltsgebiete für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems festgelegt. Sie 
umfassen großräumige, naturraumtypische, reich mit naturnahen Elementen ausgestattete 
Landschaften sowie Verbundachsen zum Schutz naturnaher Landschaftsteile und 
Kulturlandschaften mit ihren charakteristischen Lebensgemeinschaften.  
Zum ökologischen Verbundsystem gehören in der Regel auch die Vorranggebiete für 
Hochwasserschutz und teilweise die Vorranggebiete für Wassergewinnung. (LEP-LSA Punkt 
3.5.3) 

 
5.7.3.2 G In den Regionalen Entwicklungsplänen sind diese Gebiete weiter differenziert darzustellen. Sie 

sollen großflächige, naturbetonte, untereinander verbundene Lebensräume zum Schutz der 
besonders gefährdeten Tier- und Pflanzenarten und Ökosysteme umfassen. Die differenzierte 
Darstellung in den Regionalen Entwicklungsplänen kann auch eine kleinräumige Festlegung 
von Vorranggebieten für Natur und Landschaft bedeuten. (LEP-LSA Punkt 3.5.3) 
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5.7.3.3 Z In den Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems ist den 
Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege sowie einer naturnahen Waldbewirtschaftung 
bei der Abwägung mit entgegenstehenden Belangen ein erhöhtes Gewicht beizumessen. (LEP-
LSA Punkt 3.5.3) 

 
5.7.3.4 Z Im Einzelnen sind im Landesentwicklungsplan LSA für die Planungsregion Magdeburg 

festgelegt: 
1. Teile des Drömling (LEP-LSA Punkt 3.5.3 Nr. 1) 
2. Teile der Colbitz-Letzlinger Heide (LEP-LSA Punkt 3.5.3 Nr. 2) 
3. Lappwald/Flechtinger Höhenzug (soweit nicht Vorrang für Rohstoffgewinnung) (LEP-LSA 

Punkt 3.5.3 Nr. 3) 
4. Waldflächen Loburger Vorfläming (LEP-LSA Punkt 3.5.3 Nr. 4) 
5. Fiener Bruch (LEP-LSA Punkt 3.5.3 Nr. 8) 
6. Hohes Holz und Allerniederung (LEP-LSA Punkt 3.5.3 Nr. 9) 
 

5.7.3.5 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind zusätzlich folgende Vorbehaltsgebiete für den Aufbau 
eines ökologischen Verbundsystems festgelegt: 
7. Ackerland nördlich Atzendorf 
8. Ackerland zwischen Möckern und Gommern 
9. Aueniederung 
10. Bachabschnitte im Vorfläming 
11. Bachabschnitt Kleine Sülze, Große Sülze, Telzgraben 
12. Bereich des Wartenberges 
13. Bodeniederung mit angrenzenden Hochflächen 
14. Demsiner Heide/Vogelsang 
15. Ehemalige Rieselfelder bei Möser/Körbelitz 
16. Elbaue zwischen Saalemündung und Ohremündung 
17. Elbe- und Ohremündung 
18. Faule See 
19. Flechtinger Höhenzug 
20. Flusslandschaft Elbe und Mulde 
21. Großes Bruch 
22. Harbke-Allertal 
23. Henneberg 
24. Hohe Börde 
25. Ihleniederung 
26. Kreuzberg 
27. Külzauer Forst 
28. Lappwald-Allerniederung 
29. Lappwald einschließlich Bachtäler 
30. Mühlgraben-Niederung 
31. Neustädter Seen 
32. Schrotetal 
33. Seeberg und Seewiesen 
34. Seeburg 
35. Seelsches Bruch 
36. Sohlener Berge 
37. Spetzeniederung 
38. Tangerniederung 
39. Waldgebiet zwischen Rogäsen und Lübars 
40. Waldgebiete Altenplatow 
41. Waldgebiete bei Möckern 
42. Waldgebiete zwischen Ringelsdorf und Hohenseeden 
43. Weiße Warthe 
44. Wulfensche Forst-Kammerforthgraben 

 
5.7.3.6 Z Es soll eine Entwicklung von möglichst naturnahen Biotopen erfolgen, die die vorhandenen 

natürlichen und naturnahen  Biotope in ihrer Funktion als Lebensraum unterstützt und die die 
Entwicklungsmöglichkeit der bestehenden Flora und Fauna verbessert. Die Flächen sollen 
aufgrund der vorhandenen Standortbedingungen und Strukturen entwickelt werden. Dabei 
sollen die bestehenden natürlichen und naturnahen Strukturen erhalten und in die Entwicklung 
mit eingebunden werden. 
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Die wildlebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften sind als Teil des 
Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Ihre 
Lebensräume einschließlich ihrer Rastplätze und Wanderwege sind zu erhalten, zu pflegen, zu 
entwickeln und erforderlichenfalls wiederherzustellen und zu verbinden. Dabei ist 
sicherzustellen, dass zwischen den Biotopen nach Lage, Größe, Struktur und Beschaffenheit 
der Austausch verschiedener Populationen und deren Ausbreitung gemäß ihren artspezifischen 
Bedürfnissen möglich ist, um so auch die innerartliche Vielfalt zu erhalten. 
 
Mit der Entwicklung der Biotopverbundsysteme soll auch der Entwicklung und Erhaltung des 
„Grünen Bandes“ Rechnung getragen werden, welches vor allem in Verbindung mit der Kultur- 
und Denkmalpflege hinsichtlich deutsch-deutscher Geschichte zunehmend an Bedeutung 
gewinnt. 

5.7.4 Vorbehaltsgebiete für Wassergewinnung 

5.7.4.1 Z Vorbehaltsgebiete für Wassergewinnung werden festgelegt, um die öffentliche 
Wasserversorgung langfristig sichern zu können. In diesen Gebieten ist bei Abwägung mit 
konkurrierenden Nutzungen dem Vorbehalt Wassergewinnung ein besonderes Gewicht 
beizumessen. (LEP-LSA Punkt 3.5.4) 

 
5.7.4.2 Z Als Vorbehaltsgebiete für Wassergewinnung sind im Landesentwicklungsplan LSA für die 

Planungsregion Magdeburg festgelegt: 
1. Drömling (LEP-LSA Punkt 3.5.4 Nr. 1) 
2. Schlagenthin (LEP-LSA Punkt 3.5.4 Nr. 8) 

5.7.5 Vorbehaltsgebiete für Forstwirtschaft 

  Vorbehaltsgebiete für die Forstwirtschaft sind Gebiete, in denen der wirtschaftlichen Nutzung 
des Waldes gegenüber anderen Nutzungen eine erhöhte Bedeutung zukommt. 

 
5.7.5.1 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind folgende Vorbehaltsgebiete für Forstwirtschaft 

festgelegt. 
1. Waldgebiet südlich Bergzow 
2. Waldgebiete zwischen Bertingen und Mahlwinkel 
3. Waldgebiet nördlich Brettin 
4. Waldgebiet nordöstlich Burg 
5. Waldgebiet östlich Demsin 
6. Waldgebiet nördlich Derben 
7. Waldgebiet südlich Derben 
8. Waldgebiet östlich Genthin 
9. Waldgebiete südlich Genthin 
10. Waldgebiet östlich Grauingen 
11. Waldgebiet nordöstlich Güsen 
12. Waldgebiet östlich Güsen 
13. Waldgebiete nordöstlich Hohenbellin 
14. Waldgebiete östlich Jerichow 
15. Waldgebiet nördlich Karow 
16. Waldgebiet nördlich Klitsche 
17. Waldgebiet südlich Neubuchholz 
18. Waldgebiete zwischen Nielebock und Großwulkow 
19. Waldgebiet zwischen Parey und Zerben 
20. Waldgebiete südlich Pietzpuhl 
21. Waldgebiet östlich Reesen 
22. Waldgebiet östlich Schermen 
23. Waldgebiete südlich Wahlitz 
24. Waldgebiet nordöstlich Wörmlitz 
25. Waldgebiet nordwestlich Wörmlitz 
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5.7.5.2 Z Die Versorgung mit dem nachwachsenden Rohstoff Holz aus regionalen Beständen soll 
nachhaltig gesichert werden. Demnach soll auch eine nachhaltige Bewirtschaftung der 
Waldflächen erfolgen. Ein komplettes Abholzen von größeren Waldflächen ist daher nicht 
zulässig. Der Wald soll die Möglichkeit erhalten sich natürlich zu verjüngen. 

5.7.6 Vorbehaltsgebiete für Wiederbewaldung/Erstaufforstung 

  Vorbehaltsgebiete für Wiederbewaldung/Erstaufforstung sind Gebiete, in denen der 
Neubegründung von Waldbeständen oder der Wiederaufforstung zur Erhöhung des Waldanteils 
aufgrund der Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes eine besondere Bedeutung 
zugemessen wird. 

 
5.7.6.1 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind folgende Vorbehaltsgebiete für Wiederbewaldung 

festgelegt.  
1. Bereiche westlich Angern 
2. Bereiche östlich Beckendorf-Neindorf 
3. Bereiche westlich Calvörde 
4. Bereiche östlich Colbitz 
5. Bereiche um Cröchern 
6. Bereiche nördlich Detershagen 
7. Bereiche östlich Dolle 
8. Bereiche südlich Genthin 
9. Bereiche südwestlich Genthin 
10. Bereiche südlich Glindenberg 
11. Bereiche zwischen Heinrichsberg und Zielitz 
12. Bereiche zwischen Körbelitz und Lostau 
13. Bereiche westlich Krüssau 
14. Bereiche nördlich Möckern 
15. Bereiche östlich Neindorf 
16. Bereiche nördlich Oschersleben 
17. Bereiche nördlich Schopsdorf 
18. Bereiche westlich Tuchheim-Wülpen 
19. Bereiche südwestlich Vogelsang 
20. Bereiche nordöstlich Wegenstedt 
21. Bereiche nordöstlich Wolmirstedt 
22. Bereich westlich Harbke 

 
5.7.6.2 Z Die Versorgung mit dem nachwachsenden Rohstoff Holz soll nachhaltig gesichert werden. Die 

Aufforstung soll mit einheimischen und standorttypischen Gehölzen erfolgen. 

5.7.7 Vorbehaltsgebiete für Rohstoffgewinnung 

5.7.7.1 G Vorbehaltsgebiete für Rohstoffgewinnung sind Gebiete mit Rohstoffvorkommen, die 
rohstoffgeologisch und rohstoffwirtschaftlich noch nicht abschließend untersucht sind. Die 
Vorbehaltsgebiete sollen in erster Linie der nachhaltigen Sicherung von Rohstoffvorkommen 
dienen. Nutzungen in diesen Gebieten sollen das Vorhandensein eines potenziell nutzbaren 
Bodenschatzes und die künftige Möglichkeit einer Gewinnung des Rohstoffs berücksichtigen. 

 
5.7.7.2 Z Mineralische Rohstoffe sind standortgebunden und nicht vermehrbar bzw. erneuerbar. Für die 

vorsorgliche Absicherung des regionalen Bedarfs der Industrie mit qualitativ hochwertigen 
Rohstoffen sind für die Planungsregion Magdeburg folgende Vorbehaltsgebiete für 
Rohstoffgewinnung festgelegt: 
1. Angern-Sandkrug (Kiessand) 
2. Barby-Süd (Kiessand) 
3. Burg-Blumenthal (Kiessand) 
4. Derben (Kiessand) 
5. Genthin-West (Kiessand) 
6. Haldensleben-Benitz (Kiessand) 
7. Heinrichsberg-Nordost (Kiessand) 
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8. Hohenwarsleben (Ton) 
9. Kehnert-Bertingen (Kiessand) 
10. Kroppenstedt-Nord (Kiessand) 
11. Kroppenstedt-Süd (Kalkstein) 
12. Mammendorf-Erweiterung (Hartgestein) 
13. Meitzendorf-Erweiterung (Kiessand) 
14. Neuwegersleben-West (Kiessand) 
15. Plötzky-Hahnenberge (Kiessand) 
16. Schackensleben (Hartgestein) 
17. Schartau-Tf II (Kiessand) 
18. Schartau-Tf III (Kiessand) 
19. Tornitz (Kiessand) 
20. Walbeck-Weferlingen (Quarzsand) 
21. Woltersdorf (Ton) 
22. Zerben (Kiessand) 
 

5.7.7.3  Z Die Vorbehaltsgebiete für Rohstoffgewinnung Burg-Blumenthal, Derben, Schartau-Tf II, 
Schartau-Tf III und Zerben sollen nach Beendigung des Rohstoffabbaus einer Renaturierung 
zugeführt werden. Dabei ist die natürliche Flusslandschaft der Elbe mit ihren strukturreichen 
Auenflächen zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

5.8 Gebiete für die Nutzung der Windenergie 

  In der Planungsregion Magdeburg kommen Vorranggebiete für die Nutzung der Windenergie 
verbunden mit der Wirkung von Eignungsgebieten und Eignungsgebiete für die Nutzung der 
Windenergie zur Anwendung. 

 
 Z Vorranggebiete für die Nutzung der Windenergie sind für diese, raumbedeutsame Nutzung   

vorgesehen und schließen andere raumbedeutsame Nutzungen in diesen Gebieten aus, soweit 
sie mit der Nutzung der Windenergie nicht vereinbar sind. 

  Die Vorranggebiete für die Nutzung der Windenergie sind gemäß § 7 Abs. 4 Satz 2 ROG 
verbunden mit der Wirkung von Eignungsgebieten. 

 
 Z Eignungsgebiete sind Gebiete für bestimmte raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, 

die städtebauliche nach § 35 des Baugesetzbuches zu beurteilen sind und an anderer Stelle im 
Planungsraum ausgeschlossen werden. (LEP-LSA Punkt 3.5 a, geändert durch Gesetz vom 
15.08.2005) 

 
 G In der bauleitplanerischen Abwägung ist die Eignung besonders zu berücksichtigen. (LEP-LSA 

Punkt 3.5.a, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
 Z Eignungsgebiete für die Nutzung von Windenergie dienen der planvollen Konzentration von 

Windkraftanlagen. (LEP-LSA Punkt 3.5. a, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
 Z Windkraftanlagen sind in der Regel raumbedeutsame Anlagen. (LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert 

durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
 Z Für die Nutzung der Windenergie sind geeignete Gebiete für die Errichtung von 

Windkraftanlagen raumordnerisch zu sichern. (LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert durch Gesetz 
vom 15.08.2005) 

 
 Z Bei der Festlegung von Eignungsgebieten für die Nutzung von Windenergie ist insbesondere 

die Wirkung von Windkraftanlagen auf. 
 
  1. das Ortsbild, die Stadtsilhouette, großräumige Sichtachsen und das Landschaftsbild, 
  2. Siedlungen und weitere kommunale Planungsabsichten, 
  3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
  4. räumliche Wirtschafts-, Tourismus- und Erholungsfunktionen sowie 
  5. den Naturhaushalt und naturräumliche Gegebenheiten 
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  in die Abwägung einzubeziehen. (LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert durch Gesetz vom 
15.08.2005) 

 
 Z Die Abwägung muss alle einzubeziehenden Belange in hinreichendem Umfang enthalten. 

(LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
 Z Die Beachtung dieser raumordnerischen Kriterien der Zielfestlegungen ist in der Begründung 

nachzuweisen. (LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
 Z Bei der Festlegung von Eignungsgebieten für die Nutzung der Windenergie sind vorhandene 

Konversionsflächen und Industriebrachen vorrangig zu prüfen. (LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert 
durch Gesetz vom 15.08.2005) 

 
 G Im Interesse einer nachhaltigen Nutzung von vorhandenen und neu festzulegenden 

Eignungsgebieten für die Nutzung der Windenergie sind auch folgende Gesichtspunkte zu 
prüfen: 

 
  1. das Ersetzen oder Erneuern bisheriger Windkraftanlagen mit dem Ziel einer 

Leistungskraftsteigerung (Repowering), 
  2. alternativer Energiemix, 
  3. Flächen für Forschungszwecke, 
  4. Nachnutzung oder sonstige Nutzungen. 
  (LEP-LSA Punkt 3.5.a, geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 
 
 G Im Hinblick auf eine nachhaltige Nachnutzung der Eignungsgebiete können zur Renaturierung 

oder Rekultivierung der Flächen Maßnahmen festgelegt werden. (LEP-LSA Punkt 3.5 a, 
geändert durch Gesetz vom 15.08.2005) 

5.8.1 Grundsätze und Ziele für die Nutzung der Windenergie 

 G Die Stromerzeugung durch die Nutzung der Windenergie ist im Hinblick auf die Belange der 
Luftreinhaltung, des Klimaschutzes und der Ressourcenschonung angemessen zu  
berücksichtigen. 

 
 G Die Aufstellung der Windkraftanlagen ist  so zu planen, dass Konflikte mit den Belangen des 

Natur- und Landschaftsschutzes und der Erholungsfunktion der Landschaft sowie mit anderen 
räumlichen Nutzungen vermieden werden.  Die Anlagen sollen sich konfliktarm in das 
Landschaftsbild einfügen und die Eingriffe durch Erschließung (Zuwegungen) und 
Netzanbindung sind gering zu halten. 

 
 Z Windkraftanlagen ab einer Höhe von 100 m über Grund sind regelmäßig mit der oberen 

Luftfahrtbehörde abzustimmen, innerhalb von Einflugschneisen auch unterhalb dieser Höhe. 
 
 Z Zur Umsetzung der Grundsätze und Ziele bezüglich der Nutzung der Windenergie sind 

Windkraftanlagen in Vorranggebieten für die Nutzung der Windenergie verbunden mit der 
Wirkung von Eignungsgebieten und in Eignungsgebieten für die Nutzung der Windenergie zu 
konzentrieren, mit der Folge dass sie in der Regel an anderer Stelle des Planungsraumes 
ausgeschlossen sind, sofern sie raumbedeutsam sind. 

5.8.2 Vorranggebiete für die Nutzung der Windenergie verbunden mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten 

 
5.8.2.1 Z Es werden nachfolgend und in der kartografischen Darstellung für das Gebiet der 

Planungsregion Magdeburg folgende Vorranggebiete für die Nutzung der Windenergie 
verbunden mit der Wirkung von Eignungsgebieten ausgewiesen. 
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Bezeichnung des Vorranggebietes 
verbunden mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten 

Betroffene Gemeinden (Ortschaften) 
 
 

1. Biere/Borne Biere 

2. Büden Möckern (Büden) 

3. Elbe-Parey Elbe-Parey 

4. Förderstedt Förderstedt, Löbnitz (Bode), Glöthe 

5. Groß Santersleben Groß Santersleben, Irxleben,   

6. Hakenstedt Hakenstedt 

7. Nielebock Nielebock, Ferchland 

8. Nordgermersleben Schackensleben, Norgermersleben, Bornstedt, 
Rottmersleben 

9. Oschersleben Oschersleben (OT Groß Germersleben, OT Klein 
Oschersleben), Peseckendorf, Wanzleben 

10. Völpke Völpke, Ausleben, Wormsdorf 
 
5.8.2.2 Z Das Vorranggebiet verbunden mit den Wirkungen eines Eignungsgebiets „Biere/Borne“ gilt mit 

dem Eignungsgebiet zur Nutzung der Windenergie auf dem Gebiet der Planungsgemeinschaft 
Harz, welche unmittelbar an Letzteres angrenzt, als ein zusammenhängendes Gebiet für die 
Nutzung der Windenergie gelten. 

 
5.8.2.3 Z Im Vorranggebiet verbunden mit den Wirkungen eines Eignungsgebietes „Oschersleben“ ist der 

Schaftalgraben mit einem Gebiet von je 100 m beidseitig des Ufers von der Vorrangfestlegung 
ausgenommen. 

5.8.3 Eignungsgebiete für die Nutzung der Windenergie 

5.8.3.1 Z Es werden nachfolgend und in der kartografischen Darstellung für das Gebiet der 
Planungsregion Magdeburg geeignete Flächen als Eignungsgebiete für die Nutzung der 
Windenergie im Sinne von § 7 Abs. 4 Nr. 3 ROG als Ziel der Raumordnung festgelegt. 

Bezeichnung des Eignungsgebietes Betroffene Gemeinden (Ortschaften) 

1. Eggersdorf Eggersdorf, Groß Mühlingen 

2. Genthin Genthin  

3. Grabow/Reesen Burg, Grabow, Reesen 

4. Gröningen/Wegeleben Gröningen 

5. Jerichow/Fischbeck Jerichow (Mangelsdorf)  

6. Karith Karith, Vehlitz 

7. Klitsche Klitsche 

8. Mahlwinkel Mahlwinkel 

9. Möckern Möckern (Stegelitz, Ziepel) 

10. Oebisfelde Oebisfelde (Lockstedt), Bösdorf, Rätzlingen 

11. Redekin Redekin, Wulkow 

12. Roßdorf Roßdorf, Demsin 

13. Schermen Schermen 

14. Siestedt Siestedt, Behnsdorf, Behlsdorf 

15. Wegenstedt Wegenstedt 

16. Wenddorf Wenddorf 
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5.8.3.2 Z Das Eignungsgebiet „Jerichow/Fischbeck“ gilt mit dem Eignungsgebiet zur Nutzung der 
Windenergie auf dem Gebiet der Planungsgemeinschaft Altmark, welches unmittelbar an 
Letzteres angrenzt weiterhin als ein zusammenhängendes Eignungsgebiet. 

 
5.8.3.3 Z Die Nabenhöhe der Windkraftanlagen, welche auf dem Eignungsgebiet zur Nutzung der 

Windenergie „Jerichow/Fischbeck“ errichtet werden, soll einen Wert von 65 m über Grund nicht 
überschreiten. 

 
5.8.3.4 Z Die Gemeinden können im Rahmen ihrer Planungshoheit die Eignungsgebiete für die Nutzung 

der Windenergie in ihren Bauleitplänen konkretisieren. Dabei darf die Nutzungsmöglichkeit der 
Eignungsgebiete für die Nutzung der Windenergie nicht wesentlich eingeschränkt werden. 

 
5.8.3.5. Z In den Eignungsgebieten EG 10 Oebisfelde und EG 15 Wegenstedt ist für alle Vorhaben zur 

Errichtung von Windkraftanlagen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens in der 
Umweltverträglichkeitsprüfung insbesondere die Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen des 
Schutzgebietes nach der Vogelschutzrichtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaft Nr. 
79/409/EWG, Schutzgebiet G Drömling (SPA 3532401) zu untersuchen.  

  Bei der Erheblichkeitseinschätzung in Bezug auf eine Beeinträchtigung ist auch eine eventuell 
kumulierende Wirkung der Vorhaben im Zusammenhang mit vorhandenen und geplanten 
Windkraftanlagen in den am Südrand des Schutzgebietes Drömling liegenden 
Eignungsgebieten für die Nutzung der Windenergie zu betrachten.  

5.9 Verkehr 

5.9.1 Allgemeine Ziele und Grundsätze zur Verkehrsentwicklung 

5.9.1.1 G Die Verkehrsinfrastruktur ist im Rahmen der angestrebten Raumstruktur 
verkehrsartenübergreifend so zu entwickeln, dass im Sinne eines integrierten Gesamtkonzeptes 
eine unter sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten optimale Bewältigung 
des Verkehrs als Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes und die 
Mobilität der Bevölkerung erreicht und gesichert wird. (LEP-LSA Punkt 3.6.1.1) 

 
5.9.1.2 G Die Landesplanung soll sich dabei im Rahmen der Möglichkeiten an folgenden Leitsätzen 

orientieren: 
1. Verkehrsvermeidung durch 

a) Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe 
b) regionalen Güteraustausch 
c)      das Prinzip der kurzen Wege im Personenverkehr 
d) Entwicklung und Einsatz moderner Verkehrstechnologien 
e) Reduzierung von Parallelverkehren 

2. Verkehrsverlagerung 
a) im Personenverkehr vom motorisierten individuellen Kraftfahrzeugverkehr auf 

Verkehrsmittel des öffentlichen Verkehrs (Bahnen und Busse) und insbesondere beim 
Stadtverkehr auf Fahrradfahren und Zufußgehen 

b) im Güterverkehr vom Straßengüterverkehr zum Transport auf Schiene, Wasserstraße 
und leitungsgebundene Transportsysteme 

3. Verkehrsverknüpfungen durch Ausbau von Schnittstellen 
4. umweltverträgliche Gestaltung des motorisierten Verkehrs durch 

a) Straßenraum- und Straßennetzgestaltung 
b) verträgliche Verkehrsabläufe 
c)      Einsatz der Telematik 
d) Entwicklung und Einsatz emissionsarmer Fahrzeuge  

(LEP-LSA Punkt  3.6.1.2) 
 
5.9.1.3 G Dem ÖPNV soll Vorrang vor dem motorisierten Individualverkehr eingeräumt werden. Dazu wird 

eine Erhöhung des ÖPNV-Anteils am Gesamtverkehr angestrebt. Er ist unter Nutzung aller 
Möglichkeiten aufeinander abgestimmter Verkehrsnetze zu einer attraktiven Alternative zum 
motorisierten Individualverkehr zu entwickeln. (LEP-LSA Punkt 3.6.1.3) 
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5.9.1.4 Z Die Zentralen Orte sind entsprechend ihrer Funktion durch die regionalen und überregionalen 
Netze zu verbinden. Hierzu sind leistungsfähige koordinierte und barrierefreie Verkehrsnetze zu 
entwickeln. (LEP-LSA Punkt 3.6.1.4) 

 
5.9.1.5 G Die Verknüpfungsstellen in den Zentralen Orten sollen räumlich und zeitlich gute 

Übergangsmöglichkeiten auch vom motorisierten individuellen Kraftfahrzeugverkehr und vom 
öffentlichen Fernverkehr zum öffentlichen Personennahverkehr gewährleisten. (LEP-LSA Punkt 
3.6.1.4) 

 
5.9.1.4 Z Die Zentralen Orte sind entsprechend ihrer Funktion durch die regionalen und überregionalen 

Netze zu verbinden. Hierzu sind leistungsfähige koordinierte und barrierefreie Verkehrsnetze zu 
entwickeln. (LEP-LSA Punkt 3.6.1.4) 

 
5.9.1.5 G Die Verknüpfungsstellen in den Zentralen Orten sollen räumlich und zeitlich gute 

Übergangsmöglichkeiten auch vom motorisierten individuellen Kraftfahrzeugverkehr und vom 
öffentlichen Fernverkehr zum öffentlichen Personennahverkehr gewährleisten. (LEP-LSA Punkt 
3.6.1.4) 

 
5.9.1.6 G Der Güterverkehr auf der Straße soll durch Nutzung moderner Systeme wie City-Logistik und 

Regio-Logistik minimiert werden. Daher sollen Möglichkeiten der Einbeziehung der Potentiale 
bestehender Schienenwege für die Güterverteilung genutzt werden. (LEP-LSA Punkt 3.6.1.4) 

 
5.9.1.7 Z Die landesbedeutsamen Vorrangstandorte für Industrie- und Verkehrsanlagen und die 

Schwerpunktstandorte für Industrie und Gewerbe sind entsprechend ihrer Zweckbestimmung in 
die regionalen und überregionalen Verkehrsnetze einzubinden. (LEP-LSA Punkt 3.6.1.5) Das 
gilt auch für die auf regionaler Ebene ausgewiesenen Industrie- und Gewerbegebiete. 

 
5.9.1.8 Z Die landesbedeutsamen Verkehrsverbindungen und Verkehrswege, deren Bestand, Ausbau 

oder Neubau zu sichern ist, sind in der zeichnerischen Darstellung generalisiert abgebildet. Je 
nach der gewählten Signatur sind auch die dargestellten Trassenführungen als Ziel der 
Raumordnung zu sichern oder bedürfen noch einer näheren Konkretisierung. (LEP-LSA Punkt 
3.6.1.6) 

 
5.9.1.9 Z Für die Region Magdeburg sind folgende Schnittstellen des ÖPNV festgelegt: 

1. Angern 
2. Barleben 
3. Biederitz 
4. Burg  
5. Calbe  
6. Eilsleben 
7. Genthin 
8. Gommern 
9. Güsen 
10. Haldensleben 
11. Jerichow 
12. Magdeburg 
13. Möckern 
14. Oebisfelde 
15. Oschersleben 
16. Schönebeck 
17. Seehausen 
18. Völpke 
19. Wanzleben 
20. Welsleben 
21. Wolmirstedt 
22. Zielitz 

 
Durch die Verknüpfung der Verkehrsträger untereinander soll eine bessere Erreichbarkeit weiter 
Teile der Planungsregion bewirkt werden. 
Die Systeme des ÖPNV sind möglichst auf die Knoten des SPNV und auf die Zentralen Orte 
auszurichten. Dazu müssen die Schnittstellen an den Zugangsstellen des SPNV zum ÖPNV 
einerseits sowie zu Rad-, Fuß- und Autoverkehr andererseits entsprechend gestaltet werden. 
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Folglich sollen auch die Bahnhöfe gesichert, modernisiert und in das Verkehrsnetz integriert 
werden. 

 
5.9.1.10 G Rad- und Fußgängerverkehr sollen als umweltfreundliche Alternative im Kurzstreckenbereich 

gegenüber dem motorisierten Individualverkehr bei Verkehrs- und Bauleitplänen für 
Innerortslagen und dem Verkehr zwischen Nachbarorten vorrangig beachtet werden. Neben 
dem Alltagsverkehr sollen für den Freizeitverkehr vor allem von den Haltepunkten des ÖPNV 
ausgehende Verknüpfungen zu den Rad- und Wanderwegenetzen geschaffen bzw. gesichert 
werden. 

5.9.2 Schienennetz 

5.9.2.1 Z Das bestehende Eisenbahnnetz ist sowohl für den Fern- als auch für den Regional- und 
Nahverkehr zu erhalten und teilweise auszubauen, um insbesondere die Erreichbarkeit  der 
Ober- und Mittelzentren und der Fremdenverkehrsgebiete sowie der Industrie- und 
Gewerbestandorte und sonstiger verkehrserzeugender Anlagen im Personenverkehr zu 
verbessern und den Güterverkehr verstärkt auf der Schiene abwickeln zu können. Dazu muss 
das Eisenbahnnetz durch Neu- und Ausbau sowie Modernisierung und Elektrifizierung an die 
gegenwärtigen und zukünftigen Anforderungen angepasst werden. Unbeschadet dessen ist für 
das gesamte Streckennetz die Beseitigung der so genannten Altlasten (wie unterlassene 
Instandhaltung) erforderlich. (LEP-LSA Punkt 3.6.2.1) 

 
5.9.2.2 Z Grundsätzlich sind im Bereich des Güterverkehrs nicht nur für die Zentralen Orte, sondern auch 

für die Standorte mit hohem Güterverkehrsaufkommen sowie für die landesbedeutsamen Häfen 
leistungsfähige Schienenanbindungen zu sichern bzw. vorzusehen. (LEP-LSA Punkt 3.6.2.2) 

 
5.9.2.3 Z Die Verlagerung von Güterverkehrsströmen von der Straße auf die Schiene soll auch in der 

Fläche durch geeignete Maßnahmen gefördert werden. Hierzu gehört neben der Einrichtung 
von Terminals des kombinierten Ladungsverkehrs (KLV) in den Güterverkehrszentren auch die 
Sicherung und Weiterentwicklung des Systems von Gütertarifpunkten, Umschlags- und 
Ladestellen. (LEP-LSA Punkt 3.6.2.3) 

 
5.9.2.4 Z Bei der Gestaltung des Schienenpersonenverkehrs soll die im System des Integralen 

Taktverkehrs optimale Reisegeschwindigkeit zur Planungsmaxime erhoben werden. Dadurch 
soll auch eine weitgehende Schonung von Natur und Landschaft erreicht werden. (LEP-LSA 
Punkt 3.6.2.4) 

 
5.9.2.5 Z Im Landesentwicklungsplan LSA wird für die Region Magdeburg folgendes für die 

Landesentwicklung bedeutsames Verkehrsprojekt Deutsche Einheit (einschließlich 
Elektrifizierung) festgelegt, dass vorrangig durch- oder weitergeführt werden soll: 
Ergänzung der Hochgeschwindigkeitsstrecke Hannover – Stendal – Berlin (VDE Nr. 4) durch 
parallelen Ausbau der Stammstrecke (LEP-LSA  Punkt 3.6.2.5 Nr. 1b) (bereits fertig gestellt) 

 
5.9.2.6 Z Folgende für die Landesentwicklung in der Planungsregion Magdeburg bedeutsame Neu- und 

Ausbaumaßnahmen (einschließlich Elektrifizierung) sollen vorrangig durch- oder weitergeführt 
werden: 
 
1. Ausbau der Strecke Magdeburg – Haldensleben – Oebisfelde (LEP-LSA Punkt 3.6.2.5 

Nr. 2g) 
2. Ausbau der Strecke Wittenberge – Magdeburg – Halle – Leipzig (LEP LSA Punkt 3.6.2.5 

Nr. 2h) 
3. Ausbau der Strecke Magdeburg – Halberstadt – Blankenburg/Quedlinburg – Thale (LEP-

LSA Punkt 3.6.2.5 Nr. 2i) 
4. Ausbau der Strecke (Magdeburg-) Schönebeck – Güsten – Blankenheim (-

Sangerhausen) (LEP-LSA Punkt 3.6.2.5 Nr. 2j) 
5. Ausbau der  Strecke Magdeburg – Dessau (LEP-LSA Punkt 3.6.2.5 Nr. 2k) 
6. Ausbau der Strecke Oebisfelde – Salzwedel – Geestgottberg (Wittenberge) (LEP-LSA 

Punkt 3.6.2.5 Nr. 2n) 
7. Ausbau des Eisenbahnknotens Magdeburg (LEP-LSA Punkt 3.6.2.5 Nr. 2p) 
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8. Ausbau der Einrichtungen für den kombinierten Ladungsverkehr (KLV) im 
Güterverkehrszentrum Magdeburg und leistungsfähige Verknüpfungen mit dem Hafen 
Magdeburg (LEP-LSA Punkt 3.6.2.5 Nr. 2q) 

 
5.9.2.7 Z Für den Schienengüterfernverkehr sind in Sachsen-Anhalt folgende Relationen vorzuhalten 

bzw. vorzubereiten:  
Hildesheim – Vienenburg – Halberstadt – Aschersleben – Berlin (LEP-LSA Punkt 3.6.2.6 Nr. a) 
Erfurt – Sangerhausen – Güsten – Magdeburg – Stendal Hamburg/Rostock Seehafen (LEP-
LSA Punkt 3.6.2.6 Nr. e) 

 
5.9.2.8 Z Für die Planungsregion Magdeburg sind für den Schienengüterverkehr folgende Relationen zu 

erhalten und auszubauen: 
1. Güsen – Zerben 
2. Blumenberg – Wanzleben – Klein Wanzleben  
3. Schienenanbindung „Am Eulenberg“ Langenweddingen - Magdeburg 

 
5.9.2.9 Z In der Planungsregion Magdeburg sind folgende Relationen zur Personenbeförderung 

auszubauen und deren Betrieb zu erhalten: 
1. Ausbau der Strecke Magdeburg - Biederitz (– Loburg) 
2. Ausbau der Strecke Magdeburg – Haldensleben - Oebisfelde (– Wolfsburg) 
3. Ausbau der Strecke Magdeburg – Schönebeck (- Staßfurt - Aschersleben/Sangerhausen) 
4. Ausbau der Strecke Calbe (Saale) Ost (– Bernburg) 
5. Erhalt und Förderung der Strecke Magdeburg – Wolmirstedt – Angern/Rogätz - 

Mahlwinkel (- Stendal) 
6. Erhalt und Förderung der Strecke Magdeburg - Biederitz - Möser - Burg - Genthin (- 

Berlin) 
7. Erhalt und Förderung der Strecke Magdeburg – Eilsleben – Marienborn (- Hannover) 
8. Erhalt und Förderung der Strecke Magdeburg – Schönebeck – Calbe (Saale) (-

Sachsendorf – Köthen) 
9. Erhalt und Förderung der Strecke Magdeburg – Langenweddingen – Blumenberg – 

Oschersleben – Krottorf (- Halberstadt) 
10. Erhalt und Förderung der Strecke Magdeburg – Gommern (- Dessau) 

 
5.9.2.10 G Für die Planungsregion Magdeburg sind für Industrie- und Gewerbegebiete in den Zentralen 

Orten, den dafür in Pkt. 5.4.1.3 ausgewiesenen Standorten und für die ausgewiesenen Häfen 
und Umschlagstellen auf dem Schienenweg bei Bedarf Güteranschlussgleise zu errichten bzw. 
auszubauen. 

 
5.9.2.11 Z Auch die nicht besonders dargestellten Schienenstrecken und Güteranschlussgleise sind im 

Interesse einer umweltfreundlichen Verkehrsabwicklung unter Berücksichtigung technischer 
und wirtschaftlicher Erfordernisse zu erhalten und nach Möglichkeit weiter zu betreiben (LEP-
LSA Punkt 3.6.2.8) 

 
5.9.2.12 G Eine Entwidmung oder Überbauung nicht betriebener Strecken ist zur Trassensicherung soweit 

wie möglich zu vermeiden. (LEP-LSA Punkt 3.6.2.8) 
 
5.9.2.13 G Der Erhalt und Ausbau des Netzes des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) und des 

Schienengüterverkehrs erfordert eine langfristige Orientierung. Auch aufgelassene Strecken 
und noch vorhandene ehemalige Gleistrassen sind soweit wie möglich zu sichern. (LEP-LSA 
Punkt 3.6.2.8) 

 
5.9.2.14 Z Folgende regional bedeutsame Schienenstrecken in der Region Magdeburg, die nicht mehr zur 

Personenbeförderung und für den Güterverkehr genutzt werden, sollen als Trasse 
raumordnerisch gesichert werden: 

 
1. Blumenberg (– Egeln) 
2. Blumenberg – Schönebeck 
3. Genthin - Blockdamm – Redekin – Jerichow 
4. Gröningen (– Nienhagen) 
5. Güsen (- Ziesar) 
6. Haldensleben – Erxleben - Eilsleben – Seehausen – Wanzleben – Blumenberg (-

Staßfurt) 
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7. Jerichow – Genthin 
8. Jerichow – Güsen 
9. Magdeburg – Schönebeck - Barby 
10. Oebisfelde (– Salzwedel – Geestgottberg - Wittenberge) 
11. Völpke – Eilsleben – Haldensleben 
12. Weferlingen - Haldensleben 

 
5.9.2.15 Z Bei Neu- und Ausbaumaßnahmen insbesondere auch im Verdichtungsraum Magdeburg ist den 

Entwicklungserfordernissen der S-Bahn-Systeme und des übrigen 
Schienenpersonennahverkehrs auch durch Maßnahmen wie die Erhöhung der 
Durchlassfähigkeit und Optimierung der Takteinbindung ausreichend Rechnung zu tragen. 
(LEP-LSA Punkt 3.6.2.9) 

 
5.9.2.16 Z In der Planungsregion Magdeburg sollen folgende regionale vom S-Bahnverkehr gegenwärtig 

bzw. zukünftig zu nutzende Strecken einschließlich deren Betriebs ausgebaut und erhalten 
werden: 

 
1. Erhalt der Strecke Magdeburg – Schönebeck 
2. Erhalt der Strecke Magdeburg – Zielitz 
3. Ausbau der Strecke Magdeburg – Burg 
4. Ausbau der Strecke Magdeburg – Haldensleben 
5. Ausbau der Strecke Magdeburg – Gommern 
6. Ausbau der Strecke Magdeburg – Langenweddingen 
7. Ausbau der Strecke Schönebeck (– Staßfurt) 

 
5.9.2.17 Z Als  Grundlage der Verknüpfung von Nah- und Fernverkehr im Integralen Taktfahrplan ist 

insbesondere auch der Erhalt des Fernverkehrsknotens Magdeburg zu gewährleisten. (LEP-
LSA Punkt 3.6.2.10) 

 
5.9.2.18 Z  Magdeburg als Landeshauptstadt Sachsen-Anhalts und Verkehrsknotenpunkt ist als regelmäßig  
  mehrfach am Tage angefahrener Haltepunkt im Personenverkehrsnetz des ICE zu entwickeln 

und zu sichern. 
  
5.9.2.19 Z Für die Einbindung der Oberzentren in das Personenfernverkehrsnetz (ICE-, IC- und EC-

Verbindungen) ist zur Erreichbarkeit von Landeshauptstädten und Wirtschaftsschwerpunkten 
unter Berücksichtigung der Neu- und Ausbaumaßnahmen die Bedienung folgender 
Streckenrelationen für das Gebiet der Planungsregion Magdeburg im Taktverkehr laut LEP-LSA 
vordringlich anzustreben: 
1. Köln – Hannover – Braunschweig – Magdeburg – Potsdam – Berlin (LEP LSA Punkt 

3.6.2.11 Nr. 1) 
2. Frankfurt/M. – Kassel – Braunschweig – Magdeburg – Potsdam – Berlin (LEP-LSA Punkt 

3.6.2.11 Nr. 2) 
3. Hamburg – Uelzen – Salzwedel – Stendal – Magdeburg – Köthen – Halle – Leipzig – 

Dresden (LEP-LSA Punkt 3.6.2.11 Nr. 5) 
4. Rostock/Lübeck – Schwerin – Wittenberge – Stendal – Magdeburg – Köthen – Halle – 

Leipzig (LEP-LSA Punkt 3.6.2.11 Nr. 6) 
(LEP-LSA Punkt 3.6.2.11) 

 
5.9.2.20 Z Im Streckenverlauf von ICE-/IC-Verbindungen liegende Mittelzentren mit Teilfunktionen eines 

Oberzentrums sind als Systemhalte zu nutzen, wenn dadurch die regionale Erschließung 
wesentlich verbessert oder Knotenfunktionen wahrgenommen werden können. (LEP-LSA Punkt 
3.6.2.12) 

 
5.9.2.21 Z Für die regionale und überregionale Verknüpfung der Ober- und Mittelzentren sowie für die 

Erschließung von Fremdenverkehrsgebieten ist unter Berücksichtigung von Neu- und 
Ausbaumaßnahmen die Bedienung folgender Streckenrelationen für das Gebiet der 
Planungsregion Magdeburg laut LEP-LSA im Taktverkehr auf Interregio-Ebene vordringlich 
anzustreben: 
1. Bremen – Uelzen – Salzwedel – Stendal – Magdeburg – Schönebeck – Köthen – Halle – 

Merseburg – Weißenfels – Zeitz (LEP-LSA Punkt 3.6.2.13 Nr. 1) 
2. Köln – Hannover – Wolfburg – Haldensleben – Magdeburg – Köthen – Halle – Leipzig – 

Dresden (LEP-LSA Punkt 3.6.2.13 Nr. 2) 
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3. Hannover – Braunschweig – Helmstedt – Magdeburg – Dessau – Bitterfeld – Leipzig – 
Zeitz – Gera (LEP-LSA Punkt 3.6.2.13 Nr. 3) 

4. Thale – Quedlinburg/Blankenburg – Halberstadt – Magdeburg – Burg – Genthin – 
Brandenburg – Potsdam – Berlin – Cottbus (LEP LSA Punkt 3.6.2.13 Nr. 6) 

5. Würzburg – Erfurt – Sangerhausen – Sandersleben – Güsten – Staßfurt – Schönebeck – 
Magdeburg (LEP-LSA Punkt 3.6.2.13 Nr. 10) 

(LEP-LSA Punkt 3.6.2.13) 
 
5.9.2.22 Z Soweit der Stand der Neu- und Ausbaumaßnahmen eine den vorstehenden Zielen 

entsprechende Bedienung noch nicht zulässt, sind geeignete Zwischenlösungen vorzusehen. 
(LEP-LSA Punkt 3.6.2.14) 

 
5.9.2.23 Z Der nach dem Gesetz zur Gestaltung des Öffentlichen Personennahverkehrs im Land Sachsen-

Anhalt fortzuschreibende Plan des Schienenpersonennahverkehrs und die regionalen und 
überregionalen Schienenverkehrsplanungen sind so aufeinander abzustimmen, dass ein 
leistungsfähiges Gesamtsystem für den Schienenpersonenverkehr gewährleistet ist. (LEP-LSA 
Punkt 3.6.2.15) 

5.9.3 Straßennetz 

5.9.3.1 Z Die funktionsgerechte Leistungsfähigkeit des vorhandenen Straßennetzes ist als 
infrastrukturelle Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes und seiner 
Teilräume und im Interesse der Verkehrssicherheit durch notwendige Instandsetzungen sowie 
Ausbau- und Neubaumaßnahmen zu sichern bzw. wiederherzustellen und entsprechend den 
unter 3.6.1 im LEP-LSA bzw. Pkt. 5.8.1 in diesem REP aufgeführten allgemeinen Zielen und 
Grundsätzen zur Verkehrsentwicklung weiterzuentwickeln. (LEP-LSA Punkt 3.6.3.1) 

 
5.9.3.2 Z Um den europäischen Verkehrsbeziehungen Rechnung zu tragen und das Zusammenwachsen 

der alten und neuen Länder zu fördern sowie zur Verbindung großer Wirtschaftszentren ist der 
Aus- und Neubau von Autobahnen und autobahnähnlichen Fernstraßen erforderlich. Die 
nachfolgend für die Landesentwicklung im LEP-LSA unter Pkt. 3.6.3.2 für die Region 
Magdeburg aufgeführten vordringlichen Maßnahmen sollen gleichzeitig der Bündelung des 
Straßenverkehrs und der Entlastung des nachgeordneten Straßennetzes vom Fernverkehr 
dienen: 
 
1. Abgeschlossene Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE) 

a) BAB A2 Hannover – Magdeburg Berlin (VDE Nr. 11) (LEP-LSA Punkt 3.6.3.2 Nr. 1a) 
b) BAB A 14 Magdeburg – Halle (VDE Nr. 14) (LEP-LSA Punkt 3.6.3.2 Nr. 1d) 

2. Ergänzende und weiterführende Maßnahmen 
a) Fortführung der BAB A 14 von Dresden – Leipzig – Halle – Magdeburg (A2) über 

Stendal – Wittenberge in Richtung Schwerin zur Erschließung der Altmark und als 
Verbindung zur Nord- und Ostsee sowie über vorhandene und neu- oder 
auszubauende Bundesstraßenverbindungen in West-Ost-Richtung (B188, B71 und 
B190) nach Niedersachsen, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern. (B188, 
B71, B190, B71 und B190n) (LEP-LSA Punkt 3.6.3.2 Nr. 2a, geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den LEP-LSA vom 13. Mai 2003 und vom 
19.Juli 2005) 

b) Fortführung der BAB A 71 von Würzburg – Erfurt – Sangerhausen (A38) über 
Hettstedt in Richtung Bernburg (A 14/B 6n) zur Erschließung des Mansfelder 
Landes und zur Anbindung an die Landeshauptstadt Magdeburg sowie als Teilstück 
einer großräumigen Verbindung von Süddeutschland zur Ostsee zur Entlastung der 
A 9 sowie des Raumes Halle/Leipzig. (LEP-LSA Punkt 3.6.3.2 Nr. 2b, geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Landesentwicklungsplan 
des Landes Sachsen-Anhalt vom 13. Mai 2003)  

 
Im Zusammenwirken der unter Satz 2 Nr. 2 Buchst. b genannten Vorhaben mit der A 38 soll 
zugleich eine verkehrswirksame Umfahrung des Harzes und damit dessen angestrebte 
Entlastung vom Durchgangsverkehr erreicht werden. (LEP-LSA Punkt 3.6.3.2) 
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5.9.3.3 Z Zur Verbindung von Ober- und Mittelzentren sowie zur Einbindung von Grundzentren mit 
Teilfunktionen eines Mittelzentrums, von Vorrangstandorten für Industrie- und Verkehrsanlagen 
und von Schwerpunktstandorten für Industrie und Gewerbe sowie zur Erschließung von 
Fremdenverkehrsgebieten ist entsprechend den Festlegungen in der zeichnerischen 
Darstellung ein leistungsfähiges Netz landesbedeutsamer Hauptverkehrsstraßen für den 
überregionalen und regionalen Verkehr zu sichern und auszubauen, das im LEP unter Pkt. 
3.6.3.2 bzw. unter Pkt. 5.9.3.2 REP aufgeführten Maßnahmen ergänzt. (LEP-LSA Punkt 
3.6.3.3) 

 
5.9.3.4 Z Der Neu- oder Ausbau folgender im LEP-LSA für die Region Magdeburg festgelegter wichtiger 

Bundesstraßenverbindungen einschließlich zugehöriger Ortumgehungen ist zur 
Wirtschaftsförderung sowie zur Funktionsfähigkeit, zur Erreichbarkeit und zur Entlastung von 
Zentralen Orten und sonstigen Siedlungsbereichen vordringlich erforderlich: 

 
1. B 1 Helmstedt – Magdeburg – Burg – Genthin – Brandenburg (LEP LSA Punkt 3.6.3.4 

Nr. 1) 
2. B 71 Magdeburg – Haldensleben – Salzwedel (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 3) 
3. B 81 Magdeburg – Halberstadt – Blankenburg (-Nord) (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 5, 

geändert durch das Gesetz über den LEP-LSA vom 19. Juli 2005) 
4. B 184 Magdeburg – Dessau – Bitterfeld – Leipzig (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 12) 
5. B 188 Wolfsburg – Stendal – Rathenow (-Berlin) (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 16) 
6. B 189 Magdeburg – Wolmirstedt (-Nord) (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 17) 
7. B 245 Haldensleben – Halberstadt mit Verbindung von Barneberg zur B 82 bei 

Schöningen (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 20) 
8. B 245 a Helmstedt – Barneberg (LEP-LSA Punkt 3.6.3.4 Nr. 21) 
9. B 246 a B 81/Altenweddingen – Schönebeck mit neuer Elbbrücke - Gommern (LEP-LSA 

Punkt 3.6.3.4 Nr. 22) 
(LEP-LSA Punkt 3.6.3.4) 
 

5.9.3.5 Z Die Zufahrt zum Endlager für radioaktive Abfälle Morsleben „ERAM“ zur Durchführung der für 
die Stilllegung erforderlichen Maßnahmen ist jederzeit zu gewährleisten. 

 
5.9.3.6 Z Für die flächenhafte Erschließung der Teilräume des Landes sind funktionsgerechte Netze von 

Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen bereitzustellen. 
Sie sollen die Verknüpfung mit den übergeordneten Netzen herstellen, die Siedlungen mit den 
Grund- und Mittelzentren und untereinander verbinden und ferner der Anbindung von 
Naherholungsgebieten, punktuellen Verkehrserzeugern und Übergangsstellen zum öffentlichen 
Personenverkehr dienen. (LEP-LSA Punkt 3.6.3.5) 

 
5.9.3.7 Z Für die Planungsregion Magdeburg sollen folgende Verbindungen von Hauptverkehrsstraßen 

von regionaler Bedeutung erhalten und bei Bedarf ausgebaut werden: 
1. B 246a Burg – Möckern – Gommern 
2. B 246 Königsborn – Loburg – Trebbin  
3. B 246a/K1270 Wanzleben – Seehausen – Siegersleben - Eilsleben (Anschluss an die B 

245)  
4. B 246 a Wanzleben – Seehausen - Siegersleben – Övelgünne - Hakenstedt 
5. L 22 Oebisfelde – Kusey (Anschluss an die L 23 Klötze) 
6. L 24  Gröningen – Oschersleben – Seehausen 
7. L 24/ L653  Haldensleben – Oebisfelde – (weiterführend nach Wolfsburg) 
8. L 25 Weteritz (Anschluss an die B188 Gardelegen) – Calvörde – Flechtingen – 

Erxleben (Anschluss an die A2) 
9. L29/K1209/ Dolle (Anschluss an B189 Magdeburg) – Angern – Rogätz – Burg   
 L52 (Anschluss an die B 1) 
10. L 31 Tangerhütte – Burgstall 
11. L 34 Genthin – Rathenow 
12. L 40 Alleringersleben (Anschluss an die A 2) – Wefensleben – Ummendorf  

(Anschluss an die B 245) 
13. L 43 Haldensleben – Bülstringen – Flechtingen –Weferlingen 
14. L 44 Wolmirstedt – Rogätz  
15. L 51 Barby – Schönebeck – Magdeburg  
16. L 52/55 Loburg – Drewitz – Anschluss an die AST A2 Theeßen und die AST A2 

Ziesar 
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17. L 54 Jerichow – Parey – Hohenseeden mit Anschluss an die K1196 Richtung 
Tangerhütte 

18. L 63 Dessau – Aken – Calbe/Saale – Förderstedt 
19. L 65 Schönebeck – Calbe/Saale und Ortsumgehung Calbe/Saale (weiterführend 

nach Nienburg) 
20. L 68 Barby – Calbe 
21. L 149 Zerbst – Breitenhagen – Lödderitz (L63) 
22. K 1176 Rogätz – Cobbel 
23.  Magdeburg-Fermersleben – Magdeburg-Cracau (Anschluss B 1) –  

Trassensicherung für mögliche Elbquerung 
24.  Verlängerung der Verbindungsstraße (Burger Straße) zwischen Rothensee 

und der B 189 
 
5.9.3.8 Z Für die räumliche Erschließung und Verbindung von Siedlungsgebieten beiderseits der Flüsse 

Elbe und Saale sind in Ergänzung zu den Brückenbauwerken die vorhandenen 
Fährverbindungen mit den dazugehörigen Straßenverbindungen grundsätzlich zu erhalten. Für 
die Region Magdeburg werden vorrangig nachfolgend aufgeführte Fähren festgelegt: 

 
1. Gierfähre Barby (Elbe) 
2. Gierfähre Breitenhagen (Elbe) 
3. Gierfähre Groß Rosenburg (Saale) 
4. Gierfähre Magdeburg – Westerhüsen (Elbe) 
5. Motorfähre Rogätz (Elbe) 
6. Motorfähre Ferchland (Elbe) 
7. Fähre Magdeburg-Buckau (Elbe) 

5.9.4 Radverkehr und fußläufiger Verkehr 

5.9.4.1 G Zur Vermeidung motorisierten Verkehrs sollen die Voraussetzungen für eine stärkere Nutzung 
des Fahrrades sowie für den Fußverkehr verbessert werden. Dies gilt sowohl für eigenständige 
Wegebeziehungen als auch für die Verknüpfung mit dem öffentlichen Verkehr 
(Umweltverbund). (LEP-LSA Punkt 3.6.4.1) 

 
5.9.4.2 Z Für die flächenhafte Erschließung der Teilräume des Landes sind in Abstimmung zwischen den 

Kommunen und sonstigen Straßenbaulastträgern funktionsgerechte, durchgängige Rad- (und 
Fuß-) wegenetze entsprechend den Anforderungen an örtliche Zwischen- und überörtliche 
sowie freizeitorientierte Wegeverbindungen vorzusehen. Diese sollen eine sichere und 
durchgängige Führung der Nutzerinnen und Nutzer ermöglichen und entsprechend den 
örtlichen Gegebenheiten realisiert werden. (LEP-LSA Punkt 3.6.4.2) 

 
5.9.4.3 Z Rad- (und Fuß-) wegeverbindungen sollen insbesondere auch nichtmotorisierte 

Verbindungsmöglichkeiten zwischen Wohnsiedlungen und Standorten der Grundversorgung 
sowie die Anbindung und gute Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen, Naherholungsgebieten und 
sonstigen, punktuellen Verkehrserzeugern sowie von Übergangsstellen zum öffentlichen 
Personenverkehr gewährleisten. (LEP-LSA Punkt 3.6.4.3) 

 
5.9.4.4 G Für den Radverkehr soll auf stark frequentierten regional bedeutsamen Straßen bzw. 

Straßenabschnitten zur Erhöhung der Verkehrssicherheit eine Trennung der Verkehrsarten 
vorgenommen werden; dafür sind die notwendigen Flächen zu sichern. 
Für den Freizeitverkehr sind zwischen den Zentralen Orten und den Tourismusschwerpunkten 
attraktive Verbindungen unter Einbeziehung des ländlichen Wegekonzeptes des Landes 
Sachsen-Anhalt zu sichern. 

 
5.9.4.5 Z Zur Vervollständigung der Verkehrsinfrastruktur ist ein Radwegenetz zu schaffen. Dabei soll 

eine Vernetzung der örtlichen Fahrradwegenetze erfolgen sowie das überregionale 
Radwegenetz ausgebaut und mit dem nachgeordneten Radwegenetz verbunden werden. 
Darüber hinaus hat für die Region Magdeburg der Ausbau und die Unterhaltung folgender 
europäischer und überregional bedeutsamer Radwanderwege und Fernwanderwege besondere 
Bedeutung: 
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1. Aller-Elbe-Radweg 
2. Aller-Harz-Radweg 
3. Aller-Radweg 
4. Altmarkrundkurs  
5. Bode-Radwanderweg 
6. Elbe-Radweg (Hamburg – Magdeburg – Prag) Dieser Radweg hat auch einen 

alternativen Verlauf östlich der Elbe. 
7. Europa-Fernradweg R1 (Den-Haag – Harz – Berlin) (nachrichtlich übernommen) 
8. Fernwanderweg Jacobsweg 
9. Saale-Radwanderweg (Hirschberg bei Hof – Barby– Anbindung an den Elbe-Radweg) 

5.9.5 Wasserstraßen und Binnenhäfen 

5.9.5.1 Z Das vorhandene Wasserstraßennetz und die Binnenhäfen sollen für einen leistungsfähigen und 
bedarfgerechten Güterverkehr erhalten und soweit erforderlich ausgebaut und modernisiert 
werden, um eine Entlastung der Straßen und der Schienenwege zu erreichen. Dabei sollen 
negative Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das 
Landschaftsbild insbesondere auch im Gebiet der mittleren Elbe und der unteren Saale soweit 
wie möglich vermieden und der naturnahe Charakter der Flussläufe einschließlich ihrer 
Auenbereiche erhalten werden. (LEP-LSA Punkt 3.6.5.1) 

 
5.9.5.2 Z Vordringlich sind der Ausbau des Mittellandkanals/Elbe-Havel-Kanal einschließlich des 

Wasserstraßenkreuzes Magdeburg mit der elbwasserstandsunabhängigen Anbindung der 
Magdeburger Häfen (VDE Nr. 17). (LEP-LSA Punkt 3.6.5.2) 

 
5.9.5.3 Z Zur Sicherung der Schiffbarkeit des Wasserweges ist im Bereich der unteren Saale als 

Ausbauvariante ein Schleusenkanal Tornitz ohne Wehr zwischen Calbe und der Einmündung in 
die Elbe vorzuhalten. (LEP-LSA Punkt 3.6.5.3, geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über den LEP-LSA vom 19. Juli 2005) 

 
5.9.5.4 Z Der Ausbau und die Entwicklungsmöglichkeiten der unter 5.4.2.1 in diesem Werk (im LEP-LSA 

unter 3.4.2.1) als Vorrangstandorte festgelegten öffentlichen Häfen sind besonders zu 
unterstützen. (LEP-LSA Punkt 3.6.5.4) 

5.9.6 Luftverkehr 

5.9.6.1 Z Die Erreichbarkeit des Flughafens Leipzig/Halle auf dem Schienenweg ist zu optimieren, um 
den Anteil des Individualverkehrs möglichst gering zu halten. (LEP-LSA Punkt 3.6.6.2) 

 
5.9.6.2 Z Für Verkehrsflughäfen und regional bedeutsame Landeplätze sind 

Siedlungsbeschränkungsgebiete festzulegen, soweit die hierfür maßgebenden Lärmwerte sich 
auch außerhalb der jeweiligen Flughafen- und Landeplatzfläche erheblich auswirken können. 
(LEP-LSA Punkt 3.6.6.4) 

 
5.9.6.3 Z Siedlungsbeschränkungsgebiete für Landeplätze sind übergangsweise auf der Grundlage der 

vom Länderausschuss für Immissionsschutz am 14. Mai 1997 beschlossenen Leitlinie zur 
Ermittlung und Beurteilung der Fluglärmimmissionen in der Umgebung von Landeplätzen durch 
die Immissionsschutzbehörden der Länder (Landeplatz-Fluglärmleitlinie) zu ermitteln 
(unveröffentlicht). Sie sollen mindestens die Gebiete mit einem prognostizierten äquivalenten 
Dauerschallpegel größer  60 dB (A) umfassen. (LEP-LSA Punkt 3.6.6.5) 

 
5.9.6.4 Z In Siedlungsbeschränkungsgebieten im Umfeld von Verkehrsflughäfen und Landeplätzen sind 

neue Baugebiete für Wohnnutzungen und schutzbedürftige Einrichtungen im Sinne des § 5 
Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I, S. 282), zuletzt 
geändert durch Art. 46 der VO vom 29.Oktober 2001 (BGBl. I, S. 2785) nicht vorzusehen. (LEP-
LSA Punkt 3.6.6.7) 

 
5.9.6.5 Z Bis zur Festlegung der Siedlungsbeschränkungsbereiche in Regionalen Entwicklungsplänen 

oder Regionalen Teilgebietsentwicklungsplänen sind entsprechende, von der zuständigen 
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Landesbehörde ermittelte Fluglärmbereiche Grundlage für die Beurteilung der Zulässigkeit 
neuer Baugebiete. (LEP-LSA Punkt 3.6.6.7) 

 
5.9.6.6 Z In der Planungsregion Magdeburg wird für den Verkehrslandeplatz Magdeburg ein 

Siedlungsbeschränkungsgebiet gem. kartografischer Darstellung festgelegt. 
 
5.9.6.7 Z Der Verkehrslandeplatz in Magdeburg ist auszubauen. Vorrangige Aufgabe ist die Bedienung 

des Geschäftsverkehrs sowohl im Individualbereich- als auch im Linien- und Zubringerbereich. 
Dazu ist die Start- und Landebahn zu verlängern. 

 
5.9.6.8 Z Folgende Sonderlandeplätze der Planungsregion Magdeburg sind von regionaler Bedeutung 

und sollen entsprechend ihrer Funktionen erhalten und bei Bedarf gezielt ausgebaut werden: 
1. Burg-Krähenberge 
2. Schönebeck-Zackmünde 
3. Oschersleben 
4. Klein Mühlingen 

 
5.9.6.9 G Eine Beeinträchtigung der Bevölkerung in den angrenzenden Siedlungen ist zu vermeiden. 

5.9.7 Öffentlicher Personennahverkehr 

5.9.7.1 G Zur Gewährleistung einer ausreichenden Mobilität für alle Einwohnerinnen und Einwohner des 
Landes soll in allen Teilräumen ein angemessenes Angebot im ÖPNV sichergestellt werden. 
(LEP-LSA Punkt 3.6.7.1)  

 
5.9.7.2 G Der ÖPNV bezweckt unter anderem 

1. die Herstellung und Sicherung gleichwertiger Lebensbedingungen, insbesondere die 
Erfüllung der Mobilitätsbedürfnisse der Allgemeinheit im Land Sachsen-Anhalt, 

2. die Verbesserung der Umweltqualität und damit der Lebensbedingungen für die 
Menschen, insbesondere durch Minderung von Abgas- und Lärmemissionen, 

3. die Förderung der Funktionsfähigkeit der Regionen, Städte und Gemeinden und 
4. die Erhöhung der Verkehrssicherheit. 
(LEP-LSA Punkt 3.6.7.2) 

 
5.9.7.3 Z Soweit das zu erwartende Fahrgastaufkommen es rechtfertigt, sind der öffentliche 

Straßenpersonenverkehr (Bus und Straßenbahn, ÖSPV) und der Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) vorrangig zu erhalten, schrittweise barrierefrei zu gestalten und zu einer 
leistungsfähigen Alternative zur Nutzung individueller Kraftfahrzeuge auszubauen. (LEP-LSA 
Punkt 3.6.7.3) 

 
5.9.7.4 Z Beim Busverkehr sind auch Beschleunigungsprogramme in den Orten (wie durch 

Bevorrechtigung an Lichtsignalanlagen, Anlage von Busspuren) und die Modernisierung des 
Fahrzeugparks (wie Niederflurtechnik) erforderlich. In kleineren Städten ist der Aufbau 
innovativer Stadtbussysteme zu prüfen. (LEP-LSA Punkt 3.6.7.4) 

 
5.9.7.5 Z Bedeutende Arbeitsplatzstandorte, allgemeinbildende und berufsbildende Schulen, große 

Einzelhandelseinrichtungen, Kultur- und Freizeiteinrichtungen, touristische Ziele und anderes 
sollen durch einen leistungsfähigen ÖPNV angebunden und erreichbar sein. (LEP-LSA Punkt 
3.6.7.5) 

 
5.9.7.6 Z An den Schnittstellen zwischen dem ÖPNV einerseits und dem Fuß- und Radwegeverkehr 

andererseits sollen die Bedingungen für die Kombination dieser Verkehrsmittel erheblich 
verbessert werden. Ebenso dringlich soll die optimale Verknüpfung der öffentlichen 
Verkehrsmittel (Schienenpersonenfern- und –nahverkehr, Bus- und Straßenbahnverkehr) 
untereinander hergestellt werden, um den größtmöglichen Wirkungsgrad zu erzielen. (LEP-LSA 
Punkt 3.6.7.6) 

 
5.9.7.7 Z Zur Attraktivitätssteigerung des ÖPNV sind Schienenstrecken, Bahnhöfe und Fahrzeugparks zu 

modernisieren und neue, der Erreichbarkeit der Siedlungen besser gerecht werdende 
Haltepunkte einzurichten. Für die Haltepunkte und Verkehrsmittel sind entsprechende 
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Vorkehrungen zu treffen, die die Sicherheit der Reisenden gewährleisten. Insgesamt ist eine 
Erhöhung der Reisegeschwindigkeit im ÖPNV anzustreben. (LEP-LSA Punkt 3.6.7.7) 

 
5.9.7.8 G Der Schutz von Mensch, Umwelt und Kulturlandschaft erfordert eine nachhaltige Reduzierung 

des Anteils des motorisierten Individualverkehrs. Dies soll im Rahmen der Möglichkeiten durch 
eine kombinierte Förderung der Verkehrsmittel und –infrastruktur, u.a. der Rad- und 
Wanderwegenetze, unterstützt werden.. (LEP-LSA Punkt 3.6.7.8) 

 
5.9.7.9 Z Die Nahverkehrspläne der Aufgabenträger für den straßengebundenen ÖPNV sind 

untereinander und mit dem Plan des SPNV so aufeinander abzustimmen, dass ein 
leistungsfähiges ÖPNV – Gesamtsystem für die Planungsregion Magdeburg gewährleistet wird. 

6. Einzelfachliche Grundsätze 

6.1 Natur- und Landschaftsschutz 

6.1.1  Eine nachhaltige ökonomisch leistungsfähige und die natürlichen Lebensgrundlagen sichernde 
Entwicklung des Landes erfordert die Abwägung mit Belangen des Umwelt- und Naturschutzes. 
Zur Erhaltung der Funktions- und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie der 
Regenerationsfähigkeit der Naturgüter ist die Inanspruchnahme des Freiraumes durch 
Siedlungen, Einrichtungen und Trassen der Infrastruktur und andere Eingriffe in Natur und 
Landschaft auf das notwendige Maß zu beschränken. Für neue Siedlungsflächen sind 
Freiflächen an bereits bebaute Flächen anzuschließen und sollen nur dann in Anspruch 
genommen werden, wenn andere Möglichkeiten ausgeschöpft sind. (LEP-LSA Punkt 4.1.1) 

 
6.1.2  Die Siedlungsräume sollen durch regionale und lokale Grünzüge gegliedert werden, die 

zugleich der Sicherung der ökologischen Ausgleichsfunktionen dienen sollen. Zur Vermeidung 
übermäßiger bandförmiger Siedlungsentwicklungen und Isolation von natürlichen 
Lebensräumen sind Grünzäsuren festzulegen. (LEP-LSA Punkt 4.1.2) 

 
6.1.3  Für den Naturhaushalt, die Tier- und Pflanzenwelt oder das Landschaftsbild sind wertvolle 

Gebiete und Landschaftsteile im besonderen Maße zu schützen, zu pflegen oder zu entwickeln 
und im Rahmen eines länderübergreifenden ökologischen Verbundsystems zu vernetzen. (LEP-
LSA Punkt 4.1.3) 

 
6.1.4  Bei der Planung von wesentlichen raumbeanspruchenden Vorhaben im Außenbereich von 

Gemeinden – insbesondere von Verkehrswegen, größeren Siedlungsgebieten, gewerblichen 
und bergbaulichen Anlagen – sind 
1. die großen unzerschnittenen und noch unbeeinträchtigten Flächen möglichst zu erhalten, 
2. die naturnahen Bereiche auszusparen und 
3. die Flächenansprüche und die über die beanspruchte Fläche hinausgehenden 

Auswirkungen der Nutzung zu minimieren. (LEP-LSA Punkt 4.1.4) 
 
6.1.5  Bei allen Vorhaben und Maßnahmen ist dem Schutz von Natur und Landschaft Rechnung zu 

tragen. (LEP-LSA Punkt 4.1.5) 
 
6.1.6  Geschädigte und an naturnaher Substanz verarmte Gebiete und ausgeräumte Landschaften 

sind so zu gestalten und zu entwickeln, dass ihr Naturhaushalt wieder funktions- und 
regenerationsfähig wird. (LEP-LSA Punkt 4.1.6) 

6.2 Bodenschutz 

6.2.1  Der Boden ist als Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen als Teil 
des Naturhaushaltes und als prägendes Element von Natur und Landschaft zu schützen, zu 
pflegen und zu entwickeln. (LEP-LSA Punkt 4.2.1) 
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6.2.2  Stoffliche Belastungen durch Eintrag von festen, flüssigen und gasförmigen Schadstoffen sind 
zu verhindern oder zu vermindern. Schädliche Bodenveränderungen sind zu beseitigen. (LEP-
LSA Punkt 4.2.2) 

 
6.2.3  Geschädigte Böden, insbesondere durch Versiegelung, Verunreinigung, Erosion, großräumige 

Abgrabungen sowie Altlasten, sollen saniert werden mit dem Ziel, dass sie nutzungsbezogene 
oder natürliche Funktionen wahrnehmen können. (LEP-LSA Punkt 4.2.3) 

 
6.2.4  Schäden an der Struktur des Bodens durch Verdichtung, Erosion, Auswaschung und 

Schadstoffanreicherung sind bei Planungen und Maßnahmen so gering wie möglich zu halten. 
(LEP-LSA Punkt 4.2.4) 

6.3 Gewässerschutz 

6.3.1  Für Fließgewässer wird grundsätzlich die Gewässergüteklasse II angestrebt. Fließgewässer, die 
noch Güteklasse I, I bis II und II haben, sind grundsätzlich in ihrer Beschaffenheit zu erhalten.  

 
Ziel des Gewässerschutzes ist es, die Gewässer als Lebensgrundlage und Lebensraum für 
Menschen, Tiere und Pflanzen sowie als wesentlichen Landschaftsbestandteil nachhaltig zu 
schützen und in Übereinstimmung damit den Wasserbedarf für die Bevölkerung, Industrie und 
Landwirtschaft nach Menge und Beschaffenheit zu sichern. 

 
Deshalb dürfen Gewässer nicht mehr als unvermeidbar beeinträchtigt werden, insbesondere 
soll die Belastung mit Schadstoffen vermindert, ihre Selbstreinigungskraft gesichert und 
erhalten sowie ihre Überbeanspruchung durch Wasserentnahme vermieden werden. (LEP-LSA 
Punkt 4.3.1) 
 

6.3.2  Gewässerschutz muss an den Belastungsquellen ansetzen. Maßnahmen zur Vermeidung  von 
Gewässerverunreinigungen haben Vorrang vor der Sanierung. (LEP-LSA Punkt 4.3.2) 

 
6.3.3  Die Einleitung von gereinigtem Abwasser in die Fließgewässer wird nur so erlaubt, dass keine 

nachhaltigen Verschlechterungen der Güteklassen eintreten. (LEP-LSA Punkt 4.3.3) 
 
6.3.4  Grundwasser ist unabhängig von der Benutzung flächendeckend vor Belastungen zu schützen.  
 

In das Grundwasser dürfen Einleitungen von Stoffen nur erlaubt werden, wenn eine 
Verschlechterung der Beschaffenheit nicht zu besorgen ist. Flächenhafte Belastungen des 
Grundwassers sind durch ordnungsgemäße Landbewirtschaftung und durch Vermeidung 
anderer Emissionen zu verringern. Die vorhandenen grundwassergefährdenden Altlasten sind 
nach der Erkundung und Bewertung zu sichern und möglichst zu sanieren. Die gegebenen 
Bedingungen für die Grundwasserneubildung dürfen nicht verschlechtert werden. (LEP-LSA 
Punkt 4.3.4) 

 
6.3.5  Die Unterhaltung der Gewässer umfasst die Erhaltung eines ordnungsgemäßen Zustandes für 

den Wasserabfluss. Dabei ist die Bedeutung der Gewässer für das Bild und den Erholungswert 
der Landschaft sowie als Bestandteil der natürlichen Umwelt und insbesondere als 
Lebensstätte für Pflanzen und Tiere zu berücksichtigen. (LEP-LSA Punkt 4.3.5) 

 
6.3.6  Die noch vorhandenen naturnah ausgeprägten oberirdischen Gewässer sind zu erhalten. 

Freiräume für eine natürliche Laufentwicklung der Fließgewässer sind zu belassen oder nach 
Möglichkeit wieder zu schaffen und in das ökologische Verbundsystem einzubeziehen. (LEP-
LSA Punkt 4.3.6) 

 
6.3.7  Fließgewässer sind nicht zu verbauen, sondern mit ihren Ufern und Auen zu erhalten. Innerhalb 

besiedelter Gebiete sind sie durch die Stadt- und Dorfentwicklung sinnvoll als 
Gestaltungselemente mit notwendigen Freiräumen für den Hochwasserabfluss einzubinden. Die 
Gewässerschonstreifen sind zu erhalten und zu gestalten. (LEP-LSA Punkt 4.3.7) 

 
6.3.8  Für den Hochwasserschutz sind alle Möglichkeiten zur Förderung des natürlichen 

Wasserrückhaltes durch Deichrückverlegung zur Wiedergewinnung von 
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Überschwemmungsgebieten, durch Entsiegelung, Versickerung, Renaturierung und 
standortgerechte Land- und Forstbewirtschaftung zu nutzen. Vorhandene natürliche 
Überschwemmungsgebiete sind für den Hochwasserabfluss und als Retentionsgebiete 
freizuhalten. 
In den Hochwasserentstehungsgebieten, die durch starke Abflusskonzentrationen oder durch 
Starkniederschläge gekennzeichnet sind, müssen vorrangig alle Maßnahmen vermieden 
werden, durch die Hochwasserabflüsse erhöht und beschleunigt sowie das 
Gefährdungspotential vergrößert werden (Flächenversiegelung, Bebauung der Flusstäler und 
anderes). (LEP-LSA Punkt  4.3.8) 

6.4 Lärmschutz 

6.4.1  Die Bevölkerung ist vor schädigenden Einflüssen durch Lärm zu schützen. Einem weiteren 
Anwachsen der Lärmbelästigungen ist entgegenzuwirken, bestehende Lärmbelastungen sind 
zu vermindern. (LEP-LSA Punkt 4.4.1) 

 
6.4.1.1. Die Lärmbelästigung an der bestehenden Bundesautobahn A 2 ist zu verringern. 
 
6.4.2  Treten schädliche Umweltwirkungen durch Geräusche auf oder sind diese zu erwarten, haben 

die Gemeinden für Wohngebiete und andere schutzwürdige Gebiete Lärmminderungspläne 
aufzustellen und mit den betroffenen Planungsträgern abzustimmen. Die Lärmminderungspläne 
sollen Angaben enthalten über 
1. die festgestellten und zu erwartenden Lärmbelastungen und ihre Quellen, 
2. die vorzusehenden Maßnahmen, deren Planungsträger, Zeithorizont und Finanzierung. 

 
Ziel ist die Verringerung der Geräuschbelastung oder die Verhinderung ihres weiteren Anstiegs. 
(LEP-LSA Punkt 4.4.2) 
 

6.4.3  Verkehrswege und andere lärmerzeugende Anlagen sind soweit wie möglich so zu planen, 
dass von ihnen keine unzumutbaren Lärmbelastungen, insbesondere auf Wohnbereiche, 
Bereiche mit besonders sensibler Nutzung (z. B. Kindertagesstätten, Krankenhäuser) und 
Bereiche mit besonderer Erholungsfunktion, ausgehen. Dabei hat aktiver Schallschutz Vorrang 
vor passiven Schallschutz. (LEP-LSA Punkt 4.4.3) 

 
6.4.3.1. Beim Bau der Nordverlängerung der Bundesautobahn A 14 ist die Vermeidung unzumutbarer 

Lärmbelastungen besonders zu berücksichtigen. 
 
6.4.4  In Bereichen, in denen die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse durch lärmmindernde 

Maßnahmen nicht erreicht werden können, ist der Wohnungsbau zu vermeiden. (LEP-LSA 
Punkt 4.4.4) 

6.5 Luftreinhaltung 

6.5.1  Menschen, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser sowie Kultur- und sonstige Sachgüter und die 
Atmosphäre sind vor schädlichen Luftverunreinigungen zu schützen. Dem Entstehen von 
Luftverunreinigungen soll entgegengewirkt werden sowie vorhandene Luftverunreinigungen 
abgebaut werden. (LEP-LSA Punkt 4.5.1) 

 
6.5.2  Wohnbauflächen, gewerbliche Bauflächen, landwirtschaftliche Gebäude- und Freiflächen, 

Verkehrsflächen sowie Sport- und Erholungsflächen sollen einander so zugeordnet werden, 
dass sowohl die Entstehung als auch die Auswirkungen von Emissionen möglichst gering 
gehalten werden. (LEP-LSA Punkt 4.5.2) 

 
6.5.3  Belästigungen für die Bevölkerung durch Luftverunreinigungen sollen auch durch die räumliche 

Ordnung der Siedlungsstruktur vermieden werden. Frischluftschneisen sind zu erhalten und zu 
entwickeln. (LEP-LSA Punkt 4.5.3) 

 

 44 



 

6.5.4  Zur Erreichung übergeordneter Ziele wie Gesundheitsschutz, Naturschutz, Tourismus und 
Erholung soll die flächenbezogene Privilegierung von lärm- und abgasarmen Kraftfahrzeugen 
angestrebt werden. (LEP-LSA Punkt 4.5.4) 

6.6 Klimaschutz 

Nachteiligen Veränderungen des globalen Klimas muss entgegenwirkt werden. Die 
Verunreinigung der Luft soll vor allem in den  Verdichtungsräumen verringert werden. Damit die 
Reduktionsziele der Bundesregierung erricht werden können, sollen die Emissionen von 
Treibhausgasen reduziert werden. Die raumbedeutsamen Maßnahmen sollen sich an dieser 
Zielstellung orientieren. (LEP-LSA Punkt 4.6) 

6.7 Wirtschaft 

6.7.1  Die weitere wirtschaftliche Entwicklung ist darauf auszurichten, die bestehenden 
Beschäftigungs- und Strukturprobleme zu überwinden. Der wirtschaftliche Strukturwandel zu 
einer selbsttragenden, breit gefächerten Branchenstruktur ist weiter zu unterstützen. Dabei 
sollen auch über ökologische Innovationen neue Beschäftigungsfelder eröffnet werden. (LEP-
LSA Punkt 4.7.1) 

 
Die Wirtschaftskraft der Region soll im Rahmen einer nachhaltigen Gesamtentwicklung 
verbessert werden. 
 
Dazu bedarf es: 
1. eines Ausbaus der Infrastruktur, 
2. einer zielgerichteten Entwicklung der Innovationspotentiale des Landes durch Schaffung 

regionaler Forschungs- und Technologieinfrastruktur innerhalb und außerhalb der 
Hochschulen, 

3. der gezielten Förderung von industriellen Ansiedlungen, 
4. der Entwicklung produktionsorientierter Dienstleistungen, 
5. der Erschließung der Potentiale der Umwelt- (schutz)industrien mit dem Ziel der 

Entwicklung von produktionsintegriertem Umweltschutz, 
6. der Sanierung alter Industriestandorte einschließlich der Beseitigung von vorhandenen 

Altlasten sowie einer am Bedarf orientierten Revitalisierung der Standorte durch 
Neuansiedlung 

7. regionaler Strukturmaßnahmen, die an den regionalen Leitbildern ausgerichtet sind. 
(LEP-LSA Punkt 4.7.1) 

 
6.7.2  Die gewerbliche Wirtschaft ist in ihrer regionalen und sektoralen Struktur so zu fördern, dass die 

Wirtschaftskraft des Landes durch Erhöhung der Produktivität und durch Erweiterung 
zukunftsorientierter Bereiche der Wirtschaft unter besonderer Berücksichtigung kleiner und 
mittlerer gewerblicher Betriebe entwickelt wird und dass die Erwerbsgrundlagen und die 
Versorgung der Bevölkerung gesichert werden. (LEP-LSA Punkt 4.7.2) 

 
6.7.3  In den einzelnen Teilräumen des Landes soll eine ausgewogene und an den regionalen 

Besonderheiten ausgerichtete Branchenstruktur im produzierenden Gewerbe und in den 
Dienstleistungsbereichen angestrebt werden. (LEP-LSA Punkt 4.7.3) 

 
6.7.4  Die Wirtschaftskraft der Region Magdeburg soll durch den Aufbau einer möglichst 

ausgeglichenen Wirtschaftsstruktur im Rahmen einer nachhaltigen Gesamtentwicklung gestärkt 
werden. (LEP-LSA Punkt  4.7.4) 

 
6.7.5  Die Schaffung attraktiver Standortbedingungen soll dazu führen, dass Arbeitsplätze sowie Aus- 

und Weiterbildungsplätze durch die Ansiedlung neuer und Umstrukturierung bzw. Erweiterung 
bestehender Gewerbebetriebe gesichert und geschaffen werden. 

 
Insbesondere in den Zentralen Orten soll die Infrastruktur so ausgebaut werden, dass diese 
Schwerpunkte für die wirtschaftliche Entwicklung bilden. (LEP-LSA Punkt 4.7.5) 
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6.7.6  Alle Maßnahmen der Regionalen Strukturpolitik sind in besonderem Maße im regionalen 
Konsens zu bestimmen und sollen die endogenen Potentiale berücksichtigen. Die staatliche 
Förderpolitik ist daran auszurichten. (LEP-LSA Punkt 4.7.6) 

 
6.7.7  Die Innovationsaktivität soll sich auf eine noch effektivere Ressourcennutzung 

(Effizienzrevolution), das sind höhere Wirkungsgrade und die Kreislaufwirtschaft, sowie auf 
Produktionsinnovationen, insbesondere die Substitutionen von Produkten durch 
Dienstleistungen, ausrichten. (LEP-LSA Punkt 4.7.7) 

6.8 Landwirtschaft 

6.8.1  Die Landwirtschaft soll in allen Landesteilen als raumbedeutsamer und die Kulturlandschaft 
prägender Wirtschaftszweig erhalten und weiterentwickelt werden. Dabei soll eine 
flächengebundene, vielfältig strukturierte Landwirtschaft, die wirtschaftlich effektiv und 
umweltschonend produziert und eine artgerechte Nutztierhaltung betreibt, in besonderem Maße 
gefördert werden. (LEP-LSA Punkt 4.8.1) 

 
6.8.2  Neben der einzelbetrieblichen Förderung sollen im Rahmen der Strukturförderung durch 

entsprechende Programme, z. B. Dorfernerneuerung, die vielfältigen Funktionen der 
Gemeinden nachhaltig stabilisiert und ihre umweltgerechte, wirtschaftliche, infrastrukturelle, 
soziale und kulturelle Entwicklung gefördert werden. (LEP-LSA Punkt 4.8.2) 

 
6.8.3  Für die Landwirtschaft geeignete Böden sind in ausreichendem Umfang zu erhalten. Eine 

Inanspruchnahme für andere Nutzungen soll unter Beachtung agrarischer und ökologischer 
Belange nur dann erfolgen, wenn die Verwirklichung solcher Nutzungen zur Verbesserung der 
Raumstruktur beiträgt und für dieses Vorhaben aufgrund seiner besonderen Zweckbestimmung 
nicht auf andere Flächen ausgewichen werden kann. (LEP-LSA Punkt  4.8.3) 

 
6.8.4  Die Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft soll gefördert werden durch: 

1. Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Wettbewerbsfähigkeit, 
2. Verbesserung der Lebensverhältnisse für die Bevölkerung in den ländlichen Räumen, 
3. Sicherung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen im Agrar- und Ernährungsbereich, 
4. die Nutzung der agrarwissenschaftlichen Potentiale Sachsen-Anhalts. 
(LEP-LSA Punkt 4.8.4) 

 
6.8.5  In Gebieten, in denen Landwirtschaft besondere Funktionen für den Naturhaushalt, die 

Landschaftspflege, die Erholung sowie die Gestaltung und Erhaltung des ländlichen Raumes 
hat, sind diese landwirtschaftlichen Funktionen bei allen raumbedeutsamen und 
raumbeanspruchenden Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. (LEP-LSA Punkt 4.8.5) 

 
6.8.6  Bei der Weiterentwicklung der Landwirtschaft soll darauf hingewirkt werden, dass im Rahmen 

einer umweltgerechten Bewirtschaftung 
5. die Landwirtschaft die Erzeugung qualitativ hochwertiger pflanzlicher und tierischer 

Erzeugnisse sowie nachwachsender Rohstoffe zu gewährleisten hat, 
6. regionale Verarbeitung- und Vermarktungskapazitäten gestärkt werden, 
7. eine Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum durch die Sicherung der 

wirtschaftlichen Grundlage für die Erwerbstätigen erreicht wird, 
8. eine vielfältig strukturierte Kulturlandschaft erhalten, gepflegt und gestaltet werden kann. 
(LEP-LSA Punkt 4.8.6) 

 
6.8.7  Die ländliche Bodenordnung und Flurbereinigung soll neben agrar-, siedlungs- und 

infrastrukturellen Erfordernissen unter anderem auch dem Umwelt- und Naturschutz und der 
Landschaftspflege sowie der angestrebten Landschaftsentwicklung Rechnung tragen. (LEP-
LSA Punkt 4.8.7) 

 
6.8.8  Die regionale Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus der Region 

Magdeburg für die Region Magdeburg ist verstärkt durchzuführen. Daneben kommt der 
Verbesserung der Vermarktungswege und der Entwicklung stabiler Absatzbeziehungen eine 
besondere Bedeutung zu. Vor diesem Hintergrund ist die Umsetzung folgender Ziele zu 
unterstützen: 
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1. Weiterentwicklung einer regionaltypischen, landwirtschaftlichen Produktion 
2. Entwicklung einer realistischen Konzeption für die regionale Vermarktung unter 

Beachtung der regionalen Besonderheiten und Probleme. 
3. Nutzung moderner Informations- und Kommunikationstechnologien für die Vermarktung 

landwirtschaftlicher Produkte aus der Region Magdeburg 
4. Entwicklung von Erzeugernetzwerken. 

6.9 Forstwirtschaft 

6.9.1  Der Wald ist wegen seiner wichtigen ökologischen und wirtschaftlichen Funktionen für das 
Klima zu erhalten. Seine Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen sind durch nachhaltige 
Forstwirtschaft zu sichern und weiter zu entwickeln. (LEP-LSA Punkt 4.9.1) 

 
6.9.2  Auf die Erhaltung und Förderung der natürlichen Arten- und Formenvielfalt und eine 

Vermehrung stabiler, standortgerechter und naturnaher Waldbestände soll hingewirkt werden. 
Waldränder sollen von Bebauung grundsätzlich freigehalten werden. (LEP-LSA Punkt 4.9.2)  

 
6.9.3  Der Verlust von Waldfläche soll grundsätzlich durch eine entsprechende Wiederbewaldung an 

anderer Stelle des vom Eingriff betroffenen Landschaftsraumes ausgeglichen werden. (LEP-
LSA Punkt 4.9.3) 

 
6.9.4  Der Eintrag von Luftverunreinigungen sowie Schäden durch Grundwasserabsenkung und 

weitere menschlich bedingte Ursachen sollen durch Ursachenbekämpfung vermindert oder in 
ihrer Wirkung nach Möglichkeit durch forstliche – insbesondere waldbauliche – Maßnahmen 
gemildert werden. (LEP-LSA Punkt 4.9.4) 

 
6.9.5  Der Kahlschlag soll als weitgehend waldfremdes Element mitteleuropäischer Wälder nicht mehr 

erfolgen. Es soll ein Übergang vom schlagweisen zum schlagfreien Hochwaldbetrieb, der zum 
Dauerwald führt, erfolgen. 

 
6.9.6  Zur Anhebung des Bewaldungspotentials im Interesse ausgewogener Anteile von Wald, 

offenem Gelände und Bebauung in einer harmonischen Kulturlandschaft sollen in den 
Teilräumen Gebiete für Erstaufforstung festgelegt werden. Für die Ausweisung dieser Gebiete 
sind Bergbaufolgelandschaften, durch Industrieemissionen beeinflusste Standorte und 
landwirtschaftlich nicht nutzbare Böden besonders zu berücksichtigen. (LEP-LSA Punkt 4.9.5) 

 
6.9.7  Wald ist durch Verkehr- und Versorgungstrassen so wenig wie möglich zu zerschneiden. Die 

Eingriffe sind auf das unbedingt erforderliche Maß einzuschränken und durch 
Ersatzaufforstungen auszugleichen. Bei Eingriffen in den Bestand der Waldflächen muss der 
Bedarf begründet nachgewiesen werden. (LEP-LSA Punkt 4.9.6) 

 
6.9.8  Projekte zum Anbau und zur Nutzung von Holz als nachwachsendem Rohstoff und 

Energieträger sollen angemessen gefördert werden, soweit Anbau und Nutzung ökologisch 
unbedenklich sind und wirtschaftlich betrieben werden können. (LEP-LSA Punkt 4.9.7) 

 
6.9.9  Stadtnahe Wälder sind wegen ihrer besonderen Aufgaben für Erholung, Luftreinhaltung, 

Klimaverbesserung und Trinkwasserschutz oder zur Erhaltung des Orts- und Landschaftsbildes 
von besonderer Bedeutung und daher vor Flächeneingriffen möglichst zu bewahren. (LEP-LSA 
Punkt 4.9.8) 

6.10 Energie 

6.10.1  Im Rahmen der Landesenergiepolitik gilt es, die Energiesparpotentiale auszunutzen sowie für 
die Energieversorgung alle verantwortbaren Energiequellen zu nutzen. Es sind insbesondere 
alle Möglichkeiten für den Einsatz erneuerbarer Energien auszuschöpfen und Emissionen bei 
der Energieumwandlung zu senken sowie die Energieeffizienz zu verbessern. Aufgrund der 
unverantwortlichen Risiken sollen in Sachsen-Anhalt keine Atomkraftwerke errichtet und 
betrieben werden. (LEP-LSA Punkt 4.10.1) 
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6.10.2  Für eine angemessene Nutzung der Windenergie sollen geeignete Gebiete für die Errichtung 
raumbedeutsamer Windkraftanlagen raumordnerisch gesichert werden. Dabei ist eine 
Konzentration in kleineren „Windparks“ einer Vielzahl von Einzelstandorten vorzuziehen. 
Konflikte mit den Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes sowie mit anderen 
Raumnutzungen sollen vermieden werden. Bei der Abwägung sind das Landschaftsbild und die 
Erholungsfunktion der Landschaft besonders zu berücksichtigen. (LEP-LSA Punkt 4.10.2) 

 
6.10.3  Energieeinsparungspotentiale sowie alle Möglichkeiten der rationellen Energieumwandlung, 

insbesondere der Wärme-Kraft-Kopplung, sind bei allen Planungen zu berücksichtigen. Die 
bestehenden Fernwärmenetze sind zu erhalten und auszubauen. Für neue Gewerbe- und 
Siedlungsgebiete sind energiewirtschaftliche Gemeinschaftslösungen anzustreben. (LEP-LSA 
Punkt 4.10.4) 

 
6.10.4  Die Nutzung regenerativer und CO2 –neutraler Energieträger und 

Energieumwandlungstechnologien wie Solarthermie, Photovoltaik, Wasserkraft, Windenergie, 
Biomasse und Geothermie soll gefördert werden. (LEP-LSA Punkt 4.10.5) 

6.11 Wasserversorgung 

6.11.1  Die Wasserversorgung ist so zu entwickeln, dass der gegenwärtige und zukünftige Bedarf an 
Trinkwasser in der geforderten Qualität und an Betriebswasser in allen Landesteilen 
sichergestellt wird. (LEP-LSA Punkt 4.11.1) 

 
6.11.2  Dazu sind insbesondere folgende Maßnahmen umzusetzen: 
 

1. Der nachhaltige Schutz der zur Trinkwassergewinnung genutzten Gewässer muss durch 
die Festsetzung von Wasserschutzgebieten und der Überarbeitung bzw. Aktualisierung 
der vorhandenen Wasserschutzgebiete gesichert werden. 

2. Vorhandene Wasseraufbereitungsanlagen müssen soweit erforderlich zur Sicherung 
einer der Trinkwasserversorgung entsprechenden Wassergüte nachgerüstet werden. 

3. Die Wasserressourcen sind durch rationelle Wassernutzung zur Gewährleistung eines 
intakten Wasser- und Naturhaushaltes für nachfolgende Generationen zu schonen. 

(LEP-LSA Punkt 4.11.2) 
 
6.11.3  Auf eine sparsame Verwendung von Wasser ist hinzuwirken. Industrie und Gewerbe sollen 

ihren Wasserbedarf durch Kreislaufwasserführung mindern und verstärkt Oberflächen- und 
Regenwasser nutzen. (LEP-LSA Punkt 4.11.3) 

6.12 Abwasserbeseitigung 

6.12.1  Für Abwasserbeseitigung sind kostengünstige Lösungen anzustreben. Besonders im ländlichen 
Bereich kommen für die Abwasserbeseitigung auch dezentrale und ortsnahe 
Abwasserbehandlungsanlagen in Betracht, sofern diese ökologische und ökonomisch sinnvoll 
sind. (LEP-LSA Punkt 4.12.1) 

 
6.12.2  Für bestehende Einleitungen sind, sofern sie den Anforderungen noch nicht entsprechen, nach 

von der Wasserbehörde zu bestimmenden Fristen die Anforderungen zu erfüllen. (LEP-LSA Pu 
4.12.2) 

 
6.12.3  Muss Niederschlagswasser beseitigt werden, so soll es bei Vorliegen der hydrogeologischen 

Voraussetzungen und – sofern ein Behandlungserfordernis nicht besteht – örtlich versickert 
werden. Dort, wo nicht anders möglich, muss es über Gräben oder Rohrleitungen den 
Gewässern zugeführt werden. Dabei muss eine Abflussverschärfung weitestgehend vermieden 
werden. (LEP-LSA Punkt 4.12.3) 

 
6.12.4  Bei Ansiedlung oder Erweiterung von Industrie und Gewerbe sind die Erfordernisse des 

Gewässerschutzes zu erfüllen. Gefährliche Inhaltsstoffe sind im Abwasser zu vermeiden, und 
soweit dies nicht möglich ist, am Anfallort und vor der Vermischung mit anderem Abwasser 
nach dem Stand der Technik zu verringern. (LEP-LSA Punkt 4.12.4) 

 48 



 

6.13 Lagerstätten 

6.13.1  Rohstoffgewinnung muss sich im Rahmen einer räumlich geordneten Gesamtentwicklung des 
Landes vollziehen; die Versorgung des Marktes ist langfristig zu sichern. Auf eine sparsame 
Gewinnung und Verwendung von Rohstoffen ist hinzuwirken. 
Aufgeschlossene Lagerstätten sollen möglichst vollständig ausgebeutet werden, um die 
Flächeninanspruchnahme durch Rohstoffgewinnung zu minimieren. (LEP-LSA Punkt 4.13.1) 

 
6.13.2  Die umweltrelevanten Auswirkungen räumlich zusammenhängender 

Rohstoffgewinnungsvorhaben sollen auch im Zusammenhang beurteilt werden. (LEP-LSA 
Punkt 4.13.2) 

 
6.13.3  Die dem Abbau oberflächennaher Rohstoffe nachfolgenden Nutzungen sollen der regionalen 

Gesamtentwicklung dienen; es ist darauf hinzuwirken, dass der Abbau von Rohstoffen 
möglichst mit sukzessiven Rekultivierungsarbeiten bzw. Renaturierungsarbeiten einhergeht. 
Nach erfolgter Renaturierung sollen Teilgebiete ausgewiesen werden, die der Entwicklung und 
dem Schutz einer vielfältigen Flora und Fauna vorbehalten bleiben. Diese meist als 
Ersatzlebensräume genutzten Habitate sollen in das ökologische Verbundsystem integriert 
werden, da durch eine isolierte Lage ungünstige Voraussetzungen für eine Besiedelung 
vorliegen.  
Die Entwicklungsbedürfnisse der betroffenen Gemeinden sind dabei angemessen zu 
berücksichtigen. (LEP-LSA Punkt 4.13.5) 

6.14 Telekommunikation 

6.14.1  Die Telekommunikation soll den ständig steigenden Anforderungen der Wirtschaft und der 
Bevölkerung Rechnung tragen. Dazu soll in allen Landesteilen eine moderne 
Telekommunikationsinfrastruktur aufgebaut werden. (LEP-LSA Punkt 4.14.1) 

 
6.14.2  Als Übertragungsweg für Telekommunikationsdienste sind sowohl das Kabelnetz als auch die 

mobilen Funkdienste in allen Teilen des Landes zu sichern und auszubauen. (LEP-LSA Punkt 
4.14.2) 

 
6.14.3  Richtfunkverbindungen und –sendemasten sind so zu planen, dass die Bevölkerung vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen durch elektromagnetische Felder geschützt wird und dass 
Beeinträchtigungen für Siedlungsbereiche und das Landschaftsbild vermieden werden. 
Bestehende und geplante Richtfunkstrecken sind von störender Bebauung freizuhalten. (LEP-
LSA Punkt 4.14.3) 

6.15 Abfallwirtschaft 

6.15.1  Der Abfallvermeidung und –verwertung ist gegenüber der Beseitigung der Vorrang 
einzuräumen. (LEP-LSA Punkt 4.15.1) 

 
6.15.2  Abfälle, die nicht vermieden oder verwertet werden können, sind gemeinwohlverträglich zu 

beseitigen. (LEP-LSA Punkt 4.15.2) 
 
6.15.3  In allen Teilen des Landes ist nach Art und Menge des anfallenden Abfalls ausreichende 

Standortvorsorge für Abfallentsorgungsanlagen zu treffen. (LEP-LSA Punkt 4.15.3) 

6.16 Bildung und Wissenschaft 

6.16.1  Es sollen die Rahmenbedingungen für ein vielfältiges und hochwertiges Angebot sowie eine 
langfristige Entwicklung von Bildung und Wissenschaft geschaffen werden, um nachhaltig das 
Innovationspotential  für die gesellschaftliche Entwicklung zu sichern. (LEP-LSA Punkt 4.16.1) 

 
6.16.2  In allen Landesteilen soll auch nach Maßgabe der Rechtsgrundlagen zur 

Schulentwicklungsplanung ein ausgewogenes Angebot allgemeiner und beruflicher Bildung, 
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Weiter- und Fortbildung erhalten bzw. geschaffen werden. Es ist ein der Gesamtentwicklung 
des Landes angemessenes Netz akademischer Bildungs- und Forschungseinrichtungen zu 
erhalten und weiter zu entwickeln. (LEP-LSA Punkt 4.16.2) 

 
6.16.3  Im Lande verwurzelte bewahrenswerte Traditionen in Bildung und Wissenschaft sollen im 

Rahmen der Möglichkeiten des Landes und der Kommunen erhalten, gepflegt und 
zukunftsorientiert weiterentwickelt werden. (LEP-LSA Punkt 4.16.3) 

6.17 Kultur 

6.17.1  Die Rahmenbedingungen zur Entwicklung von kulturellen Angeboten sind traditionsbewusst 
und zukunftsoffen zugestalten. Es gilt dabei, das reiche Kulturerbe zu pflegen, vielfältige und 
qualitativ hochwertige Kulturangebote zu fördern und auch künstlerische Innovationen als 
Beiträge zur Entwicklung der Gesellschaft zu ermöglichen. (LEP-LSA Punkt 4.17.1) 

 
6.17.2  Die Förderung der Kultur konzentriert sich dabei einerseits auf landesweite Schwerpunkte, die 

als Beitrag des Landes zur europäischen Kultur gelten können; andererseits ist die 
Herausbildung und Stärkung kultureller Regionen, das heißt die Ausprägung von regionaler 
kultureller Identität und die Entwicklung spezifischer Kunstangebote ebenfalls kontinuierlich zu 
fördern. (LEP-LSA Punkt 4.17.2) 

6.18 Erholung, Freizeit, Tourismus 

6.18.1  Der Tourismus soll als Wirtschaftszweig in Sachsen-Anhalt gestärkt und weiter ausgebaut 
werden. Damit soll insbesondere eine Stärkung der mittelständischen Wirtschaft erricht werden. 
Wesentliche Bedeutung wird dabei der Umsetzung des Prinzips der Barrierefreiheit zukommen. 
(LEP-LSA Punkt 4.18.1) 

 
6.18.2  Schwerpunkte für den Erholungstourismus sind Teile der Colbitz-Letzlinger Heide und der 

Fläming. 
Einer in besonderem Maße naturbetonten und naturverträglichen Erholung dienen die 
Naturparke. (LEP-LSA Punkt 4.18.2) 
 

6.18.3  Es ist geboten diese Bereiche durch Fuß- und Radwanderwege/Reitwege zu erschließen und 
an bestehende Wege anzubinden. 

 
6.18.4  Die Angebote „Urlaub auf dem Lande“ und „Urlaub auf dem Bauernhof“ sollen unter Beachtung 

der landschaftlichen und betrieblichen Besonderheiten ausgebaut werden. (LEP-LSA Punkt 
4.18.3) 

 
6.18.5  Als Kernland der deutschen Geschichte mit Baudenkmälern von herausragender Bedeutung 

soll in Sachsen-Anhalt der Kulturtourismus durch geeignete Maßnahmen gestärkt werden. 
 

Schwerpunkte für den Kulturtourismus für die Region Magdeburg sind: 
1. die Straße der Romanik (LEP-LSA Punkt 4.18.4 Nr. 1) 
2. Wirkungsstätten bedeutender historischer Persönlichkeiten (LEP-LSA Punkt 4.18.4 Nr. 

5), 
3. Internationale und nationale  Musikfestspiele (LEP-LSA Punkt 4.18.4 Nr. 6), 
4. architektonische Ensembles, sakrale und profane Bauten von  herausragender 

kulturhistorischer Bedeutung (LEP-LSA Punkt 4.18.4  Nr. 7), 
5. kulturhistorische Angebote, die der Region ein markantes Profil geben (LEP-LSA Punkt 

4.18.4 Nr. 8), 
6. technische Denkmäler (LEP-LSA Punkt 4.18.4 Nr. 9) 

 
6.18.6  Durch den Auf- und Ausbau eines medizinischen leistungsfähigen und hinsichtlich des Bau- und 

Ausstattungsstandards wettbewerbsfähigen Angebotes soll der Entwicklung des Kurwesens 
und des Gesundheitstourismus in den Kur- und Erholungsorten auf der Grundlage einer 
Heilbäderkonzeption des Landes Sachsen-Anhalt verstärkt Rechnung getragen werden. (LEP-
LSA Punkt 4.18.5) 
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6.18.7  Großflächige Freizeitanlagen (Golfplätze, Ferienparks, Erlebnisparks, Erlebnisbäder und 

ähnliches) sind frühzeitig auf ihre Raumverträglichkeit zu prüfen. Grundsätzlich kommen nur 
solche Standorte in Betracht, die an großräumige und überregionale Verkehrswege und an den 
ÖPNV angebunden sind und deren ökologische Tragfähigkeit dieses gestattet. (LEP-LSA Punkt 
4.18.6) 

 
6.18.8  Schrittweise soll ein Netz von Wander- und Reitwegen abseits stark befahrener Straßen, 

möglichst auf bestehenden Wegen in natur- und landschaftsverträglicher Weise geschaffen 
werden. (LEP-LSA Punkt 4.18.7) 

 
6.18.9  Dem Aufbau eines zusammenhängenden landesweiten Radwegnetzes kommt für den 

touristischen Radwanderverkehr besondere Bedeutung zu. Bei der Gestaltung dieses Netzes 
sollen auch Servicestationen vorgesehen werden. Darüber hinaus soll in Sachsen-Anhalt ein 
überregionales Netz (Blaues Band) für den Wassertourismus entwickelt werden. Dies betrifft 
sowohl Fließ- als auch Standgewässer. (LEP-LSA Punkt 4.18.8) 

 
6.18.10  In allen Landesteilen soll dem zunehmenden Bedürfnis aller Bevölkerungsgruppen nach 

Erholung, aktiver Freizeitgestaltung und Sport durch den Auf- und Ausbau entsprechender 
Einrichtungen gegeben werden. Durch die Einrichtung gut erreichbarer, vielseitig nutzbarer und 
umweltverträglicher Sportstätten und Freizeitanlagen soll in allen Teilräumen des Landes ein 
breites und vielfältiges Sportangebot entwickelt und gesichert werden. (LEP-LSA Punkt 4.18.9) 

 
6.18.11  Die Standorte der Projekte „Blaues Band“, „Straße der Romanik“ und „Gartenträume“ sollen 

miteinander verbunden werden, einschließlich einer gemeinsamen regionalen Vermarktung. 
 
6.18.12  Schienenzweigstrecken, die sich in besonderer Weise oder ausschließlich für touristische 

Gelegenheits-, Saison- oder Museumseisenbahnverkehre eignen, sollen nach Möglichkeit 
erhalten oder wiedereröffnet werden, wenn ein Betrieb mit Regelangeboten des SPNV nicht 
finanzierbar sein sollte. (LEP-LSA Punkt 4.18.10) 

6.19 Handel/Dienstleistungen 

6.19.1  Die Einzelhandelsentwicklung ist an den Bedürfnissen der Menschen auszurichten. In allen 
Landesteilen soll eine bedarfsorientierte Versorgung mit Ge- und Verbrauchsgütern sowie 
Nahrungs- und Genussmitteln und Dienstleistungen durch eine räumlich ausgewogene und auf 
die differenzierten funktionalen Anforderungen der zentralörtlichen Gliederung (Ober-, Mittel-, 
Grundzentren, ländliche Räume) ausgerichtete Einzelhandels- und Dienstleistungsstruktur 
erfolgen. 
Durch eine Vielzahl von Handeleinrichtungen unterschiedlicher Größen, Betriebsarten und 
Angebotsformen soll insbesondere auch die Entwicklung eines breiten Mittelstandes unterstützt 
werden. (LEP-LSA Punkt 4.19.1) 

 
6.19.2  Außerhalb der Zentralen Orte soll die Einzelhandels- und Dienstleistungsstruktur auf die 

Sicherung der verbrauchernahen Versorgung mit täglichem Grundbedarf, insbesondere mit 
Nahrungs- und Genussmitteln und Dienstleistungen, ausgerichtet sein. Die Deckung des 
kurzfristigen täglichen Bedarfs soll wohnungsnah und möglichst ohne Benutzung motorisierter 
Verkehrsmittel erfolgen können. (LEP-LSA Punkt 4.19.2) 

 
6.19.3  Einrichtungen des Großhandels und andere logistische Einrichtungen des Handels dienen der 

weiteren Belebung der Wirtschaftskreisläufe des Landes. Sie sollen an Knotenpunkten des 
Verkehrsnetzes vorzugsweise in Güterzentren errichtet werden. (LEP-LSA Punkt 4.19.3) 

7. Kartografische Darstellung 

Von der Ermächtigung des § 3 Abs. 9 LPlG LSA die Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
auch in kartografischer Form festzulegen, wird Gebrauch gemacht. Neben einer 
beschreibenden Darstellung ist auch eine kartografische Darstellung gemäß § 6 Abs. 4 LPlG 
LSA in einem Maßstab von 1:100.000 gleichwertiger Bestandteil des Regionalen 

 51



 

Entwicklungsplanes der Planungsregion Magdeburg. Die Karte und der Text des Regionalen 
Entwicklungsplanes sollen einander ergänzen und werden als eine Einheit verstanden. 
(Runderlass vom 01.12. 2002) 

8. Schlussvorschriften 

Der Regionale Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg tritt am Tag nach der 
Veröffentlichung in den Amtsblättern der Mitglieder in Kraft. 
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